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Stellenausschreibung

In der Gemeinde Wiesenburg/Mark ist ab sofort nachfolgende Stelle unbe-
fristet zu besetzen:

Staatlich anerkannte/r Erzieher/in (m/w/d)
in der Integrierten Kindertagesbetreuung im Rahmen  

der verlässlichen Halbtagsschule (IKTB)

Gesucht wird eine engagierte, belastbare und flexible Persönlichkeit, die 
ihr gesamtes Handeln auf die körperlichen und seelischen Bedürfnisse, auf 
die Interessen und die Lernfähigkeit der ihr anvertrauten Kinder ausrichtet.
 
Die wöchentliche Arbeitszeit beträgt 32 Stunden.

Die Vergütung erfolgt gemäß TVöD-SuE EG S 8A.

Anforderungen:
– Abschluss als staatlich anerkannte/r Erzieher/in
– Führerschein Klasse B
 
Bei der Einstellung ist ein Führungszeugnis vorzulegen.

Sollte Ihr Interesse geweckt worden sein, senden Sie Ihre Bewerbungsun-
terlagen bitte schriftlich oder elektronisch an:
 

Stellenausschreibung

In der Gemeinde Wiesenburg/Mark ist ab 01.03.2024 vorbehaltlich der Be-
willigung von Projektmitteln aus dem Bereich Regionalentwicklung (BMI) 
nachfolgende Stelle unbefristet zu besetzen:
 

Regionalmanager (m/w/d)
 
mit hoher Affinität für den ländlichen Raum, einen Sinn für politische Zusam-
menhänge, Erfahrung in der Gremienarbeit und Optimismus, denn es gilt, 
eine struktur- und finanzschwache Region zukunftsorientiert zu gestalten.
 
Die wöchentliche Arbeitszeit beträgt 20 – 30 Stunden und kann im Rahmen 
der Projektförderung auf Vollzeit erhöht werden. Die Vergütung erfolgt je 
nach Qualifikation bis zur Entgeltgruppe 9 B TVöD-VKA.  
 
Sie glauben an die Potenziale des ländlichen Raums und möchten gerne 
dabei sein, zukunftsweisende Projekte mit und für die Bevölkerung an den 
Start zu bringen? Sie haben Lust, eine innovative Gemeinde und die Regi-
on „Fläming“ mitzugestalten? Sie möchten Teil eines kleinen Projektteams 
werden, dass kreativ und kooperativ arbeitet? Dann ist das Ihre neue Stelle!

Die Aufgabengebiete umfassen im Wesentlichen:
– Entwicklung und Fortschreibung eines gemeinsamen „strategischen 

regionalen Entwicklungskonzepts „S(h)rek“ für unsere Peripherie in 
Zusammenarbeit mit der Regionalplanung, dem Regionalmanagement, 
Smart Village e. V. und der Zukunftsschusterei (Smart City Büro) sowie 
kooperierenden Kommunen

– Vor-, nachbereitende und begleitende Gremienarbeit sowie von Bürger-
beteiligungsprozessen

– Initiierung und Pflege interkommunaler Zusammenarbeit
– Unterstützung in der Regionalentwicklung und Fördermittelakquise
– Aufbau, Begleitung und Erweiterung von „kreativen Produktionsstand-

orten“ für neues Leben und Arbeiten im ländlichen Raum des 21. Jahr-
hunderts

– Durchführung von Interessenbekundungsverfahren zur Revitalisierung 
innerörtlicher Brachen im genossenschaftlichen und sozialunternehme-
rischen Umfeld

– Unterstützung beim Aufbau und Betrieb von Produktionsgenossenschaf-
ten/ Gemeinschaftsbüros im Sinne einer gemeinwohlorientierten Ent-
wicklung

Fachliche/persönliche Anforderungen:
– ein abgeschlossenes, zum Aufgabenfeld passendes, Hochschulstudium 

(Bachelor) oder Student*in mit vergleichbarer Qualifikation 
– Erfahrungen im Themengebiet „Ländliche Entwicklung“

– strategisches und kommunalpolitisches Denken
– Spaß am Anfangen und Umsetzen
– Freude an der Arbeit und am Austausch im Team
– Führerschein der Klasse B
– wünschenswert wäre ein Bezug zur Region „Hoher Fläming“
 
Was wir bieten:
– einen krisensicheren Arbeitsplatz im öffentlichen Dienst
– ein interessantes Aufgabengebiet in einem engagierten Team mit kur-

zen Entscheidungswegen (Wirtschaftsförderung, Bürgermeister)
– flexible Arbeitszeiten und mobiles Arbeiten, Regionalbüro direkt am 

Bahnhof Wiesenburg mit Bahnanschluss an Berlin und Dessau
– weitere spannende und innovative Projekte im Bereich der Regionalent-

wicklung, Smartes Landleben und Digitalisierung
– attraktive Zusatzleistungen (Möglichkeit der sportlichen Betätigung im 

Rahmen der betrieblichen Gesundheitsförderung, betriebliche Altersvor-
sorge, Arbeitszeitkonto) 

– eine Erhöhung der Stundenzahl kann nach Wunsch und Eignung in Aus-
sicht gestellt werden

 
Sollte Ihr Interesse geweckt worden sein, senden Sie Ihre Bewerbungsun-
terlagen bitte bis zum 11.02.2024 ausschließlich digital per Mail in einem 
PDF-Dokument an:
 

Gemeinde Wiesenburg/Mark 
Personalabteilung 
Schlossstraße 1 

14827 Wiesenburg/Mark 
E- Mail: bewerbung@wiesenburgmark.de

 
Bitte beachten Sie, dass die Bewerbungsunterlagen aus Kostengründen 
nicht zurückgeschickt werden. Sollten Sie eine Rücksendung der Bewer-
bungsunterlagen wünschen, legen Sie bitte einen ausreichend frankierten 
Rückumschlag bei. Bewerbungskosten werden nicht erstattet.
 
Bis zum Abschluss des Auswahlverfahrens werden Ihre personenbezogenen 
Daten unter Beachtung der EU-Datenschutzgrundverordnung (EU-DSGVO) 
und des Brandenburgischen Datenschutzgesetzes (BbgDSG) in maschinen-
lesbarer Form im Personalmanagementsystem gespeichert und ausschließ-
lich für den Zweck dieses Verfahrens verarbeitet und genutzt. Ihre persönli-
chen Daten werden vertraulich behandelt und nicht an Dritte weitergegeben. 
Die ausführlichen Datenschutzhinweise finden Sie unter www.wiesenburg-
mark.de – „Verwaltung“ – „Datenschutzinformationen“ – „Datenschutzin-
formation_Bewerbungsverfahren“.
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Gemeinde Wiesenburg/Mark 
Personalabteilung 
Schlossstraße 1 

14827 Wiesenburg/Mark 
E-Mail: bewerbung@wiesenburgmark.de

 
Bitte beachten Sie, dass die Bewerbungsunterlagen aus Kostengründen 
nicht zurückgeschickt werden. Sollten Sie eine Rücksendung der Bewer-
bungsunterlagen wünschen, legen Sie bitte einen ausreichend frankierten 
Rückumschlag bei. Bewerbungskosten werden nicht erstattet.

Bis zum Abschluss des Auswahlverfahrens werden Ihre personenbezogenen 
Daten unter Beachtung der EU-Datenschutzgrundverordnung (EU-DSGVO) 
und des Brandenburgischen Datenschutzgesetzes (BbgDSG) in maschinen-
lesbarer Form im Personalmanagementsystem gespeichert und ausschließ-
lich für den Zweck dieses Verfahrens verarbeitet und genutzt. Ihre persönli-
chen Daten werden vertraulich behandelt und nicht an Dritte weitergegeben. 
Die ausführlichen Datenschutzhinweise finden Sie unter www.wiesenburg-
mark.de – „Verwaltung“ – „Datenschutzinformationen“ – „Datenschutzin-
formation_Bewerbungsverfahren“.

Bekanntmachung der Wahlleiterin vom 31. Januar 2024

zur Wahl

 – der Gemeindevertretung der Gemeinde Wiesenburg/Mark 
 – des Ortsbeirates des Ortsteils Benken 
 – des Ortsbeirates des Ortsteils Grubo 
 – des Ortsbeirates des Ortsteils Jeserig/Fläming 
 – des Ortsbeirates des Ortsteils Jeserigerhütten 
 – des Ortsbeirates des Ortsteils Klepzig 
 – des Ortsbeirates des Ortsteils Lehnsdorf 
 – des Ortsbeirates des Ortsteils Medewitz 
 – des Ortsbeirates des Ortsteils Mützdorf 
 – des Ortsbeirates des Ortsteils Neuehütten 
 – des Ortsbeirates des Ortsteils Reetz 
 – des Ortsbeirates des Ortsteils Reetzerhütten 
 – des Ortsbeirates des Ortsteils Reppinichen 
 – des Ortsbeirates des Ortsteils Schlamau 
 – des Ortsbeirates des Ortsteils Wiesenburg

am 09. Juni 2024

Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kommunalwahlgeset-
zes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der Brandenburgischen Kommu-
nalwahlverordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I. Wahltermin sowie die Wahlzeit

 Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit der allge-
meinen Kommunalwahlen 2024 vom 17. August 2023 (GVBl. II Nr. 57) 
finden die Wahlen 

–  der Gemeindevertretung der Gemeinde Wiesenburg/Mark und
–  der oben stehenden Ortsbeiräte 

 am Sonntag, den 09. Juni 2024 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr statt.

II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen

 Nachdem der Minister des Innern und für Kommunales die Wahltermine 
für die vorgenannten Wahlen durch Rechtsverordnung bestimmt hat, 
fordere ich gemäß § 31 Absatz 2 Satz 3 BbgKWahlV auf, die Wahlvor-
schläge für diese Wahlen möglichst frühzeitig einzureichen. Ergänzend 
hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A. Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Wiesenburg/Mark

1. Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen und Gemein-
devertreter 

 Es sind insgesamt 16 Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter 
zu wählen.

2. Wahlkreise
 Das Wahlgebiet der Gemeinde Wiesenburg/Mark besteht aus einem 

Wahlkreis.

3. Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereinigungen 

und Wählergruppen sowie Einzelbewerbenden eingereicht wer-
den. Daneben können Parteien, politische Vereinigungen und Wähler-
gruppen auch gemeinsam einen Wahlvorschlag als Listenvereinigung 
einreichen. Sie dürfen sich jedoch bei jeder Wahl nur an einer Listenver-
einigung beteiligen; die Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt 
einen eigenständigen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht werden. Sie 
müssen spätestens bis zum

                  Donnerstag, den 04. April 2024, 12 Uhr, 
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 bei der
                  Wahlleiterin der Gemeinde Wiesenburg/Mark 
                  Schlossstraße 1 in 14827 Wiesenburg/Mark

 schriftlich eingereicht werden.

4. Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
 Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschließen, 

ist der Wahlleiterin für die Gemeinde Wiesenburg/Mark durch die 
für das Wahlgebiet zuständigen Organe aller am Zusammenschluss 
Beteiligten spätestens bis zum Donnerstag, den 04. April 2024, 12 
Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung der an dem Zusammen-
schluss beteiligten Gruppierungen muss bei Parteien oder politischen 
Vereinigungen von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlge-
biet zuständigen Vorstands, darunter der oder dem Vorsitzenden oder 
einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, bei Wählergruppen 
von der oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe unter-
zeichnet sein.

5. Dieser Punkt entfällt für das Wahlgebiet der Gemeinde Wiesenburg/
Mark.

6. Inhalt der Wahlvorschläge
6.1 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Muster der Anlage 5a zu § 32 

Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müssen enthal-
ten
a)  den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätigkeit, 

den Tag der Geburt, den Geburtsort, die Staatsangehörigkeit und 
die Anschrift einer jeden Bewerbenden und eines jeden Bewer-
bers in erkennbarer Reihenfolge,

b)  als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereini-
gung den vollständigen Namen der einreichenden Partei oder 
politischen Vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwendet, auch diese; der im Wahlvorschlag angegebene Name 
der Partei oder politischen Vereinigung muss mit dem Namen 
übereinstimmen, den diese im Lande führt,

c)  als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der ein-
reichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwendet, auch diese; aus dem Namen muss hervorgehen, dass 
es sich um eine Wählergruppe handelt; der Name und die etwa-
ige Kurzbezeichnung dürfen nicht den Namen von Parteien oder 
politischen Vereinigungen oder deren Kurzbezeichnung enthalten,

d)  als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen der 
Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese; zusätzlich sind die Namen und, sofern vorhanden, 
auch die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Parteien, politi-
schen Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,

e)  den Namen des Wahlgebietes und bei wahlkreisbezogenen Wahl-
vorschlägen auch die Bezeichnung des Wahlkreises.

 Der Wahlvorschlag einer oder eines Einzelbewerbenden darf nur 
die unter Buchstabe a und e bezeichneten Angaben enthalten.

6.2 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerbende oder einen 
Bewerber und darf höchstens insgesamt 24 Bewerbende enthalten.

6.3 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekommuni-
kationsanschluss der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauensperson kann auch eine 
Bewerbende oder ein Bewerbender benannt werden. Soweit gesetz-
lich nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson und 
die stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, ver-
bindliche Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegen-
zunehmen.

6.4 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung 
muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zu-

ständigen Vorstandes, darunter der oder dem Vorsitzenden oder 
einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. 
Der Wahlvorschlag einer Wählergruppe muss von der oder dem 
Vertretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertretungsberech-
tigung ist auf mein Verlangen nachzuweisen. Der Wahlvorschlag 
einer Listenvereinigung muss von jeder an ihr beteiligten Partei, 
politischen Vereinigung und Wählergruppe entsprechend unterzeich-
net sein. Der Wahlvorschlag einer oder eines Einzelbewerbenden 
muss von dieser oder diesem unterzeichnet sein.

6.5 Wichtige Beschränkungen
 Jede und jeder Bewerbende darf nur auf einem Wahlvorschlag für 

die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Wiesenburg/Mark 
benannt sein. Die Bewerbende oder der Bewerber auf dem Wahlvor-
schlag einer Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die 
mit einem eigenen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

7. Voraussetzungen für die Benennung als Bewerbende oder Be-
werber

7.1 Die Benennung als Bewerbende oder Bewerbender auf einem Wahl-
vorschlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe 
oder Listenvereinigung ist an folgende Voraussetzungen geknüpft:
a)  Die oder der Bewerbende muss gemäß § 11 BbgKWahlG wähl-

bar sein.
b)  Die oder der Bewerbende muss durch eine Versammlung 

zur Aufstellung der Bewerbenden gemäß § 33 BbgKWahlG 
bestimmt worden sein (siehe Nummer 8).

c) Die oder der Bewerbende muss der Benennung auf dem Wahl-
vorschlag schriftlich zustimmen. Die Zustimmung ist nach dem 
Muster der Anlage 7a zu § 32 Absatz 5 Nummer 1 BbgKWahlV 
abzugeben. Wird der Wahlvorschlag von einer Partei eingereicht, 
hat die Bewerbende oder der Bewerber in der Zustimmungser-
klärung zudem ihre oder seine Parteimitgliedschaften anzugeben 
oder zu erklären, dass sie oder er parteilos ist.

 Die in Buchstabe a und c genannten Voraussetzungen gelten ferner 
für Einzelbewerbende.

7.2 Zur Wählbarkeit
7.2.1 Wählbarkeit von Deutschen
 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen im 

Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, die
– am 09. Juni 2024 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
 Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 BbgKWahlG 

nicht wählbar, wenn sie oder er
– infolge Richterspruchs das Wahlrecht nicht besitzt,
– sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 

des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus be-
findet oder

– infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Be-
kleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

7.2.2 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern
 Wählbar sind gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG auch alle Staatsan-

gehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die
– am 09. Juni 2024 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
 Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 Absatz 3 

BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
– infolge Richterspruchs das Wahlrecht nicht besitzt,
– sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 des 

Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus befindet,
– infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die 

Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter 
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nicht besitzt oder
– infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung im 

Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht besitzt.
7.3 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerbende und für jeden 

Bewerbenden eine Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem Muster 
der Anlage 8a zu § 32 Absatz 5 Nummer 2 BbgKWahlV einzureichen, 
dass die oder der vorgeschlagene Bewerbende wählbar ist.

 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich ihre Zustim-
mung zur Kandidatur erklärt haben, müssen mir mit der Bescheinigung 
nach Satz 1 zusätzlich eine Versicherung an Eides statt nach dem 
Muster der Anlage 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 BbgKWahlV über 
ihre Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, dass sie in ihrem Her-
kunftsmitgliedstaat nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind.

8. Zur Aufstellung der Bewerbenden gemäß § 33 BbgKWahlG
8.1 Die Bewerbenden einer Partei oder politischen Vereinigung 

und ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt 
ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtig-
ten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung in geheimer 
Abstimmung bestimmt worden sein (Mitgliederversammlung). 
Dies kann auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern 
(Satz 1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu besonders gewählt 
worden sind (Delegiertenversammlung). 

8.2 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine 
Organisation hat, können die Bewerbenden sowie ihre Reihenfol-
ge auch durch die im gesamten Gemeindegebiet wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung oder deren De-
legierte oder durch die für die Wahl zum Kreistag des Landkreises 
Potsdam-Mittelmark wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder 
politischen Vereinigung oder deren Delegierte bestimmt werden.

8.3 Die Bewerbenden einer Wählergruppe sowie ihre Reihenfolge 
müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammen-
tritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der 
Wählergruppe (Mitgliederversammlung) oder, wenn die Wähler-
gruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in einer Versammlung 
der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet 
wahlberechtigten Anhängerinnen und Anhänger (Anhängerin-
nen- und Anhängerversammlung) der Wählergruppe in geheimer 
Abstimmung bestimmt worden sein. Dies kann auch durch Delegierte 
geschehen, die von den Mitgliedern oder Anhängerinnen und Anhän-
gern (Satz 1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu besonders 
gewählt worden sind (Delegiertenversammlung). Die Ausführun-
gen zu Nummer 8.2 gelten für mitgliedschaftlich organisierte Wähl-
ergruppen entsprechend.

8.4 Die Bewerbenden einer Listenvereinigung sowie ihre Reihen-
folge müssen in einer gemeinsamen Mitglieder- oder Delegierten-
versammlung in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein; im 
Übrigen gelten die Bestimmungen des § 33 BbgKWahlG sinngemäß.

8.5 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerinnen und An-
hänger oder Delegierten von dem zuständigen Vorstand der Partei 
oder politischen Vereinigung oder der oder dem Vertretungsberech-
tigten der Wählergruppe mit einer mindestens dreitägigen Frist 
entweder einzeln oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

8.6 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimmberechtigte 
Teilnehmer der Versammlung ist für die geheime Wahl der Bewer-
benden sowie der Delegierten für die Delegiertenversammlung vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerbenden ist Gelegenheit zu geben, 
sich und ihr Programm der Versammlung in angemessener Zeit vor-
zustellen. In der Versammlung müssen sich mindestens drei Mit-
glieder, Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierte an der Abstim-
mung beteiligen.

8.7 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder Delegier-
tenversammlung ist eine Niederschrift nach dem Muster der Anla-

ge 9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen, die dem 
Wahlvorschlag beizufügen ist. Aus der Niederschrift muss die Art, 
der Ort und die Zeit der Versammlung, die Form der Einladung, die 
Anzahl der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen und Anhänger 
oder Delegierten sowie das Ergebnis der geheimen Wahl hervorge-
hen. Hierbei haben die Leiterin oder der Leiter der Versammlung 
und zwei von der Versammlung bestimmte Teilnehmerinnen 
oder Teilnehmer an Eides statt zu versichern, dass die gesetzlichen 
Mindestanforderungen an eine demokratische Aufstellung der Kandi-
datinnen und Kandidaten gemäß § 33 Absatz 5 BbgKWahlG beachtet 
worden sind.

9. Unterstützungsunterschriften
9.1 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften
9.1.1 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereinigungen, 

die am 21. August 2023 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im 20. Deutschen Bundestag oder im 7. Landtag Brandenburg 
durch mindestens eine im Land Brandenburg gewählte Abgeordnete 
oder durch mindestens einen im Land Brandenburg gewählten Abge-
ordneten oder im Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittelmark durch 
mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder durch mindestens einen 
Kreistagsabgeordneten oder in der Gemeindevertretung Wiesenburg/
Mark durch mindestens eine Gemeindevertreterin oder durch mindes-
tens einen Gemeindevertreter seit der letzten Wahl ununterbrochen 
vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften befreit. 

9.1.2 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 21. August 2023 
aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Kreistag des Land-
kreises Potsdam-Mittelmark durch mindestens eine Kreistagsabge-
ordnete oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in 
der Gemeindevertretung Wiesenburg/Mark durch mindestens eine 
Gemeindevertreterin oder durch mindestens einen Gemeindevertre-
ter seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit.

9.1.3 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht für 
Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteiligten 
Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 9.1.1 oder 9.1.2 ge-
nannten Voraussetzungen für die Befreiung von diesem Erfordernis 
erfüllt.

9.1.4 Wahlvorschläge von Einzelbewerbenden, die am 21. August 
2023 aufgrund eines Einzelwahlvorschlags im Kreistag des Landkrei-
ses Potsdam-Mittelmark oder in der Gemeindevertretung Wiesen-
burg/Mark vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften befreit. 

9.2 Wichtige Hinweise
9.2.1 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, einer 

Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer oder eines Einzelbewer-
benden, die oder der nach der vorstehenden Nummer 9.1 von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind 
mindestens 10 Unterstützungsunterschriften von wahlberechtigten 
Personen beizufügen.

9.2.2 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der wahlbe-
rechtigten Person ist spätestens bis zum 

                  Mittwoch, den 03. April 2024, 16 Uhr, 
 in der
                  Wahlbehörde der Gemeinde Wiesenburg/Mark
                  Einwohnermeldeamt (Raum 32)
                  Schlossstraße 1 in 14827 Wiesenburg/Mark 
 zu leisten.

 Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf den von 
mir ausgelegten oder ausgegebenen amtlichen Formblättern 
für Unterschriftenlisten nach dem Muster der Anlage 6 zu § 32 
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Absatz 4 Nummer 3 BbgKWahlV unter Beachtung folgender Vorschrif-
ten zu erbringen:

9.2.3 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des Wahlvor-
schlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde der Gemeinde 
Wiesenburg/Mark, Ordnungsamt (Raum 31), Schlossstraße 1 in 
14827 Wiesenburg/Mark aufgelegt. 

 Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie Anschrift 
einer jeden und eines jeden Bewerbenden in erkennbarer 
Reihenfolge anzugeben. Daneben ist beim Wahlvorschlag einer 
Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe oder Listenver-
einigung deren Name und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese, anzugeben. 

 Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Erklärung 
zu bestätigen, dass die Bewerbenden sowie ihre Reihenfolge gemäß 
§ 33 BbgKWahlG bestimmt worden sind, oder eine Ausfertigung der 
Niederschrift über die Bestimmung der Bewerbenden sowie ihrer 
Reihenfolge vorzulegen. Beim Wahlvorschlag einer Listenver-
einigung sind ferner auch die Namen, und, sofern vorhanden, die 
Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Gruppierungen anzugeben.

 Beim Wahlvorschlag einer Einzelbewerbenden ist die Bezeichnung 
„Einzelwahlvorschlag“ anzugeben. 

 Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den 
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für die 
Unterzeichnung des Wahlvorschlags  bei einer ehrenamtlichen Bür-
germeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeister im Land, vor 
einer Notarin oder einem Notar oder bei einer anderen zur Beglaubi-
gung ermächtigten Stelle ausgeben.

9.2.4 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wählergrup-
pen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestimmung der 
Bewerbenden sowie ihrer Reihenfolge nach § 33 BbgKWahlG unter-
zeichnet werden. Vorher geleistete Unterstützungsunterschriften sind 
ungültig.

9.2.5 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvorschlag für 
die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Wiesenburg/Mark 
unterzeichnen. Hat eine Person für diese Wahl mehr als einen Wahl-
vorschlag unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für diese Wahl 
geleisteten Unterstützungsunterschriften ungültig.

9.2.6 Dieser Punkt entfällt für das Wahlgebiet der Gemeinde Wiesenburg/
Mark

9.2.7 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung gege-
ben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch die Bewer-
benden selbst ist unzulässig.

9.2.8 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der Geburt 
und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das Datum der Un-
terschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnende Person hat sich 
vor der Unterschriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme gültiger 
Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.

9.2.9 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf, kann eine Person 
ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die die Unterschriftsleistung 
vornimmt. Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer Behinderung 
nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, kann auf Antrag die 
Unterstützungsunterschrift durch Erklärung vor einer oder einem Beauf-
tragten der Wahlbehörde ersetzen. Der Antrag kann bis Montag, den 
01. April 2024, 16 Uhr, schriftlich bei der Wahlbehörde gestellt werden.

9.2.10 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichnerinnen 
und Unterzeichner, die die Unterstützungsunterschrift auf der von mir 
aufgelegten oder ausgegebenen Unterschriftenliste leisten, zu ver-
merken, dass sie im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unterschrifts-
leistung wahlberechtigt sind. 

10. Mängelbeseitigung
 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 04. April 2024, 12 Uhr, können 

Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der Bewerbenden be-

ziehen, nicht mehr behoben und fehlende Unterstützungsunterschriften 
nicht mehr beigebracht werden. Das Gleiche gilt, wenn die oder der Be-
werbende so mangelhaft bezeichnet ist, dass ihre oder seine Identität 
nicht feststeht. Sonstige Mängel, die die Gültigkeit der Wahlvorschläge 
berühren, können bis zu der Entscheidung über die Zulassung der Wahl-
vorschläge (§ 37 Absatz 1 BbgKWahlG) beseitigt werden.

11. Zulassung der Wahlvorschläge
 Der Wahlausschuss beschließt voraussichtlich am 09. April 2024, 

spätestens jedoch am 58. Tag vor der Wahl, in öffentlicher Sitzung 
über die Zulassung der Wahlvorschläge. Im Übrigen wird auf § 37 
BbgKWahlG sowie §§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen.

B. Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Benken

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5, 7, 
8.1, 8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der Ge-
meinde Wiesenburg/Mark gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des 
Ortsteils Benken mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 
1. Das Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Benken 

ist das Gebiet dieses Ortsteils. 
 Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.
2. Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3. Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerbende oder 

einen Bewerber enthalten.
 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens vier Bewerbende 

enthalten.
4. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar 

sind und im Ortsteil Benken ihren ständigen Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt haben.

5. Die in der Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglie-
der der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder 
deren Delegierte können auch die Bewerbenden sowie ihre Rei-
henfolge für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Benken bestim-
men, sofern die Anzahl der im Ortsteil Benken wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe 
nicht zur Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht. 
In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde Wiesen-
burg/Mark wahlberechtigten Mitglieder nicht für die Durchfüh-
rung einer Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die Ausfüh-
rungen zu Buchstabe A Nummer 8.2 entsprechend.

6. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, 
einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewer-
berin oder eines Einzelbewerbers, die oder der von dem Erforder-
nis von Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind keine 
Unterstützungsunterschriften beizufügen, da die Einwohnerzahl 
des Ortsteils Benken unter 300 Einwohnern liegt (§ 84 in Verbin-
dung mit § 28a BbgKWahlG).

C. Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Grubo

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5, 7, 
8.1, 8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der Ge-
meinde Wiesenburg/Mark gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des 
Ortsteils Grubo mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 
1.  Das Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Grubo 

ist das Gebiet dieses Ortsteils. 
 Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.

2. Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3. Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerbende oder einen 

Bewerber enthalten.
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 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens vier Bewerbende 
enthalten.

4. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 
und im Ortsteil Grubo ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt haben.

5. Die in der Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglieder 
der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder deren 
Delegierte können auch die Bewerbenden sowie ihre Reihenfolge 
für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Grubo bestimmen, sofern 
die Anzahl der im Ortsteil Grubo wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe nicht zur Durch-
führung einer Mitgliederversammlung ausreicht. In dem Falle, dass 
selbst die Anzahl der in der Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlbe-
rechtigten Mitglieder nicht für die Durchführung einer Mitglieder-
versammlung ausreicht, gelten die Ausführungen zu Buchstabe A 
Nummer 8.2 entsprechend.

6. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind keine Unterstüt-
zungsunterschriften beizufügen, da die Einwohnerzahl des Ortsteils 
Grubo unter 300 Einwohnern liegt (§ 84 in Verbindung mit § 28a 
BbgKWahlG).

D. Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Jeserig/Fläming

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5, 7, 8.1, 
8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde 
Wiesenburg/Mark gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Je-
serig/Fläming mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 
1. Das Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Jeserig/

Fläming ist das Gebiet dieses Ortsteils. 
 Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.
2. Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3. Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerbende oder einen 

Bewerber enthalten.
 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens vier Bewerbende 

enthalten.
4. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 

und im Ortsteil Jeserig/Fläming ihren ständigen Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt haben.

5. Die in der Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mit-
glieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe 
oder deren Delegierte können auch die Bewerbenden sowie ihre 
Reihenfolge für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Jeserig/Flä-
ming bestimmen, sofern die Anzahl der im Ortsteil Jeserig/Fläming 
wahlberechtigten Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung 
oder Wählergruppe nicht zur Durchführung einer Mitgliederver-
sammlung ausreicht. In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der 
Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglieder nicht für 
die Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die 
Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.2 entsprechend.

6. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind keine Unterstüt-
zungsunterschriften beizufügen, da die Einwohnerzahl des Ortsteils 
Jeserig/Fläming unter 300 Einwohnern liegt (§ 84 in Verbindung mit 
§ 28a BbgKWahlG).

E. Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Jeserigerhütten

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5, 7, 8.1, 

8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde 
Wiesenburg/Mark gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Je-
serigerhütten mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 
1. Das Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Jeseriger-

hütten ist das Gebiet dieses Ortsteils. 
 Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.
2. Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3. Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerbende oder einen 

Bewerber enthalten.
 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens vier Bewerbende 

enthalten.
4. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 

und im Ortsteil Jeserigerhütten ihren ständigen Wohnsitz oder ge-
wöhnlichen Aufenthalt haben.

5. Die in der Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglie-
der der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder 
deren Delegierte können auch die Bewerbenden sowie ihre Rei-
henfolge für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Jeserigerhüt-
ten bestimmen, sofern die Anzahl der im Ortsteil Jeserigerhütten 
wahlberechtigten Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung 
oder Wählergruppe nicht zur Durchführung einer Mitgliederver-
sammlung ausreicht. In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der 
Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglieder nicht für 
die Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die 
Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.2 entsprechend.

6. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind keine Unterstüt-
zungsunterschriften beizufügen, da die Einwohnerzahl des Ortsteils 
Jeserigerhütten unter 300 Einwohnern liegt (§ 84 in Verbindung mit 
§ 28a BbgKWahlG).

F. Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Klepzig

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5, 7, 8.1, 
8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemein-
de Wiesenburg/Mark gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils 
Klepzig mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 
1. Das Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Klepzig 

ist das Gebiet dieses Ortsteils. 
 Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.
2. Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3. Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerbende oder einen 

Bewerber enthalten.
 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens vier Bewerbende 

enthalten.
4. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 

und im Ortsteil Klepzig ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt haben.

5. Die in der Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglieder 
der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder deren 
Delegierte können auch die Bewerbenden sowie ihre Reihenfolge 
für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Klepzig bestimmen, sofern 
die Anzahl der im Ortsteil Klepzig wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe nicht zur Durch-
führung einer Mitgliederversammlung ausreicht. In dem Falle, dass 
selbst die Anzahl der in der Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlbe-
rechtigten Mitglieder nicht für die Durchführung einer Mitglieder-
versammlung ausreicht, gelten die Ausführungen zu Buchstabe A 
Nummer 8.2 entsprechend.

6. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
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ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind keine Unterstüt-
zungsunterschriften beizufügen, da die Einwohnerzahl des Ortsteils 
Klepzig unter 300 Einwohnern liegt (§ 84 in Verbindung mit § 28a 
BbgKWahlG).

G. Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Lehnsdorf

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5, 7, 8.1, 
8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemein-
de Wiesenburg/Mark gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils 
Lehnsdorf mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 
1. Das Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Lehnsdorf 

ist das Gebiet dieses Ortsteils. 
 Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.
2. Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3. Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerbende oder einen 

Bewerber enthalten.
 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens vier Bewerbende 

enthalten.
4. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 

und im Ortsteil Lehnsdorf ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhnli-
chen Aufenthalt haben.

5. Die in der Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglie-
der der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder 
deren Delegierte können auch die Bewerbenden sowie ihre Reihen-
folge für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Lehnsdorf bestim-
men, sofern die Anzahl der im Ortsteil Lehnsdorf wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe 
nicht zur Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht. In 
dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde Wiesenburg/
Mark wahlberechtigten Mitglieder nicht für die Durchführung ei-
ner Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die Ausführungen zu 
Buchstabe A Nummer 8.2 entsprechend.

6. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind keine Unterstüt-
zungsunterschriften beizufügen, da die Einwohnerzahl des Ortsteils 
Lehnsdorf unter 300 Einwohnern liegt (§ 84 in Verbindung mit § 28a 
BbgKWahlG).

H. Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Medewitz

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5, 7, 8.1, 
8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde 
Wiesenburg/Mark gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Me-
dewitz mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 
1. Das Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Medewitz 

ist das Gebiet dieses Ortsteils. 
 Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.
2. Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3. Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerbende oder einen 

Bewerber enthalten.
 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens vier Bewerbende 

enthalten.
4. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 

und im Ortsteil Medewitz ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhnli-
chen Aufenthalt haben.

5. Die in der Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglie-

der der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder 
deren Delegierte können auch die Bewerbenden sowie ihre Reihen-
folge für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Medewitz bestim-
men, sofern die Anzahl der im Ortsteil Medewitz wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe 
nicht zur Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht. In 
dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde Wiesenburg/
Mark wahlberechtigten Mitglieder nicht für die Durchführung ei-
ner Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die Ausführungen zu 
Buchstabe A Nummer 8.2 entsprechend.

6. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind mindestens drei 
Unterstützungsunterschriften beizufügen. 

 Von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften sind auch 
die Parteien, politischen Vereinigungen und Wählergruppen befreit, 
die am 21. August 2023 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im Ortsbeirat des Ortsteils Medewitz durch mindestens 
ein Mitglied seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind; 
Entsprechendes gilt für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber, 
die aufgrund eines Einzelwahlvorschlags im Ortsbeirat Medewitz 
vertreten sind, sowie für Listenvereinigungen, wenn mindestens 
eine der an ihr beteiligten Gruppierungen die eingangs genannte 
Voraussetzung erfüllt. Im Übrigen gelten die Ausführungen zu Buch-
stabe A Nummer 9.1.1 bis 9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 und 9.2.7 bis 9.2.10 
sinngemäß.

I. Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Mützdorf

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5, 7, 8.1, 
8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemein-
de Wiesenburg/Mark gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils 
Mützdorf mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 
1. Das Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Mützdorf 

ist das Gebiet dieses Ortsteils. 
 Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.
2. Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3. Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerbende oder einen 

Bewerber enthalten.
 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens vier Bewerbende 

enthalten.
4. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 

und im Ortsteil Mützdorf ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhnli-
chen Aufenthalt haben.

5. Die in der Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglie-
der der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder 
deren Delegierte können auch die Bewerbenden sowie ihre Reihen-
folge für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Mützdorf bestim-
men, sofern die Anzahl der im Ortsteil Mützdorf wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe 
nicht zur Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht. In 
dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde Wiesenburg/
Mark wahlberechtigten Mitglieder nicht für die Durchführung ei-
ner Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die Ausführungen zu 
Buchstabe A Nummer 8.2 entsprechend.

6. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind keine Unterstüt-
zungsunterschriften beizufügen, da die Einwohnerzahl des Ortsteils 
Mützdorf unter 300 Einwohnern liegt (§ 84 in Verbindung mit § 28a 
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BbgKWahlG).

J. Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Neuehütten

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5, 7, 8.1, 
8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemein-
de Wiesenburg/Mark gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils 
Neuehütten mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 
1. Das Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Neuehüt-

ten ist das Gebiet dieses Ortsteils. 
 Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.
2. Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3. Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerbende oder einen 

Bewerber enthalten.
 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens vier Bewerbende 

enthalten.
4. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 

und im Ortsteil Neuehütten ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhn-
lichen Aufenthalt haben.

5. Die in der Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglieder 
der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder deren 
Delegierte können auch die Bewerbenden sowie ihre Reihenfolge 
für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Neuehütten bestimmen, 
sofern die Anzahl der im Ortsteil Neuehütten wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe 
nicht zur Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht. In 
dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde Wiesenburg/
Mark wahlberechtigten Mitglieder nicht für die Durchführung ei-
ner Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die Ausführungen zu 
Buchstabe A Nummer 8.2 entsprechend.

6. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind keine Unterstüt-
zungsunterschriften beizufügen, da die Einwohnerzahl des Ortsteils 
Neuehütten unter 300 Einwohnern liegt (§ 84 in Verbindung mit 
§ 28a BbgKWahlG).

K. Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Reetz

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5, 7, 8.1, 
8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemein-
de Wiesenburg/Mark gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils 
Reetz mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 
1. Das Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Reetz ist 

das Gebiet dieses Ortsteils. 
 Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.
2. Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3. Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerbende oder einen 

Bewerber enthalten.
 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens vier Bewerbende 

enthalten.
4. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 

und im Ortsteil Reetz ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen 
Aufenthalt haben.

5. Die in der Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglieder 
der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder deren 
Delegierte können auch die Bewerbenden sowie ihre Reihenfolge 
für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Reetz bestimmen, sofern 
die Anzahl der im Ortsteil Reetz wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe nicht zur Durch-
führung einer Mitgliederversammlung ausreicht. In dem Falle, dass 

selbst die Anzahl der in der Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlbe-
rechtigten Mitglieder nicht für die Durchführung einer Mitglieder-
versammlung ausreicht, gelten die Ausführungen zu Buchstabe A 
Nummer 8.2 entsprechend.

6. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind mindestens drei 
Unterstützungsunterschriften beizufügen. 

 Von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften sind auch 
die Parteien, politischen Vereinigungen und Wählergruppen befreit, 
die am 21. August 2023 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im Ortsbeirat des Ortsteils Reetz durch mindestens ein 
Mitglied seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind; Ent-
sprechendes gilt für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber, die 
aufgrund eines Einzelwahlvorschlags im Ortsbeirat Reetz vertreten 
sind, sowie für Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an 
ihr beteiligten Gruppierungen die eingangs genannte Voraussetzung 
erfüllt. Im Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Num-
mer 9.1.1 bis 9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 und 9.2.7 bis 9.2.10 sinngemäß.

L. Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Reetzerhütten

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5, 7, 8.1, 
8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemein-
de Wiesenburg/Mark gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils 
Reetzerhütten mit folgenden Maßgaben sinngemäß:
1. Das Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Reetzer-

hütten ist das Gebiet dieses Ortsteils. 
 Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.
2. Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3. Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerbende oder einen 

Bewerber enthalten.
 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens vier Bewerbende 

enthalten.
4. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar 

sind und im Ortsteil Reetzerhütten ihren ständigen Wohnsitz oder 
gewöhnlichen Aufenthalt haben.

5. Die in der Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglieder 
der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder deren 
Delegierte können auch die Bewerbenden sowie ihre Reihenfolge 
für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Reetzerhütten bestimmen, 
sofern die Anzahl der im Ortsteil Reetzerhütten wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe 
nicht zur Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht. In 
dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde Wiesenburg/
Mark wahlberechtigten Mitglieder nicht für die Durchführung ei-
ner Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die Ausführungen zu 
Buchstabe A Nummer 8.2 entsprechend.

6. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind keine Unterstüt-
zungsunterschriften beizufügen, da die Einwohnerzahl des Ortsteils 
Reetzerhütten unter 300 Einwohnern liegt (§ 84 in Verbindung mit 
§ 28a BbgKWahlG).
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M. Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Reppinichen

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5, 7, 8.1, 
8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde 
Wiesenburg/Mark gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Rep-
pinichen mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 
1. Das Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Reppini-

chen ist das Gebiet dieses Ortsteils. 
 Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.
2. Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3. Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerbende oder einen 

Bewerber enthalten.
 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens vier Bewerbende 

enthalten.
4. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 

und im Ortsteil Reppinichen ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhn-
lichen Aufenthalt haben.

5. Die in der Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglieder 
der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder deren 
Delegierte können auch die Bewerbenden sowie ihre Reihenfolge 
für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Reppinichen bestimmen, 
sofern die Anzahl der im Ortsteil Reppinichen wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe 
nicht zur Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht. In 
dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde Wiesenburg/
Mark wahlberechtigten Mitglieder nicht für die Durchführung ei-
ner Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die Ausführungen zu 
Buchstabe A Nummer 8.2 entsprechend.

6. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind mindestens drei 
Unterstützungsunterschriften beizufügen. 

 Von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften sind auch die 
Parteien, politischen Vereinigungen und Wählergruppen befreit, die 
am 21. August 2023 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags 
im Ortsbeirat des Ortsteils Reppinichen durch mindestens ein Mitglied 
seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind; Entsprechendes 
gilt für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber, die aufgrund eines 
Einzelwahlvorschlags im Ortsbeirat Reppinichen vertreten sind, sowie 
für Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteilig-
ten Gruppierungen die eingangs genannte Voraussetzung erfüllt. Im 
Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 9.1.1 bis 
9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 und 9.2.7 bis 9.2.10 sinngemäß.

N. Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Schlamau

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5, 7, 8.1, 
8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemein-
de Wiesenburg/Mark gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils 
Schlamau mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 
1. Das Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Schlamau 

ist das Gebiet dieses Ortsteils. 
 Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.
2. Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3. Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerbende oder einen 

Bewerber enthalten.
 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens vier Bewerbende 

enthalten.
4. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 

und im Ortsteil Schlamau ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhnli-
chen Aufenthalt haben.

5. Die in der Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglie-
der der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder 
deren Delegierte können auch die Bewerbenden sowie ihre Reihen-
folge für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Schlamau bestim-
men, sofern die Anzahl der im Ortsteil Schlamau wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe 
nicht zur Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht. In 
dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde Wiesenburg/
Mark wahlberechtigten Mitglieder nicht für die Durchführung ei-
ner Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die Ausführungen zu 
Buchstabe A Nummer 8.2 entsprechend.

6. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind mindestens drei 
Unterstützungsunterschriften beizufügen. 

 Von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften sind auch 
die Parteien, politischen Vereinigungen und Wählergruppen befreit, 
die am 21. August 2023 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im Ortsbeirat des Ortsteils Schlamau durch mindestens 
ein Mitglied seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind; 
Entsprechendes gilt für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber, 
die aufgrund eines Einzelwahlvorschlags im Ortsbeirat Schlamau 
vertreten sind, sowie für Listenvereinigungen, wenn mindestens 
eine der an ihr beteiligten Gruppierungen die eingangs genannte 
Voraussetzung erfüllt. Im Übrigen gelten die Ausführungen zu Buch-
stabe A Nummer 9.1.1 bis 9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 und 9.2.7 bis 9.2.10 
sinngemäß.

O. Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Wiesenburg

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5, 7, 8.1, 
8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde 
Wiesenburg/Mark gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Wie-
senburg mit folgenden Maßgaben sinngemäß:
1. Das Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Wiesen-

burg ist das Gebiet dieses Ortsteils. 
 Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.
2. Es sind insgesamt fünf Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3. Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerbende oder einen 

Bewerber enthalten.
 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens sieben Bewerben-

de enthalten.
4. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 

und im Ortsteil Wiesenburg ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhn-
lichen Aufenthalt haben.

5. Die in der Gemeinde Wiesenburg/Mark wahlberechtigten Mitglieder 
der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder deren 
Delegierte können auch die Bewerbenden sowie ihre Reihenfolge 
für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Wiesenburg bestimmen, 
sofern die Anzahl der im Ortsteil Wiesenburg wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe 
nicht zur Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht. In 
dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde Wiesenburg/
Mark wahlberechtigten Mitglieder nicht für die Durchführung ei-
ner Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die Ausführungen zu 
Buchstabe A Nummer 8.2 entsprechend.

6. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind mindestens fünf 
Unterstützungsunterschriften beizufügen. 
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 Von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften sind auch 
die Parteien, politischen Vereinigungen und Wählergruppen befreit, 
die am 21. August 2023 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im Ortsbeirat des Ortsteils Wiesenburg durch mindestens 
ein Mitglied seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind; 
Entsprechendes gilt für Einzelbewerberinnen und Einzelbewerber, 
die aufgrund eines Einzelwahlvorschlags im Ortsbeirat Wiesenburg 
vertreten sind, sowie für Listenvereinigungen, wenn mindestens 
eine der an ihr beteiligten Gruppierungen die eingangs genannte 
Voraussetzung erfüllt. Im Übrigen gelten die Ausführungen zu Buch-
stabe A Nummer 9.1.1 bis 9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 und 9.2.7 bis 9.2.10 
sinngemäß.

III. Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen
 Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vordrucke 

werden von mir beschafft und können bei mir angefordert werden. Zu-
sätzlich können die Wahlunterlagen auf https://afm.brandenburg.de/
intelliform/forms/lwl/kw/anlage_5a/index heruntergeladen oder direkt 
online über den Formularserver ausgefüllt werden. 

Feldmann
Wahlleiterin der Gemeinde Wiesenburg/Mark
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Haushaltssatzung des Amtes Brück für das Haushaltsjahr 2024

Aufgrund des § 67 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg vom 
18.12.2007 (GVBl. I S. 286) wird nach Beschluss des Amtsausschusses des 
Amtes Brück vom 11.12.2023 folgende Haushaltssatzung erlassen:

§ 1
Der Haushaltsplan für das Haushaltsjahr 2024 wird
 
1. im Ergebnishaushalt mit dem Gesamtbetrag der

 ordentlichen Erträge auf 5.996.800,00 €
 ordentlichen Aufwendungen auf 6.848.500,00 €

 außerordentlichen Erträge auf 0,00 €
 außerordentlichen Aufwendungen auf 0,00 €

2.  im Finanzhaushalt mit dem Gesamtbetrag der
 Einzahlungen auf 6.377.000,00 €
 Auszahlungen auf 6.759.800,00 €

festgesetzt.
Von den Einzahlungen und Auszahlungen des Finanzhaushaltes entfallen auf:

Einzahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  5.942.000,00 €
Auszahlungen aus laufender Verwaltungstätigkeit  6.123.900,00 €

Einzahlungen aus der Investitionstätigkeit  75.000,00 €
Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit  444.400,00 €

Einzahlungen aus der Finanzierungstätigkeit 360.000,00 €
Auszahlungen aus der Finanzierungstätigkeit 191.500,00 €

Einzahlungen aus der Auflösung von Liquiditätsreserven 0,00 €
Auszahlungen an Liquiditätsreserven 0,00 €

§ 2
Der Gesamtbetrag der Kredite, deren Aufnahme zur Finanzierung von In-
vestitionen und Investitionsförderungsmaßnahmen erforderlich ist, wird auf
 360.000,00 €
festgesetzt.

§ 3
Der Gesamtbetrag der Verpflichtungsermächtigungen zur Leistung von In-
vestitionsauszahlungen und Auszahlungen für Investitionsförderungsmaß-
nahmen in künftigen Haushaltsjahren wird auf 600.000,00 €
festgesetzt.

§ 4
Nach § 139 BbgKVerf wird die Amtsumlage auf der Grundlage der für die 
amtsangehörigen Gemeinden maßgebenden Umlagegrundlage wie folgt 
festgesetzt:

30,50 v.H.
Die Umlage ist in Monatsbeträgen jeweils zum 10. des Monats zu zahlen.

§ 5
1.  Die Wertgrenze, ab der außerordentliche Erträge und Aufwendungen als 

für die Gemeinde von wesentlicher Bedeutung angesehen werden, wird 
auf 50.000 €

 festgesetzt.
2.  Die Wertgrenze, für die insgesamt erforderlichen Auszahlungen, ab der 

Investitionen und Investitionsfördermaßnahmen im Finanzhaushalt ein-
zeln darzustellen sind, wird auf 50.000 €

 festgesetzt.

3.  Die Wertgrenze, ab der überplanmäßige und außerplanmäßige Aufwen-
dungen und Auszahlungen der vorherigen Zustimmung der Gemeinde-
vertretung bedürfen, wird bei:
a)  Personalaufwendungen/-auszahlungen auf 50.000 €
b)  Sonstige Aufwendungen/Auszahlungen aus laufender
 Verwaltungstätigkeit sowie Finanzierungstätigkeit auf 50.000 €
c)  Auszahlungen aus Investitionstätigkeit auf 50.000 €
d) nicht zahlungswirksamen Aufwendungen auf  100.000 €

 festgesetzt.
4.  Die Wertgrenzen, ab der eine Nachtragssatzung zu erlassen ist, werden 

bei:
a)  der Entstehung eines Fehlbetrages auf  200.000 € und
b)  bisher nicht veranschlagten oder zusätzlichen 
 Einzelaufwendungen oder Einzelauszahlungen auf 150.000 €

 festgesetzt.
5. Alle außerplanmäßigen und überplanmäßigen Aufwendungen und 

Auszahlungen, die durch die Berichtigungen von Kontenzuordnungen 
entstehen und das Ergebnis nicht beeinflussen, können unabhängig von 
der Wertgrenze nach Nr. 3 und Nr. 4 erfolgen.

§ 6
Der Höchstbetrag der Kassenkredite, der zur rechtzeitigen Leistung von Aus-
zahlungen genommen werden darf, wird auf 
 2.000.000 €
festgesetzt.

§ 7
I. Auf der Ebene der Produkte werden Teilergebnishaushalte und Teilfi-

nanzhaushalte gebildet.
 Gemäß § 6 Abs. 3 KomHKV bilden Teilhaushalte ein Budget. Die Auf-

wendungen und Auszahlungen sind deckungsfähig, wenn nichts ande-
res festgelegt ist. Die Deckungsfähigkeit innerhalb eines Teilhaushaltes 
wird wie folgt festgelegt:
1.  Alle Ansätze eines Teilergebnishaushaltes sind innerhalb des je-

weiligen Teilhaushaltes (Produkt) grundsätzlich nach Maßgabe 
der folgenden Bestimmungen deckungsfähig. Je Teilhaushalt wird 
über die Kontengruppen Aufwendungen für Sach- und Dienstleis-
tungen (Kontengruppe 52), Transferaufwendungen (Kontengruppe 
53), sonstige ordentliche Aufwendungen (Kontengruppe 54) sowie 
Zinsen und sonstige Finanzaufwendungen (Kontengruppe 55) ein 
Deckungskreis gebildet. Die Deckungsfähigkeit gilt gleichzeitig für 
die entsprechenden Finanzhaushalte (Kontengruppe 72, 73, 74, 75).

 Mehrerträge/-einzahlungen berechtigen zu Mehraufwendun-
gen/-auszahlungen.

 Ausgenommen hiervon sind Mehrerträge/-einzahlungen und Min-
deraufwendungen/-auszahlungen bei zweckgebundenen Mitteln. 
Diese dürfen nicht für andere als den bestimmten Zweck eingesetzt 
werden.

2.  Auszahlungen für Investitionstätigkeit (Kontengruppe 78) innerhalb 
des jeweiligen Teilhaushaltes werden für gegenseitig deckungsfä-
hig erklärt.

 Mehreinzahlungen berechtigen zu Mehrauszahlungen. Ausgenom-
men hiervon sind Mehreinzahlungen bei zweckgebundenen Mitteln. 
Diese dürfen nicht für andere als den bestimmten Zweck eingesetzt 
werden.

3.  Zahlungswirksame Aufwendungen eines Teilhaushaltes werden 
gemäß § 23 Abs. 3 KomHKV für einseitig deckungsfähig zu Gunsten 
von Investitionsauszahlungen des Teilhaushaltes erklärt. 

II. Für den gesamten Ergebnis- und Finanzhaushalt wird festgelegt:
1. Für den gesamten Ergebnisplan wird gemäß § 23 Abs. 2 KomHKV 
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ein Deckungskreis für die Personalaufwendungen (Kontengruppe 50) 
gebildet und für gegenseitig deckungsfähig erklärt. Die Deckungs-
fähigkeit der zugehörigen Finanzkonten (Kontengruppe 70) gilt ent-
sprechend.

2.  Für den gesamten Ergebnisplan wird gemäß § 23 Abs. 2 KomHKV 
ein Deckungskreis für die Abschreibungen gebildet und für gegen-
seitig deckungsfähig erklärt. 

3.  Für den gesamten Ergebnisplan werden die Aufwendungen für in-
terne Leistungsbeziehungen für gegenseitig deckungsfähig erklärt. 
Mehrerträge berechtigen zu Mehraufwendungen.

Brück, den 18. Januar 2024

M. Ryll
Amtsdirektor

Bekanntmachung der Haushaltssatzung
Die vorstehende, in der Sitzung des Amtsausschusses am 11.12.2023 be-
schlossene Haushaltssatzung des Amtes Brück für das Haushaltsjahr 2024 
wird durch Veröffentlichung des  vollen Wortlautes im amtlichen Bekannt-
machungsblatt des Amtes Brück dem „Amtsblatt für die Gemeinde Wiesen-
burg/Mark, das Amt Brück und das Amt Niemegk – Flämingbote“ bekannt  
gemacht. 
Die Genehmigung gemäß § 140 BbgKVerf i. V. mit § 74 Abs. 2 und § 73 
Abs. 4 S. 1 BbgKVerf zu den Festsetzungen in § 2 und § 3 wurde vom Landrat 
des Landkreises Potsdam-Mittelmark als Allgemeine Untere Landesbehörde 
am 09.01.2024 unter Aktenzeichen 01.1-Si 375/16/23 ohne Auflagen erteilt. 
Die Haushaltssatzung liegt während der Dienstzeiten zur Einsichtnahme im 
Amtsgebäude des Amtes Brück, Ernst-Thälmann-Str. 59, 14822 Brück, Zim-
mer 109 öffentlich aus.

Brück, den  18.01.2024 

M. Ryll
Amtsdirektor

S a t z u n g   über die Erhebung einer Hundesteuer in der Gemeinde Planebruch 
(Hundesteuersatzung)

Aufgrund der §§ 3 und 28 der Kommunalverfassung des Landes Brandenburg 
(BbgKVerf) vom 18.12.2007 (GVBl. I S. 286), in der derzeit gültigen Fassung 
in Verbindung mit den §§ 1, 2 und 3 des Kommunalabgabengesetzes für das 
Land Brandenburg (KAG) in der Fassung der Bekanntmachung vom 31. März 
2004 (GVBl. I S. 174), in der derzeit gültigen Fassung, hat die Gemeindever-
tretung Planebruch durch Beschluss vom 22.01.2024 die folgende Satzung 
erlassen: 

§ 1
Steuergegenstand, Steuerpflicht

(1) Die Gemeinde Planebruch erhebt eine Hundesteuer. Gegenstand der 
Steuer ist das Halten von Hunden im Gemeindegebiet Planebruch.

(2) Steuerpflichtig ist der Hundehalter. Als Hundehalter gilt, wer einen 
Hund im eigenen Interesse oder im Interesse seines Haushaltsange-
hörigen in seinem Haushalt aufgenommen hat (Hundehalter). Alle in 
einem Haushalt aufgenommenen Hunde gelten als von ihren Haltern 
gemeinsam gehalten. Halten mehrere Personen gemeinschaftlich einen 
Hund, so sind sie Gesamtschuldner.

(3) Als Hundehalter gilt nicht, wer einen Hund nicht länger als 2 Monate in 
Pflege oder Verwahrung genommen hat oder zum Anlernen hält.

§ 2
Gefährliche Hunde

(1) Als gefährliche Hunde im Sinne dieser Satzung gelten
a) Hunde, bei denen aufgrund rassespezifischer Merkmale, Zucht, Aus-

bildung oder Abrichten von einer über das übliche Maß hinausge-
henden Kampfbereitschaft, Angriffslust, Schärfe oder einer anderen 
in ihrer Wirkung vergleichbaren, Mensch oder Tier gefährdenden 
Eigenschaft auszugehen ist,

b) Hunde, die als bissig gelten, weil sie einen Menschen oder ein Tier 
durch Biss geschädigt haben, ohne selbst angegriffen oder dazu 
durch Schläge oder in ähnlicher Weise provoziert worden zu sein, 
oder weil sie einen anderen Hund trotz dessen erkennbarer artübli-
cher Unterwerfungsgestik gebissen haben, 

c) Hunde, die durch ihr Verhalten gezeigt haben, dass sie unkontrolliert 
Wild oder andere Tiere hetzen oder reißen, oder

d) Hunde, die ohne selbst angegriffen oder provoziert worden zu sein, 

wiederholt Menschen gefährdet haben oder wiederholt Menschen 
in Gefahr drohender Weise angesprungen haben.

(2) Hunde folgender Rassen oder Gruppen sowie deren Kreuzungen unterei-
nander oder mit anderen Hunden gelten als gefährliche Hunde im Sinne 
des Absatzes 1, Buchstabe a): 
1. Alano, 
2. Bullmastiff,
3. Cane Corso,
4. Dobermann,
5. Dogo Argentino,
6. Dogue de Bordeaux,
7. Fila Brasileiro,
8. Mastiff,
9. Mastin Espanol,
10. Mastino Napoletano,
11. Perro de Presa Canario,
12. Perro de Presa Mallorquin,
13. Rottweiler.

§ 3
Steuermaßstab und Steuersätze

(1) Die Steuer beträgt jährlich
a) für den ersten Hund   50,00 €,
b) für den zweiten Hund   80,00 €,
c) für jeden weiteren Hund 120,00 €.

(2) Abweichend von Absatz 1 beträgt die Steuer für gefährliche Hunde im 
Sinne des § 2 dieser Satzung jährlich  800,00 € je Hund, sofern diese 
das erste Lebensjahr vollendet haben.

  Satz 1 findet keine Anwendung, wenn der Hundehalter durch Vorlage 
eines Negativzeugnisses im Sinne des § 8 Abs. 3 der Hundehalterver-
ordnung (HundehV) vom 16.06.2004 (GVBl. II S. 458) nachweisen kann, 
dass der von ihm gehaltene Hund nach § 2 Abs. 2 keine gesteigerte 
Kampfbereitschaft, Angriffslust, Schärfe oder eine andere in ihrer Wir-
kung vergleichbare Eigenschaft gegenüber Mensch und Tier aufweist. 

(3) Hunde, für die eine Steuerbefreiung nach § 4 gewährt wird, werden bei 
der Berechnung der Anzahl der Hunde nicht berücksichtigt. Hunde, für 
die eine Steuerermäßigung nach § 5 gewährt wird, werden als erster 
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Hund mitgezählt. Bei zwei  ermäßigten Hunden werden diese als erster 
und zweiter Hund angerechnet.

§ 4
Steuerbefreiung

(1) Bei Personen, die sich nicht länger als 2 Monate im Gebiet der Gemein-
de aufhalten, ist das Halten derjenigen Hunde steuerfrei, die sie bei 
ihrer Ankunft besitzen und nachweislich in einer anderen Gemeinde der 
Bundesrepublik Deutschland versteuern oder die von der Steuer befreit 
sind.

(2) Steuerbefreiung ist auf Antrag zu gewähren für das Halten von Hunden, 
die ausschließlich dem Schutz und der Hilfe Blinder, Tauber oder sonst 
hilfloser Personen dienen. Sonst hilflose Personen im Sinne dieser Sat-
zung sind solche Personen, die einen Schwerbehindertenausweis mit 
den Merkzeichen „B“, „aG“ oder „H“ besitzen.

§ 5
Steuerermäßigungen

Die Steuer ist auf Antrag des Steuerpflichtigen um die Hälfte des Steuersat-
zes nach § 3 zu ermäßigen für das Halten von 
1. einem Hund, der zur Bewachung von Gebäuden benötigt wird, welche 

von dem nächsten bewohnten Gebäude mehr als 200 m entfernt liegen,
2. Jagdgebrauchshunden, die eine Jagdeignungsprüfung abgelegt haben 

und jagdlich verwendet werden, jedoch höchstens für zwei Hunde. Die 
Jagdausübungsberechtigten müssen Inhaber eines gültigen Jagdschei-
nes sein.

§ 6
Allgemeine Voraussetzungen für Steuerbefreiung  

und Steuerermäßigung
(1) Steuerbefreiung nach § 4 bzw. Steuerermäßigung nach § 5 wird nur 

gewährt, wenn der Hund, für den die Steuervergünstigung beantragt 
wird, für den angegebenen Zweck geeignet ist.

(2) Steuerbefreiungen nach § 4 Abs. 2 sowie Steuerermäßigungen nach § 5 
werden nicht gewährt für Hunde im Sinne des § 2 dieser Satzung. Dies 
gilt nicht für solche Hunde, für die der Hundehalter den Nachweis nach 
§ 3 Abs. 2 Satz 2 dieser Satzung erbringen kann.

(3)  Der Antrag auf Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung ist spätestens 
zwei Wochen vor Beginn des Monats, in dem die Steuervergünstigung 
wirksam werden soll, schriftlich beim Amt Brück, Fachbereich Finanzen/
Steuern zu stellen.

(4) Über die Steuerbefreiung oder Steuerermäßigung wird eine Bescheini-
gung ausgestellt. Diese gilt in den Fällen des § 4 Abs. 2 sowie in den 
Fällen des § 5 nur für die Halter, für die sie beantragt worden ist.

(5) Fallen die Voraussetzungen für eine Steuerbefreiung oder Steuerermä-
ßigung weg, so ist dies innerhalb von zwei Wochen nach dem Wegfall 
dem Amt Brück, Fachbereich Finanzen/Steuern schriftlich mitzuteilen.

§ 7
Beginn und Ende der Steuerpflicht

(1) Die Steuerpflicht beginnt mit dem 1. des Kalendermonats, der auf die 
Aufnahme des Hundes in den Haushalt folgt, frühestens mit dem 1. des 
Kalendermonats, in dem der Hund vier Monate alt wird. Bei Zuzug eines 
Hundehalters entsteht die Steuerpflicht mit dem 1. des auf den Zuzug 
folgenden Kalendermonats.

(2) Die Steuerpflicht endet mit Ablauf des Kalendermonats, in dem der 
Hund abgeschafft wird, abhandenkommt oder verstirbt. Kann der ge-
naue Zeitpunkt der Abschaffung, des Abhandenkommens oder des Ver-
sterbens durch den Hundehalter nicht nachgewiesen werden, endet die 
Steuerpflicht mit Ablauf des Monats, in dem die Abmeldung erfolgt. Bei 
Wegzug eines Hundehalters aus der Gemeinde endet die Steuerpflicht 
mit Ablauf des Kalendermonats, in den der Wegzug fällt.

§ 8
Festsetzung und Fälligkeit der Steuer

(1) Steuerjahr ist das Kalenderjahr. Die Steuer wird für ein Kalenderjahr 
oder – wenn die Steuerpflicht erst während des Kalenderjahres entsteht 
– für den Rest des Kalenderjahres durch Bescheid festgesetzt.

(2) Die Steuer wird erstmalig einen Monat nach der Bekanntgabe des Be-
scheides für die zurückliegende Zeit und dann vierteljährlich am 15. Fe-
bruar, 15. Mai, 15. August und 15. November fällig. Ab dem Haushalts-
jahr 2025 ist die Steuer jährlich zum 01. Juli als Jahresbetrag fällig.

(3) Wer einen in einer Gemeinde der Bundesrepublik Deutschland bereits 
versteuerten Hund erwirbt oder mit einem solchen Hund zuzieht oder 
wer an Stelle eines abgeschafften, abhanden gekommenen oder ver-
storbenen Hundes einen neuen Hund erwirbt, kann die Anrechnung der 
nachweislich bereits entrichteten, nicht erstatteten Steuer auf die für 
den gleichen Zeitraum zu entrichtende Steuer verlangen.

§ 9
Sicherung und Überwachung der Steuer

(1) Der Hundehalter ist verpflichtet, einen Hund innerhalb von zwei Wochen 
nach der Aufnahme oder nachdem der Hund drei Monate alt gewor-
den ist, im Amt Brück, Fachbereich Finanzen/Steuern anzumelden. Im 
Falle des § 1 Abs. 3 beginnt die Anmeldefrist nach Ablauf des zweiten 
Monats. Bei Zuzug eines Hundehalters muss die Anmeldung innerhalb 
der ersten zwei Wochen des auf den Zuzug folgenden Kalendermonats 
erfolgen.

(2) Der Hundehalter hat den Hund  innerhalb von zwei Wochen, nachdem er 
ihn veräußert oder sonst abgeschafft hat, nachdem der Hund abhanden 
gekommen oder verstorben ist oder nachdem der Halter aus der Ge-
meinde weggezogen ist, schriftlich im Amt Brück, Fachbereich Finanzen/
Steuern abzumelden. Im Falle der Veräußerung des Hundes sind bei der 
Abmeldung Name und Adresse des Erwerbers anzugeben.

(3) Nach der Anmeldung werden Hundesteuermarken ausgegeben. Der 
Hundehalter darf die Hunde außerhalb seiner Wohnung oder seines 
umfriedeten Grundbesitzes nur mit der sichtbar befestigten, gültigen 
Hundesteuermarke umherlaufen lassen. Auf Verlangen eines Beauf-
tragten des Amtes Brück ist der Hundehalter verpflichtet, die gültige 
Steuermarke vorzuzeigen. Bei Verlust der gültigen Steuermarke wird 
dem Hundehalter auf Antrag eine neue Hundesteuermarke gegen Ent-
richtung einer Gebühr entsprechend der jeweils geltenden Verwaltungs-
gebührensatzung des Amtes Brück ausgehändigt. Mit der Abmeldung 
des Hundes nach Absatz 2 ist die Hundesteuermarke an das Amt Brück 
zurückzugeben.

(4) Grundstückseigentümer, Haushaltsvorstände und deren Vertreter sind 
verpflichtet, den Beauftragten des Amtes Brück auf Nachfrage über 
die auf dem Grundstück oder im Haushalt gehaltenen Hunde und deren 
Halter wahrheitsgemäß nach bestem Wissen und Gewissen Auskunft 
zu erteilen (§ 12 Abs. 1 Nr. 3a KAG Bbg in Verbindung mit  § 93 Abga-
benordnung [AO 1977]). Zur wahrheitsgemäßen Auskunftserteilung nach 
bestem Wissen und Gewissen ist auch der Hundehalter verpflichtet. 

(5) Bei Durchführung von Hundebestandsaufnahmen sind die Grundstücks-
eigentümer, Haushaltsvorstände sowie deren Vertreter verpflichtet, die 
ihnen vom Amt Brück übersandten Unterlagen wahrheitsgemäß nach 
bestem Wissen und Gewissen innerhalb der vorgeschriebenen Fristen 
auszufüllen (§ 12 Abs. 1 Nr. 3a KAG Bbg in Verbindung mit § 93 Abga-
benordnung [AO 1977]).

 Durch das Ausfüllen der Unterlagen wird die Verpflichtung zur An- und 
Abmeldung nach den Absätzen 1 und 2 nicht berührt.  

§ 10
Ordnungswidrigkeiten

(1) Ordnungswidrig im Sinne dieser Satzung in Verbindung mit § 15 Abs. 2 
Buchstabe b KAG handelt, wer vorsätzlich oder leichtfertig
a) als Hundehalter entgegen § 6 Abs. 5 den Wegfall der Vorausset-
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zungen für eine Steuervergünstigung nicht oder nicht rechtzeitig 
anzeigt, 

b)  als Hundehalter entgegen § 9 Abs. 1 einen Hund nicht oder nicht 
rechtzeitig anmeldet,

c) als Hundehalter entgegen § 9 Abs. 3 einen Hund außerhalb seiner 
Wohnung oder seines umfriedeten Grundbesitzes ohne sichtbar 
befestigte, gültige Steuermarke umherlaufen lässt und die Hun-
desteuermarke auf Verlangen des Beauftragten des Amtes Brück 
nicht vorzeigt, und es dadurch ermöglicht, Abgaben zu verkürzen 
oder nicht gerechtfertigte Abgabenvorteile zu erlangen.

(2) Ordnungswidrig im Sinne dieser Satzung handelt auch, 
a) wer vorsätzlich oder fahrlässig als Hundehalter entgegen § 9 Abs. 2 

einen Hund nicht oder nicht rechtzeitig abmeldet, 
b) wer, ohne Steuerpflichtiger nach § 1 Abs. 2 zu sein, als Grundstücks-

eigentümer, Haushaltsvorstand oder deren Vertreter entgegen § 9 
Abs. 4 auf Nachfrage der Beauftragten des Amtes vorsätzlich oder 
fahrlässig nicht oder nicht wahrheitsgemäß nach bestem Wissen 
und Gewissen über die auf dem Grundstück oder im Haushalt ge-
haltenen Hunde und deren Halter Auskunft erteilt, 

c) wer, ohne Steuerpflichtiger nach § 1 Abs. 2 zu sein, als Grundstücks-
eigentümer, Haushaltsvorstand oder deren Vertreter entgegen § 9 

Abs. 5 die vom Amt Brück übersandten Unterlagen vorsätzlich oder 
fahrlässig nicht oder nicht wahrheitsgemäß nach bestem Wissen 
und Gewissen ausfüllt.

(3) Ordnungswidrigkeiten können gemäß § 15 Abs. 3 KAG mit einer Geld-
buße in Höhe von bis zu 5.000,00 € geahndet werden.

(4) Für das Verfahren zur Ahndung von Ordnungswidrigkeiten gelten im Üb-
rigen die Vorschriften des Ordnungswidrigkeitengesetzes (OWiG) in der 
jeweils geltenden Fassung.

§ 11
Inkrafttreten

Diese Hundesteuersatzung tritt zum ersten des Monats nach der Veröffent-
lichung in Kraft. 
Gleichzeitig tritt die Satzung über die Erhebung einer Hundesteuer in der 
Gemeinde Planebruch vom 17.08.2020 außer Kraft.

Brück, den 23.01.2024    

Mathias Ryll
Amtsdirektor

Wahlen

 – der Gemeindevertretung der Gemeinde Borkheide, 
 – der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des 
  ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Borkheide

am 09. Juni 2024

Bekanntmachung der Wahlleiterin vom 23.01.2024

Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kommunalwahlgeset-
zes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der Brandenburgischen Kommu-
nalwahlverordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I. Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie die Wahl-
zeit

 Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit der allge-
meinen Kommunalwahlen 2024 vom 17. August 2023 (GVBl. II Nr. 57) 
finden die Wahlen (Hauptwahlen)

Wahlen
– der Gemeindevertretung der Gemeinde Borkheide,
– der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtli-

chen Bürgermeisters der Gemeinde Borkheide
 am Sonntag, den 09. Juni 2024 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr 
 sowie
 die etwa notwendig werdenden Stichwahlen

 der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bür-
germeisters der Gemeinde Borkheide   

 am Sonntag, den 30. Juni 2024 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr statt.

II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen

 Nachdem der Minister des Innern und für Kommunales die Wahltermine 
für die vorgenannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsverordnung 
bestimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 2 Satz 3 BbgKWahlV auf, 
die Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst frühzeitig einzurei-
chen. Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A. Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Borkheide

1. Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen und Gemein-
devertreter 

 Es sind insgesamt 12 Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter 
zu wählen.

2. Wahlkreise
 Die Gemeinde Borkheide (2.226 Einwohner am Stichtag 30.04.2023) 

bildet einen Wahlkreis.

3. Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereinigungen 

und Wählergruppen sowie Einzelbewerbenden eingereicht werden. 
Daneben können Parteien, politische Vereinigungen und Wählergruppen 
auch gemeinsam einen Wahlvorschlag als Listenvereinigung einrei-
chen. Sie dürfen sich jedoch bei jeder Wahl nur an einer Listenverei-
nigung beteiligen; die Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt 
einen eigenständigen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht werden. 
Sie müssen spätestens bis zum

Donnerstag, den 04. April 2024, 12 Uhr, 
 bei der

 Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück 
 Ernst-Thälmann-Str. 59 in 14822 Brück

 schriftlich eingereicht werden.

4. Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
 Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschließen, ist 
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der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück durch die für 
das Wahlgebiet zuständigen Organe aller am Zusammenschluss Betei-
ligten spätestens bis zum Donnerstag, den 04. April 2024, 12 Uhr, 
schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung der an dem Zusammenschluss 
beteiligten Gruppierungen muss bei Parteien oder politischen Vereini-
gungen von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zu-
ständigen Vorstands, darunter der oder dem Vorsitzenden oder einer 
Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, bei Wählergruppen von der 
oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe unterzeichnet 
sein.

5. Inhalt der Wahlvorschläge
5.1 Die Wahlvorschläge sollen nach Vordruckmuster 5a zu § 32 Absatz 1 

Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müssen enthalten
a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätigkeit, 

den Tag der Geburt, den Geburtsort, die Staatsangehörigkeit und 
die Anschrift eines jeden Bewerbenden in erkennbarer Reihenfolge,

b) als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung 
den vollständigen Namen der einreichenden Partei oder politischen 
Vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch 
diese; der im Wahlvorschlag angegebene Name der Partei oder po-
litischen Vereinigung muss mit dem Namen übereinstimmen, den 
diese im Lande führt,

c) als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der ein-
reichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwendet, auch diese; aus dem Namen muss hervorgehen, dass 
es sich um eine Wählergruppe handelt; der Name und die etwaige 
Kurzbezeichnung dürfen nicht den Namen von Parteien oder politi-
schen Vereinigungen oder deren Kurzbezeichnung enthalten,

d) als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen der 
Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, 
auch diese; zusätzlich sind die Namen und, sofern vorhanden, auch 
die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Parteien, politischen 
Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,

e) den Namen des Wahlgebietes.
 Der Wahlvorschlag einer oder eines Einzelbewerbenden darf nur 

die unter Buchstabe a und e bezeichneten Angaben enthalten.
5.2 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerbende oder einen 

Bewerbenden enthalten.
 Ein wahlgebietsbezogener Wahlvorschlag darf höchstens insgesamt 

18 Bewerbende enthalten.
5.3 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekommuni-

kationsanschluss der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauensperson kann auch eine 
Bewerbende oder ein Bewerbender benannt werden. Soweit gesetz-
lich nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson und die 
stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, verbindli-
che Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzuneh-
men.

5.4 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung 
muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zu-
ständigen Vorstandes, darunter der oder dem Vorsitzenden oder ei-
ner Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. Der 
Wahlvorschlag einer Wählergruppe muss von der oder dem Ver-
tretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertretungsberechtigung 
ist auf mein Verlangen nachzuweisen. Der Wahlvorschlag einer Lis-
tenvereinigung muss von jeder an ihr beteiligten Partei, politischen 
Vereinigung und Wählergruppe entsprechend unterzeichnet sein. Der 
Wahlvorschlag einer oder eines Einzelbewerbenden muss von die-
ser oder diesem unterzeichnet sein.

5.5 Wichtige Beschränkungen
 Jede und jeder Bewerbende darf nur auf einem Wahlvorschlag für die 

Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Borkheide benannt sein. 

Die oder der Bewerbende auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf 
nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen Wahl-
vorschlag zu dieser Wahl antritt.

6. Voraussetzungen für die Benennung als Bewerbende oder Be-
werbender

6.1 Die Benennung als Bewerbende oder Bewerbender auf einem Wahlvor-
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe oder 
Listenvereinigung ist an folgende Voraussetzungen geknüpft:
a) Die oder der Bewerbende muss gemäß § 11 BbgKWahlG wähl-

bar sein.
b) Die oder der Bewerbende muss durch eine Versammlung zur 

Aufstellung der Bewerbenden gemäß § 33 BbgKWahlG be-
stimmt worden sein (siehe Nummer 7).

c) Die oder der Bewerbende muss der Benennung auf dem Wahl-
vorschlag schriftlich zustimmen. Die Zustimmung ist nach dem 
Vordruckmuster 7a zu § 32 Absatz 5 Nummer 1 BbgKWahlV abzuge-
ben. Wird der Wahlvorschlag von einer Partei eingereicht, hat die 
oder der Bewerbende in der Zustimmungserklärung zudem ihre oder 
seine Parteimitgliedschaften anzugeben oder zu erklären, dass sie 
oder er parteilos ist.

 Die in Buchstabe a) und c) genannten Voraussetzungen gelten ferner 
für Einzelbewerbende.

6.2 Zur Wählbarkeit
6.2.1 Wählbarkeit von Deutschen
 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen im 

Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, die
– am 09. Juni 2024 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
 Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 BbgKWahlG 

nicht wählbar, wenn sie oder er
– infolge Richterspruch das Wahlrecht nicht besitzt,
– sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 

des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus 
befindet oder

– infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Be-
kleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

6.2.2 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern
 Wählbar sind gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG auch alle Staatsan-

gehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die
– am 09. Juni 2024 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
 Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 Absatz 3 

BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
– infolge Richterspruchs das Wahlrecht nicht besitzt,
– sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 

des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus 
befindet,

– infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die 
Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter 
nicht besitzt oder

– infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung im 
Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht besitzt.

6.3 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerbende und für jeden 
Bewerbenden eine Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem Vor-
druckmuster 8a zu § 32 Absatz 5 Nummer 2 BbgKWahlV einzureichen, 
dass die oder der vorgeschlagene Bewerbende wählbar ist.

 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich ihre Zustim-
mung zur Kandidatur erklärt haben, müssen mir mit der Bescheinigung 
nach Satz 1 zusätzlich eine Versicherung an Eides statt nach dem 
Vordruckmuster 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 BbgKWahlV über ihre 
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Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, dass sie in ihrem Her-
kunftsmitgliedstaat nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind.

7. Zur Aufstellung der Bewerbenden gemäß § 33 BbgKWahlG
7.1 Die Bewerbenden einer Partei oder politischen Vereinigung 

und ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt 
ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtig-
ten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung in geheimer 
Abstimmung bestimmt worden sein (Mitgliederversammlung). Dies 
kann auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern (Satz 
1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu besonders gewählt wor-
den sind (Delegiertenversammlung). 

7.2 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine 
Organisation hat, können die Bewerbenden sowie ihre Reihenfolge 
auch durch die im gesamten Amtsgebiet wahlberechtigten Mitglieder 
der Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte oder 
durch die für die Wahl zum Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittel-
mark wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder politischen Verei-
nigung oder deren Delegierte bestimmt werden.

7.3 Die Bewerbenden einer Wählergruppe sowie ihre Reihenfolge 
müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammen-
tritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der 
Wählergruppe (Mitgliederversammlung) oder, wenn die Wähler-
gruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in einer Versammlung 
der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet 
wahlberechtigten Anhängerinnen und Anhänger (Anhänge-
rinnen- und Anhängerversammlung) der Wählergruppe in ge-
heimer Abstimmung bestimmt worden sein. Dies kann auch durch 
Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern oder Anhängerinnen 
und Anhängern (Satz 1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu 
besonders gewählt worden sind (Delegiertenversammlung). Die 
Ausführungen zu Nummer 7.2 gelten für mitgliedschaftlich organi-
sierte Wählergruppen entsprechend.

7.4 Die Bewerbenden einer Listenvereinigung sowie ihre Reihen-
folge müssen in einer gemeinsamen Mitglieder- oder Delegierten-
versammlung in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein; im 
Übrigen gelten die Bestimmungen des § 33 BbgKWahlG sinngemäß.

7.5 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerinnen und An-
hänger oder Delegierten von dem zuständigen Vorstand der Partei 
oder politischen Vereinigung oder der oder dem Vertretungsberech-
tigten der Wählergruppe mit einer mindestens dreitägigen Frist 
entweder einzeln oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

7.6 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimmberechtigte 
Teilnehmer der Versammlung ist für die geheime Wahl der Bewer-
benden sowie der Delegierten für die Delegiertenversammlung vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerbenden ist Gelegenheit zu geben, 
sich und ihr Programm der Versammlung in angemessener Zeit vor-
zustellen. In der Versammlung müssen sich mindestens drei Mit-
glieder, Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierte an der Abstim-
mung beteiligen.

7.7 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder Delegier-
tenversammlung ist eine Niederschrift nach dem Vordruckmuster 
9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen, die dem Wahl-
vorschlag beizufügen ist. Aus der Niederschrift muss die Art, der Ort 
und die Zeit der Versammlung, die Form der Einladung, die Anzahl 
der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen und Anhänger oder 
Delegierten sowie das Ergebnis der geheimen Wahl hervorgehen. 
Hierbei haben die Leiterin oder der Leiter der Versammlung und 
zwei von der Versammlung hierzu bestimmte Teilnehmerinnen 
oder Teilnehmer an Eides statt zu versichern, dass die gesetzlichen 
Mindestanforderungen an eine demokratische Aufstellung der Kandi-
datinnen und Kandidaten gemäß § 33 Absatz 5 BbgKWahlG beachtet 
worden sind.

8. Unterstützungsunterschriften
8.1 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften
8.1.1 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereinigungen, 

die am 21. August 2023 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im 20. Deutschen Bundestag oder im 7. Landtag Brandenburg 
durch mindestens eine im Land Brandenburg gewählte Abgeordnete 
oder durch mindestens einen im Land Brandenburg gewählten Abge-
ordneten oder im Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittelmark durch 
mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder durch mindestens einen 
Kreistagsabgeordneten oder in der Gemeindevertretung der Gemein-
de Borkheide durch mindestens eine Gemeindevertreterin oder durch 
mindestens einen Gemeindevertreter seit der letzten Wahl ununter-
brochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungs-
unterschriften befreit.

8.1.2 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 21. August 2023 
aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Kreistag des Land-
kreises Potsdam-Mittelmark durch mindestens eine Kreistagsabge-
ordnete oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in 
der Gemeindevertretung Borkheide durch mindestens eine Gemeinde-
vertreterin oder durch mindestens einen Gemeindevertreter seit der 
letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis 
von Unterstützungsunterschriften befreit.

8.1.3 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht für 
Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteiligten 
Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 8.1.1 oder 8.1.2 ge-
nannten Voraussetzungen für die Befreiung von diesem Erfordernis 
erfüllt.

8.1.4 Wahlvorschläge von Einzelbewerbenden, die am 21. August 
2023 aufgrund eines Einzelwahlvorschlags im Kreistag des Landkrei-
ses Potsdam-Mittelmark oder in der Gemeindevertretung Borkheide 
vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften befreit. 

8.1.5 Stellt sich die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der ehrenamtliche 
Bürgermeister der Wahl zur Gemeindevertretung Borkheide, so ist 
auch die Partei, politische Vereinigung oder Wählergruppe, für die 
sie oder er bei der Wahl zur Gemeindevertretung Borkheide antritt, 
von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit, wenn 
sie oder er aufgrund eines Wahlvorschlages dieser Partei, politischen 
Vereinigung oder Wählergruppe zur ehrenamtlichen Bürgermeisterin 
oder zum ehrenamtlichen Bürgermeister der Gemeinde Borkheide ge-
wählt worden ist. 

8.2 Wichtige Hinweise
8.2.1 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, einer 

Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer oder eines Einzelbewer-
benden, die oder der nach der vorstehenden Nummer 8.1 von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind 
im Falle eines wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlags mindestens 5 
Unterstützungsunterschriften von im Wahlgebiet wahlberechtigten 
Personen beizufügen.

8.2.2 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der wahlbe-
rechtigten Person ist spätestens bis zu 

Mittwoch, den 03. April 2024, 16 Uhr, 
 bei der

 Wahlbehörde, Amt Brück,
 Bürgerservice, Ernst-Thälmann-Str. 58, 14822 Brück

 zu leisten.
 Die Unterstützungsunterschrift kann auch bei einer ehrenamtlichen 

Bürgermeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeister im 
Land Brandenburg, vor einer Notarin oder einem Notar oder einer 
anderen zur Beglaubigung von Unterschriften ermächtigten 
Stelle geleistet werden. Die hierzu von mir auf Anforderung aus-
gegebenen Unterschriftenlisten (siehe Nummer 8.2.3) sind der 
Wahlbehörde (Amt Brück, Ernst-Thälmann-Str. 59, 14822 Brück) 

– Amtlicher Teil: Amtliche Bekanntmachungen für das Amt Brück –
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spätestens bis
Mittwoch, den 03. April 2024, 16 Uhr, 

 vorzulegen.
 Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf den von 

mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen Formblättern 
für Unterschriftenlisten nach dem Vordruckmuster 6 zu § 32 Absatz 
4 Nummer 3 BbgKWahlV unter Beachtung folgender Vorschriften zu 
erbringen:

8.2.3 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des Wahlvor-
schlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, Amt Brück, Bürger-
service, Ernst-Thälmann-Str. 58, 14822 Brück aufgelegt. 

 Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie Anschrift 
einer jeden und eines jeden Bewerbenden in erkennbarer 
Reihenfolge anzugeben. Daneben ist beim Wahlvorschlag einer 
Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe oder Listenver-
einigung deren Name und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese, anzugeben. 

 Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Erklärung 
zu bestätigen, dass die Bewerbenden sowie ihre Reihenfolge gemäß 
§ 33 BbgKWahlG bestimmt worden sind, oder eine Ausfertigung der 
Niederschrift über die Bestimmung der Bewerbenden sowie ihrer 
Reihenfolge vorzulegen. Beim Wahlvorschlag einer Listenver-
einigung sind ferner auch die Namen, und, sofern vorhanden, die 
Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Gruppierungen anzugeben.

 Beim Wahlvorschlag einer oder eines Einzelbewerbenden ist die 
Bezeichnung „Einzelwahlvorschlag“ anzugeben.

 Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den 
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für die 
Unterzeichnung des Wahlvorschlags  bei einer ehrenamtlichen Bür-
germeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeister im Land Bran-
denburg, vor einer Notarin oder einem Notar oder bei einer anderen 
zur Beglaubigung ermächtigten Stelle ausgeben.

8.2.4 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wählergrup-
pen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestimmung der 
Bewerbenden sowie ihrer Reihenfolge nach § 33 BbgKWahlG unter-
zeichnet werden. Vorher geleistete Unterstützungsunterschriften sind 
ungültig.

8.2.5 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvorschlag 
für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Borkheide un-
terzeichnen. Hat eine Person für diese Wahl mehr als einen Wahl-
vorschlag  unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für diese Wahl 
geleisteten Unterstützungsunterschriften ungültig.

8.2.6 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung gege-
ben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch die Bewer-
benden selbst ist unzulässig.

8.2.7 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der Geburt 
und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das Datum der Un-
terschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnende Person hat sich 
vor der Unterschriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme gültiger 
Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.

8.2.8 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf, kann eine Person 
ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die die Unterschriftsleis-
tung vornimmt. Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer Behin-
derung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, kann auf 
Antrag die Unterstützungsunterschrift durch Erklärung vor einer oder 
einem Beauftragten der Wahlbehörde ersetzen. Der Antrag kann bis 
Montag, den 01. April 2024, 16 Uhr, schriftlich bei der Wahlbehör-
de gestellt werden.

8.2.9 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichnerinnen 
und Unterzeichner, die die Unterstützungsunterschrift auf der von 
mir aufgelegten oder ausgegebenen Unterschriftenliste leisten, zu 
vermerken, dass sie im Wahlgebiet (im Falle eines wahlgebietsbe-

zogenen Wahlvorschlags) oder im betreffenden Wahlkreis (im Falle 
eines wahlkreisbezogenen Wahlvorschlags) zum Zeitpunkt ihrer 
Unterschriftsleistung wahlberechtigt sind. 

9. Mängelbeseitigung
 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 04. April 2024, 12 Uhr, kön-

nen Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der Bewerbenden 
beziehen, nicht mehr behoben und fehlende Unterstützungsunter-
schriften nicht mehr beigebracht werden. Das Gleiche gilt, wenn die 
oder der Bewerbende so mangelhaft bezeichnet ist, dass ihre oder 
seine Identität nicht feststeht. Sonstige Mängel, die die Gültigkeit der 
Wahlvorschläge berühren, können bis zu der Entscheidung über die 
Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Absatz 1 BbgKWahlG) beseitigt 
werden.

10. Zulassung der Wahlvorschläge
 Der Wahlausschuss beschließt am 16.04.2024 um 18 Uhr im Sit-

zungssaal der Amtsverwaltung Brück in öffentlicher Sitzung über die 
Zulassung der Wahlvorschläge. Im Übrigen wird auf § 37 BbgKWahlG 
sowie §§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen.

 Zu dieser Sitzung werden die Vertrauenspersonen der Wahlvor-
schlagsträger hiermit eingeladen.

B. Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamt-
lichen Bürgermeisters der Gemeinde Borkheide

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 und 5.4, 6, 7, 
9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde Borkheide 
gelten für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des eh-
renamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Borkheide mit folgenden 
Maßgaben sinngemäß: 
1. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Vordruckmuster 5b zu § 33 

Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden. 
 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerbende oder einen Bewer-

benden enthalten.
 Jede und jeder Bewerbende darf nur auf einem Wahlvorschlag 

für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des 
ehrenamtlichen Bürgermeisters benannt sein.

 Die oder der Bewerbende auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf 
nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen 
Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

2. Die Zustimmung der oder des Bewerbenden zu ihrer oder seiner 
Benennung auf dem Wahlvorschlag ist nach dem Vordruckmuster 
7b zu § 33 Absatz 2 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. 

3. Die Niederschrift über die Bestimmung der oder des Bewerbenden 
ist nach dem Vordruckmuster 9b zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgK-
WahlV zu fertigen.

4. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für die 
Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

5. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder einer oder eines 
Einzelbewerbenden, die oder der von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften nach § 70 Absatz 5 BbgKWahlG nicht befreit 
ist, sind mindestens 24 Unterstützungsunterschriften beizufügen. Im 
Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 
8.1.4, 8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.9 sinngemäß.

III. Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen

 Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vordrucke 
werden von mir beschafft und können bei mir angefordert werden.

– Amtlicher Teil: Amtliche Bekanntmachungen für das Amt Brück –



| 20 | 9. Februar 2024 | Nr. 2 | Woche 6 AmtsblAtt

– Amtlicher Teil: Amtliche Bekanntmachungen für das Amt Brück –

 Sie können auch unter dem Link https://wahlen.brandenburg.de/wah-
len/de/kommunalwahlen/aufstellung-von-wahlvorschlaegen-kw/ selbst 
heruntergeladen werden.

Die Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück
Marion Jahn

Wahlen

 – der Gemeindevertretung der Gemeinde Borkwalde, 
 – der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des  
  ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Borkwalde

am 09. Juni 2024

Bekanntmachung der Wahlleiterin vom 23.01.2024

Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kommunalwahlgeset-
zes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der Brandenburgischen Kommu-
nalwahlverordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I. Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie die Wahl-
zeit

 Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit der allge-
meinen Kommunalwahlen 2024 vom 17. August 2023 (GVBl. II Nr. 57) 
finden die Wahlen (Hauptwahlen)
Wahlen
– der Gemeindevertretung der Gemeinde Borkwalde,
– der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtli-

chen Bürgermeisters der Gemeinde Borkwalde
 am Sonntag, den 09. Juni 2024 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr 
 sowie
 die etwa notwendig werdenden Stichwahlen

 der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bür-
germeisters der Gemeinde Borkwalde   

 am Sonntag, den 30. Juni 2024 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr statt.

II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen

 Nachdem der Minister des Innern und für Kommunales die Wahltermine 
für die vorgenannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsverordnung 
bestimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 2 Satz 3 BbgKWahlV auf, 
die Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst frühzeitig einzurei-
chen. Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A. Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Borkwalde

1. Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen und Gemein-
devertreter 

 Es sind insgesamt 12 Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter 
zu wählen.

2. Wahlkreise
 Die Gemeinde Borkwalde (2.006 Einwohner am Stichtag 30.04.2023) 

bildet einen Wahlkreis.

3. Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereinigungen 

und Wählergruppen sowie Einzelbewerbenden eingereicht werden. 
Daneben können Parteien, politische Vereinigungen und Wählergruppen 
auch gemeinsam einen Wahlvorschlag als Listenvereinigung einrei-
chen. Sie dürfen sich jedoch bei jeder Wahl nur an einer Listenverei-

nigung beteiligen; die Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt 
einen eigenständigen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht werden. 
Sie müssen spätestens bis zum

Donnerstag, den 04. April 2024, 12 Uhr, 
 bei der

 Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück 
 Ernst-Thälmann-Str. 59 in 14822 Brück

 schriftlich eingereicht werden.

4. Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
 Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschließen, ist 

der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück durch die für 
das Wahlgebiet zuständigen Organe aller am Zusammenschluss Betei-
ligten spätestens bis zum Donnerstag, den 04. April 2024, 12 Uhr, 
schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung der an dem Zusammenschluss 
beteiligten Gruppierungen muss bei Parteien oder politischen Vereini-
gungen von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zu-
ständigen Vorstands, darunter der oder dem Vorsitzenden oder einer 
Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, bei Wählergruppen von der 
oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe unterzeichnet 
sein.

5. Inhalt der Wahlvorschläge
5.1 Die Wahlvorschläge sollen nach Vordruckmuster 5a zu § 32 Absatz 1 

Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müssen enthalten
a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätigkeit, 

den Tag der Geburt, den Geburtsort, die Staatsangehörigkeit und 
die Anschrift eines jeden Bewerbenden in erkennbarer Reihenfolge,

b) als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung 
den vollständigen Namen der einreichenden Partei oder politischen 
Vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch 
diese; der im Wahlvorschlag angegebene Name der Partei oder po-
litischen Vereinigung muss mit dem Namen übereinstimmen, den 
diese im Lande führt,

c) als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der ein-
reichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwendet, auch diese; aus dem Namen muss hervorgehen, dass 
es sich um eine Wählergruppe handelt; der Name und die etwaige 
Kurzbezeichnung dürfen nicht den Namen von Parteien oder politi-
schen Vereinigungen oder deren Kurzbezeichnung enthalten,

d) als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen der 
Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, 
auch diese; zusätzlich sind die Namen und, sofern vorhanden, auch 
die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Parteien, politischen 
Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,
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e) den Namen des Wahlgebietes.
 Der Wahlvorschlag einer oder eines Einzelbewerbenden darf nur 

die unter Buchstabe a und e bezeichneten Angaben enthalten.
5.2 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerbende oder einen 

Bewerbenden enthalten.
 Ein wahlgebietsbezogener Wahlvorschlag darf höchstens insgesamt 

18 Bewerbende enthalten.
5.3 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekommuni-

kationsanschluss der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauensperson kann auch eine 
Bewerbende oder ein Bewerbender benannt werden. Soweit gesetz-
lich nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson und die 
stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, verbindli-
che Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzuneh-
men.

5.4 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung 
muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zu-
ständigen Vorstandes, darunter der oder dem Vorsitzenden oder ei-
ner Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. Der 
Wahlvorschlag einer Wählergruppe muss von der oder dem Ver-
tretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertretungsberechtigung 
ist auf mein Verlangen nachzuweisen. Der Wahlvorschlag einer Lis-
tenvereinigung muss von jeder an ihr beteiligten Partei, politischen 
Vereinigung und Wählergruppe entsprechend unterzeichnet sein. Der 
Wahlvorschlag einer oder eines Einzelbewerbenden muss von die-
ser oder diesem unterzeichnet sein.

5.5 Wichtige Beschränkungen
 Jede und jeder Bewerbende darf nur auf einem Wahlvorschlag für die 

Wahl zur Gemeindevertretung der der Gemeinde Borkwalde benannt 
sein. Die oder der Bewerbende auf dem Wahlvorschlag einer Partei 
darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen 
Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

6. Voraussetzungen für die Benennung als Bewerbende oder Be-
werbender

6.1 Die Benennung als Bewerbende oder Bewerbender auf einem Wahlvor-
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe oder 
Listenvereinigung ist an folgende Voraussetzungen geknüpft:
a) Die oder der Bewerbende muss gemäß § 11 BbgKWahlG wähl-

bar sein.
b) Die oder der Bewerbende muss durch eine Versammlung zur 

Aufstellung der Bewerbenden gemäß § 33 BbgKWahlG be-
stimmt worden sein (siehe Nummer 7).

c) Die oder der Bewerbende muss der Benennung auf dem Wahl-
vorschlag schriftlich zustimmen. Die Zustimmung ist nach dem 
Vordruckmuster 7a zu § 32 Absatz 5 Nummer 1 BbgKWahlV abzuge-
ben. Wird der Wahlvorschlag von einer Partei eingereicht, hat die 
oder der Bewerbende in der Zustimmungserklärung zudem ihre oder 
seine Parteimitgliedschaften anzugeben oder zu erklären, dass sie 
oder er parteilos ist.

 Die in Buchstabe a) und c) genannten Voraussetzungen gelten ferner 
für Einzelbewerbende.

6.2 Zur Wählbarkeit
6.2.1 Wählbarkeit von Deutschen
 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen im 

Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, die
– am 09. Juni 2024 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
 Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 BbgKWahlG 

nicht wählbar, wenn sie oder er
– infolge Richterspruch das Wahlrecht nicht besitzt,
– sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 

des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus 
befindet oder

– infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Be-
kleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

6.2.2 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern
 Wählbar sind gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG auch alle Staatsan-

gehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die
– am 09. Juni 2024 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
 Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 Absatz 3 

BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
– infolge Richterspruchs das Wahlrecht nicht besitzt,
– sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 

des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus 
befindet,

– infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die 
Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter 
nicht besitzt oder

– infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung im 
Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht besitzt.

6.3 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerbende und für jeden 
Bewerbenden eine Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem Vor-
druckmuster 8a zu § 32 Absatz 5 Nummer 2 BbgKWahlV einzureichen, 
dass die oder der vorgeschlagene Bewerbende wählbar ist.

 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich ihre Zustim-
mung zur Kandidatur erklärt haben, müssen mir mit der Bescheinigung 
nach Satz 1 zusätzlich eine Versicherung an Eides statt nach dem 
Vordruckmuster 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 BbgKWahlV über ihre 
Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, dass sie in ihrem Her-
kunftsmitgliedstaat nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind.

7. Zur Aufstellung der Bewerbenden gemäß § 33 BbgKWahlG
7.1 Die Bewerbenden einer Partei oder politischen Vereinigung 

und ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt 
ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtig-
ten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung in geheimer 
Abstimmung bestimmt worden sein (Mitgliederversammlung). 
Dies kann auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern 
(Satz 1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu besonders gewählt 
worden sind (Delegiertenversammlung). 

7.2 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine 
Organisation hat, können die Bewerbenden sowie ihre Reihenfolge 
auch durch die im gesamten Amtsgebiet wahlberechtigten Mitglieder 
der Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte oder 
durch die für die Wahl zum Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittel-
mark wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder politischen Verei-
nigung oder deren Delegierte bestimmt werden.

7.3 Die Bewerbenden einer Wählergruppe sowie ihre Reihenfolge 
müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammen-
tritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der 
Wählergruppe (Mitgliederversammlung) oder, wenn die Wähler-
gruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in einer Versammlung 
der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet 
wahlberechtigten Anhängerinnen und Anhänger (Anhängerin-
nen- und Anhängerversammlung) der Wählergruppe in geheimer 
Abstimmung bestimmt worden sein. Dies kann auch durch Delegierte 
geschehen, die von den Mitgliedern oder Anhängerinnen und Anhän-
gern (Satz 1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu besonders 
gewählt worden sind (Delegiertenversammlung). Die Ausführun-
gen zu Nummer 7.2 gelten für mitgliedschaftlich organisierte Wähl-
ergruppen entsprechend.

7.4 Die Bewerbenden einer Listenvereinigung sowie ihre Reihen-
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folge müssen in einer gemeinsamen Mitglieder- oder Delegierten-
versammlung in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein; im 
Übrigen gelten die Bestimmungen des § 33 BbgKWahlG sinngemäß.

7.5 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerinnen und An-
hänger oder Delegierten von dem zuständigen Vorstand der Partei 
oder politischen Vereinigung oder der oder dem Vertretungsberech-
tigten der Wählergruppe mit einer mindestens dreitägigen Frist 
entweder einzeln oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

7.6 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimmberechtigte 
Teilnehmer der Versammlung ist für die geheime Wahl der Bewer-
benden sowie der Delegierten für die Delegiertenversammlung vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerbenden ist Gelegenheit zu geben, 
sich und ihr Programm der Versammlung in angemessener Zeit vor-
zustellen. In der Versammlung müssen sich mindestens drei Mit-
glieder, Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierte an der Abstim-
mung beteiligen.

7.7 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder Delegier-
tenversammlung ist eine Niederschrift nach dem Vordruckmuster 
9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen, die dem Wahl-
vorschlag beizufügen ist. Aus der Niederschrift muss die Art, der Ort 
und die Zeit der Versammlung, die Form der Einladung, die Anzahl 
der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen und Anhänger oder 
Delegierten sowie das Ergebnis der geheimen Wahl hervorgehen. 
Hierbei haben die Leiterin oder der Leiter der Versammlung und 
zwei von der Versammlung hierzu bestimmte Teilnehmerinnen 
oder Teilnehmer an Eides statt zu versichern, dass die gesetzlichen 
Mindestanforderungen an eine demokratische Aufstellung der Kandi-
datinnen und Kandidaten gemäß § 33 Absatz 5 BbgKWahlG beachtet 
worden sind.

8. Unterstützungsunterschriften
8.1  Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschrif-

ten
8.1.1 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereinigungen, 

die am 21. August 2023 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im 20. Deutschen Bundestag oder im 7. Landtag Brandenburg 
durch mindestens eine im Land Brandenburg gewählte Abgeordnete 
oder durch mindestens einen im Land Brandenburg gewählten Abge-
ordneten oder im Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittelmark durch 
mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder durch mindestens einen 
Kreistagsabgeordneten oder in der Gemeindevertretung der Gemein-
de Borkwalde durch mindestens eine Gemeindevertreterin oder durch 
mindestens einen Gemeindevertreter seit der letzten Wahl ununter-
brochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungs-
unterschriften befreit.

8.1.2 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 21. August 2023 
aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Kreistag des Land-
kreises Potsdam-Mittelmark durch mindestens eine Kreistagsabge-
ordnete oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in 
der Gemeindevertretung Borkwalde durch mindestens eine Gemein-
devertreterin oder durch mindestens einen Gemeindevertreter seit der 
letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis 
von Unterstützungsunterschriften befreit.

8.1.3 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht für 
Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteiligten 
Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 8.1.1 oder 8.1.2 ge-
nannten Voraussetzungen für die Befreiung von diesem Erfordernis 
erfüllt.

8.1.4 Wahlvorschläge von Einzelbewerbenden, die am 21. August 
2023 aufgrund eines Einzelwahlvorschlags im Kreistag des Landkrei-
ses Potsdam-Mittelmark oder in der Gemeindevertretung Borkwalde 
vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften befreit. 

8.1.5 Stellt sich die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der ehrenamtliche 
Bürgermeister der Wahl zur Gemeindevertretung Borkwalde, so ist 
auch die Partei, politische Vereinigung oder Wählergruppe, für die 
sie oder er bei der Wahl zur Gemeindevertretung Borkwalde antritt, 
von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit, wenn 
sie oder er aufgrund eines Wahlvorschlages dieser Partei, politischen 
Vereinigung oder Wählergruppe zur ehrenamtlichen Bürgermeisterin 
oder zum ehrenamtlichen Bürgermeister der Gemeinde Borkwalde 
gewählt worden ist. 

8.2 Wichtige Hinweise
8.2.1 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, einer 

Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer oder eines Einzelbewer-
benden, die oder der nach der vorstehenden Nummer 8.1 von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind 
im Falle eines wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlags mindestens 5 
Unterstützungsunterschriften von im Wahlgebiet wahlberechtigten 
Personen beizufügen.

8.2.2 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der wahlbe-
rechtigten Person ist spätestens bis zu 

Mittwoch, den 03. April 2024, 16 Uhr, 
 bei der

 Wahlbehörde, Amt Brück,
 Bürgerservice, Ernst-Thälmann-Str. 58, 14822 Brück

 zu leisten.
 Die Unterstützungsunterschrift kann auch bei einer ehrenamtlichen 

Bürgermeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeister im 
Land Brandenburg, vor einer Notarin oder einem Notar oder einer 
anderen zur Beglaubigung von Unterschriften ermächtigten 
Stelle geleistet werden. Die hierzu von mir auf Anforderung aus-
gegebenen Unterschriftenlisten (siehe Nummer 8.2.3) sind der 
Wahlbehörde (Amt Brück, Ernst-Thälmann-Str. 59, 14822 Brück) 
spätestens bis

Mittwoch, den 03. April 2024, 16 Uhr, 
 vorzulegen.
 Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf den von 

mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen Formblättern 
für Unterschriftenlisten nach dem Vordruckmuster 6 zu § 32 Absatz 
4 Nummer 3 BbgKWahlV unter Beachtung folgender Vorschriften zu 
erbringen:

8.2.3 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des Wahlvor-
schlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, Amt Brück, Bürger-
service, Ernst-Thälmann-Str. 58, 14822 Brück aufgelegt. 

 Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie Anschrift 
einer jeden und eines jeden Bewerbenden in erkennbarer 
Reihenfolge anzugeben. Daneben ist beim Wahlvorschlag einer 
Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe oder Listenver-
einigung deren Name und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese, anzugeben. 

 Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Erklärung 
zu bestätigen, dass die Bewerbenden sowie ihre Reihenfolge gemäß 
§ 33 BbgKWahlG bestimmt worden sind, oder eine Ausfertigung der 
Niederschrift über die Bestimmung der Bewerbenden sowie ihrer 
Reihenfolge vorzulegen. Beim Wahlvorschlag einer Listenver-
einigung sind ferner auch die Namen, und, sofern vorhanden, die 
Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Gruppierungen anzugeben.

 Beim Wahlvorschlag einer oder eines Einzelbewerbenden ist die 
Bezeichnung „Einzelwahlvorschlag“ anzugeben.

 Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den 
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für die 
Unterzeichnung des Wahlvorschlags  bei einer ehrenamtlichen Bür-
germeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeister im Land Bran-
denburg, vor einer Notarin oder einem Notar oder bei einer anderen 
zur Beglaubigung ermächtigten Stelle ausgeben.
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8.2.4 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wählergrup-
pen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestimmung der 
Bewerbenden sowie ihrer Reihenfolge nach § 33 BbgKWahlG unter-
zeichnet werden. Vorher geleistete Unterstützungsunterschriften sind 
ungültig.

8.2.5 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvorschlag 
für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Borkwalde un-
terzeichnen. Hat eine Person für diese Wahl mehr als einen Wahl-
vorschlag  unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für diese Wahl 
geleisteten Unterstützungsunterschriften ungültig.

8.2.6 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung gege-
ben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch die Bewer-
benden selbst ist unzulässig.

8.2.7 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der Geburt 
und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das Datum der Un-
terschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnende Person hat sich 
vor der Unterschriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme gültiger 
Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.

8.2.8 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf, kann eine Person 
ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die die Unterschriftsleis-
tung vornimmt. Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer Behin-
derung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, kann auf 
Antrag die Unterstützungsunterschrift durch Erklärung vor einer oder 
einem Beauftragten der Wahlbehörde ersetzen. Der Antrag kann bis 
Montag, den 01. April 2024, 16 Uhr, schriftlich bei der Wahlbehör-
de gestellt werden.

8.2.9 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichnerinnen 
und Unterzeichner, die die Unterstützungsunterschrift auf der von 
mir aufgelegten oder ausgegebenen Unterschriftenliste leisten, zu 
vermerken, dass sie im Wahlgebiet (im Falle eines wahlgebietsbe-
zogenen Wahlvorschlags) oder im betreffenden Wahlkreis (im Falle 
eines wahlkreisbezogenen Wahlvorschlags) zum Zeitpunkt ihrer 
Unterschriftsleistung wahlberechtigt sind. 

9. Mängelbeseitigung
 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 04. April 2024, 12 Uhr, kön-

nen Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der Bewerbenden 
beziehen, nicht mehr behoben und fehlende Unterstützungsunter-
schriften nicht mehr beigebracht werden. Das Gleiche gilt, wenn die 
oder der Bewerbende so mangelhaft bezeichnet ist, dass ihre oder 
seine Identität nicht feststeht. Sonstige Mängel, die die Gültigkeit der 
Wahlvorschläge berühren, können bis zu der Entscheidung über die 
Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Absatz 1 BbgKWahlG) beseitigt 
werden.

10. Zulassung der Wahlvorschläge
 Der Wahlausschuss beschließt am 16.04.2024 um 18 Uhr im Sit-

zungssaal der Amtsverwaltung Brück in öffentlicher Sitzung über die 
Zulassung der Wahlvorschläge. Im Übrigen wird auf § 37 BbgKWahlG 
sowie §§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen.

 Zu dieser Sitzung werden die Vertrauenspersonen der Wahlvor-
schlagsträger hiermit eingeladen.

B. Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamt-
lichen Bürgermeisters der Gemeinde Borkwalde

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 und 5.4, 6, 7, 
9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde Borkwalde 
gelten für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des eh-
renamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Borkwalde mit folgenden 
Maßgaben sinngemäß: 

1. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Vordruckmuster 5b zu § 33 Absatz 
1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden. 

 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerbende oder einen Bewerben-
den enthalten.

 Jede und jeder Bewerbende darf nur auf einem Wahlvorschlag für die 
Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen 
Bürgermeisters benannt sein.

 Die oder der Bewerbende auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf 
nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen Wahl-
vorschlag zu dieser Wahl antritt.

2. Die Zustimmung der oder des Bewerbenden zu ihrer oder seiner Benen-
nung auf dem Wahlvorschlag ist nach dem Vordruckmuster 7b zu § 33 
Absatz 2 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. 

3. Die Niederschrift über die Bestimmung der oder des Bewerbenden ist 
nach dem Vordruckmuster 9b zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV 
zu fertigen.

4. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für die Amts-
inhaberin oder den Amtsinhaber.

5. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, einer 
Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder einer oder eines Einzelbe-
werbenden, die oder der von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften nach § 70 Absatz 5 BbgKWahlG nicht befreit ist, sind mindes-
tens 24 Unterstützungsunterschriften beizufügen. Im Übrigen gelten die 
Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 8.1.4, 8.2.2 bis 8.2.5 
und 8.2.7 bis 8.2.9 sinngemäß.

III. Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen

 Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vordrucke 
werden von mir beschafft und können bei mir angefordert werden.

 Sie können auch unter dem Link https://wahlen.brandenburg.de/wah-
len/de/kommunalwahlen/aufstellung-von-wahlvorschlaegen-kw/ selbst 
heruntergeladen werden.

Die Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück
Marion Jahn
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Wahlen

 – der Gemeindevertretung der Gemeinde Golzow, 
 – der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder  
  des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Golzow

am 09. Juni 2024

Bekanntmachung der Wahlleiterin vom 23.01.2024

Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kommunalwahlgeset-
zes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der Brandenburgischen Kommu-
nalwahlverordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I. Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie die Wahl-
zeit

 Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit der allge-
meinen Kommunalwahlen 2024 vom 17. August 2023 (GVBl. II Nr. 57) 
finden die Wahlen (Hauptwahlen)
Wahlen
– der Gemeindevertretung der Gemeinde Golzow,
– der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtli-

chen Bürgermeisters der Gemeinde Golzow
 am Sonntag, den 09. Juni 2024 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr 
 sowie
 die etwa notwendig werdenden Stichwahlen

 der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bür-
germeisters der Gemeinde Golzow   

 am Sonntag, den 30. Juni 2024 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr statt.

II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen

 Nachdem der Minister des Innern und für Kommunales die Wahltermine 
für die vorgenannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsverordnung 
bestimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 2 Satz 3 BbgKWahlV auf, 
die Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst frühzeitig einzurei-
chen. Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A. Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Golzow

1. Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen und Gemein-
devertreter 

 Es sind insgesamt 10 Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter 
zu wählen.

2. Wahlkreise
 Die Gemeinde Golzow (1.427 Einwohner am Stichtag 30.04.2023) bildet 

einen Wahlkreis.

3. Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereinigungen 

und Wählergruppen sowie Einzelbewerbenden eingereicht werden. 
Daneben können Parteien, politische Vereinigungen und Wählergruppen 
auch gemeinsam einen Wahlvorschlag als Listenvereinigung einrei-
chen. Sie dürfen sich jedoch bei jeder Wahl nur an einer Listenverei-
nigung beteiligen; die Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt 
einen eigenständigen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht werden. 
Sie müssen spätestens bis zum

Donnerstag, den 04. April 2024, 12 Uhr, 
 bei der

 Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück 
 Ernst-Thälmann-Str. 59 in 14822 Brück

 schriftlich eingereicht werden.

4. Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
 Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschließen, ist 

der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück durch die für 
das Wahlgebiet zuständigen Organe aller am Zusammenschluss Betei-
ligten spätestens bis zum Donnerstag, den 04. April 2024, 12 Uhr, 
schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung der an dem Zusammenschluss 
beteiligten Gruppierungen muss bei Parteien oder politischen Vereini-
gungen von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zu-
ständigen Vorstands, darunter der oder dem Vorsitzenden oder einer 
Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, bei Wählergruppen von der 
oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe unterzeichnet 
sein.

5. Inhalt der Wahlvorschläge
5.1 Die Wahlvorschläge sollen nach Vordruckmuster 5a zu § 32 Absatz 1 

Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müssen enthalten
a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätigkeit, 

den Tag der Geburt, den Geburtsort, die Staatsangehörigkeit und 
die Anschrift eines jeden Bewerbenden in erkennbarer Reihenfolge,

b) als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung 
den vollständigen Namen der einreichenden Partei oder politischen 
Vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch 
diese; der im Wahlvorschlag angegebene Name der Partei oder po-
litischen Vereinigung muss mit dem Namen übereinstimmen, den 
diese im Lande führt,

c) als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der ein-
reichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwendet, auch diese; aus dem Namen muss hervorgehen, dass 
es sich um eine Wählergruppe handelt; der Name und die etwaige 
Kurzbezeichnung dürfen nicht den Namen von Parteien oder politi-
schen Vereinigungen oder deren Kurzbezeichnung enthalten,

d) als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen der 
Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, 
auch diese; zusätzlich sind die Namen und, sofern vorhanden, auch 
die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Parteien, politischen 
Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,

e) den Namen des Wahlgebietes.
 Der Wahlvorschlag einer oder eines Einzelbewerbenden darf nur 

die unter Buchstabe a und e bezeichneten Angaben enthalten.
5.2 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerbende oder einen 

Bewerbenden enthalten.
 Ein wahlgebietsbezogener Wahlvorschlag darf höchstens insgesamt 

15 Bewerbende enthalten.
5.3 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekommuni-

kationsanschluss der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauensperson kann auch eine 
Bewerbende oder ein Bewerbender benannt werden. Soweit gesetz-
lich nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson und die 
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stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, verbindli-
che Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzuneh-
men.

5.4 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung 
muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zu-
ständigen Vorstandes, darunter der oder dem Vorsitzenden oder ei-
ner Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. Der 
Wahlvorschlag einer Wählergruppe muss von der oder dem Ver-
tretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertretungsberechtigung 
ist auf mein Verlangen nachzuweisen. Der Wahlvorschlag einer Lis-
tenvereinigung muss von jeder an ihr beteiligten Partei, politischen 
Vereinigung und Wählergruppe entsprechend unterzeichnet sein. Der 
Wahlvorschlag einer oder eines Einzelbewerbenden muss von die-
ser oder diesem unterzeichnet sein.

5.5 Wichtige Beschränkungen
 Jede und jeder Bewerbende darf nur auf einem Wahlvorschlag für die 

Wahl zur Gemeindevertretung der der Gemeinde Golzow benannt sein. 
Die oder der Bewerbende auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf 
nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen Wahl-
vorschlag zu dieser Wahl antritt.

6. Voraussetzungen für die Benennung als Bewerbende oder Be-
werbender

6.1 Die Benennung als Bewerbende oder Bewerbender auf einem Wahlvor-
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe oder 
Listenvereinigung ist an folgende Voraussetzungen geknüpft:
a) Die oder der Bewerbende muss gemäß § 11 BbgKWahlG wähl-

bar sein.
b) Die oder der Bewerbende muss durch eine Versammlung zur 

Aufstellung der Bewerbenden gemäß § 33 BbgKWahlG be-
stimmt worden sein (siehe Nummer 7).

c) Die oder der Bewerbende muss der Benennung auf dem Wahl-
vorschlag schriftlich zustimmen. Die Zustimmung ist nach dem 
Vordruckmuster 7a zu § 32 Absatz 5 Nummer 1 BbgKWahlV abzuge-
ben. Wird der Wahlvorschlag von einer Partei eingereicht, hat die 
oder der Bewerbende in der Zustimmungserklärung zudem ihre oder 
seine Parteimitgliedschaften anzugeben oder zu erklären, dass sie 
oder er parteilos ist.

 Die in Buchstabe a) und c) genannten Voraussetzungen gelten ferner 
für Einzelbewerbende.

6.2 Zur Wählbarkeit
6.2.1 Wählbarkeit von Deutschen
 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen im 

Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, die
– am 09. Juni 2024 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
 Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 BbgKWahlG 

nicht wählbar, wenn sie oder er
– infolge Richterspruch das Wahlrecht nicht besitzt,
– sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 

des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus 
befindet oder

– infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Be-
kleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

6.2.2 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern
 Wählbar sind gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG auch alle Staatsan-

gehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die
– am 09. Juni 2024 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
 Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 Absatz 3 

BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er

– infolge Richterspruchs das Wahlrecht nicht besitzt,
– sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 

des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus 
befindet,

– infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die 
Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter 
nicht besitzt oder

– infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung im 
Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht besitzt.

6.3 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerbende und für jeden 
Bewerbenden eine Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem Vor-
druckmuster 8a zu § 32 Absatz 5 Nummer 2 BbgKWahlV einzureichen, 
dass die oder der vorgeschlagene Bewerbende wählbar ist.

 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich ihre Zustim-
mung zur Kandidatur erklärt haben, müssen mir mit der Bescheinigung 
nach Satz 1 zusätzlich eine Versicherung an Eides statt nach dem 
Vordruckmuster 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 BbgKWahlV über ihre 
Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, dass sie in ihrem Her-
kunftsmitgliedstaat nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind.

7. Zur Aufstellung der Bewerbenden gemäß § 33 BbgKWahlG
7.1 Die Bewerbenden einer Partei oder politischen Vereinigung 

und ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt 
ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtig-
ten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung in geheimer 
Abstimmung bestimmt worden sein (Mitgliederversammlung). Dies 
kann auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern (Satz 
1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu besonders gewählt wor-
den sind (Delegiertenversammlung). 

7.2 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine 
Organisation hat, können die Bewerbenden sowie ihre Reihenfolge 
auch durch die im gesamten Amtsgebiet wahlberechtigten Mitglieder 
der Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte oder 
durch die für die Wahl zum Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittel-
mark wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder politischen Verei-
nigung oder deren Delegierte bestimmt werden.

7.3 Die Bewerbenden einer Wählergruppe sowie ihre Reihenfolge 
müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammen-
tritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der 
Wählergruppe (Mitgliederversammlung) oder, wenn die Wähler-
gruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in einer Versammlung 
der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet 
wahlberechtigten Anhängerinnen und Anhänger (Anhängerin-
nen- und Anhängerversammlung) der Wählergruppe in geheimer 
Abstimmung bestimmt worden sein. Dies kann auch durch Delegierte 
geschehen, die von den Mitgliedern oder Anhängerinnen und Anhän-
gern (Satz 1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu besonders 
gewählt worden sind (Delegiertenversammlung). Die Ausführun-
gen zu Nummer 7.2 gelten für mitgliedschaftlich organisierte Wähl-
ergruppen entsprechend.

7.4 Die Bewerbenden einer Listenvereinigung sowie ihre Reihen-
folge müssen in einer gemeinsamen Mitglieder- oder Delegierten-
versammlung in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein; im 
Übrigen gelten die Bestimmungen des § 33 BbgKWahlG sinngemäß.

7.5 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerinnen und An-
hänger oder Delegierten von dem zuständigen Vorstand der Partei 
oder politischen Vereinigung oder der oder dem Vertretungsberech-
tigten der Wählergruppe mit einer mindestens dreitägigen Frist 
entweder einzeln oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

7.6 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimmberechtigte 
Teilnehmer der Versammlung ist für die geheime Wahl der Bewer-
benden sowie der Delegierten für die Delegiertenversammlung vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerbenden ist Gelegenheit zu geben, 
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sich und ihr Programm der Versammlung in angemessener Zeit vor-
zustellen. In der Versammlung müssen sich mindestens drei Mit-
glieder, Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierte an der Abstim-
mung beteiligen.

7.7 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder Delegier-
tenversammlung ist eine Niederschrift nach dem Vordruckmuster 
9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen, die dem Wahl-
vorschlag beizufügen ist. Aus der Niederschrift muss die Art, der Ort 
und die Zeit der Versammlung, die Form der Einladung, die Anzahl 
der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen und Anhänger oder 
Delegierten sowie das Ergebnis der geheimen Wahl hervorgehen. 
Hierbei haben die Leiterin oder der Leiter der Versammlung und 
zwei von der Versammlung hierzu bestimmte Teilnehmerinnen 
oder Teilnehmer an Eides statt zu versichern, dass die gesetzlichen 
Mindestanforderungen an eine demokratische Aufstellung der Kandi-
datinnen und Kandidaten gemäß § 33 Absatz 5 BbgKWahlG beachtet 
worden sind.

8. Unterstützungsunterschriften
8.1 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschrif-

ten
8.1.1 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereinigungen, 

die am 21. August 2023 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im 20. Deutschen Bundestag oder im 7. Landtag Brandenburg 
durch mindestens eine im Land Brandenburg gewählte Abgeordnete 
oder durch mindestens einen im Land Brandenburg gewählten Abge-
ordneten oder im Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittelmark durch 
mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder durch mindestens einen 
Kreistagsabgeordneten oder in der Gemeindevertretung der Gemein-
de Golzow durch mindestens eine Gemeindevertreterin oder durch 
mindestens einen Gemeindevertreter seit der letzten Wahl ununter-
brochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungs-
unterschriften befreit.

8.1.2 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 21. August 2023 
aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Kreistag des Land-
kreises Potsdam-Mittelmark durch mindestens eine Kreistagsabge-
ordnete oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in 
der Gemeindevertretung Golzow durch mindestens eine Gemeinde-
vertreterin oder durch mindestens einen Gemeindevertreter seit der 
letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis 
von Unterstützungsunterschriften befreit.

8.1.3 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht für 
Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteiligten 
Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 8.1.1 oder 8.1.2 ge-
nannten Voraussetzungen für die Befreiung von diesem Erfordernis 
erfüllt.

8.1.4 Wahlvorschläge von Einzelbewerbenden, die am 21. August 
2023 aufgrund eines Einzelwahlvorschlags im Kreistag des Landkrei-
ses Potsdam-Mittelmark oder in der Gemeindevertretung Golzow ver-
treten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschrif-
ten befreit. 

8.1.5 Stellt sich die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der ehrenamtli-
che Bürgermeister der Wahl zur Gemeindevertretung Golzow, so ist 
auch die Partei, politische Vereinigung oder Wählergruppe, für die sie 
oder er bei der Wahl zur Gemeindevertretung Golzow antritt, von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit, wenn sie oder 
er aufgrund eines Wahlvorschlages dieser Partei, politischen Verei-
nigung oder Wählergruppe zur ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder 
zum ehrenamtlichen Bürgermeister der Gemeinde Golzow gewählt 
worden ist. 

8.2 Wichtige Hinweise
8.2.1 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, einer 

Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer oder eines Einzelbewer-

benden, die oder der nach der vorstehenden Nummer 8.1 von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind 
im Falle eines wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlags mindestens 5 
Unterstützungsunterschriften von im Wahlgebiet wahlberechtigten 
Personen beizufügen.

8.2.2 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der wahlbe-
rechtigten Person ist spätestens bis zu 

Mittwoch, den 03. April 2024, 16 Uhr, 
 bei der

Wahlbehörde, Amt Brück,
Bürgerservice, Ernst-Thälmann-Str. 58, 14822 Brück

 zu leisten.
 Die Unterstützungsunterschrift kann auch bei einer ehrenamtlichen 

Bürgermeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeister im 
Land Brandenburg, vor einer Notarin oder einem Notar oder einer 
anderen zur Beglaubigung von Unterschriften ermächtigten 
Stelle geleistet werden. Die hierzu von mir auf Anforderung aus-
gegebenen Unterschriftenlisten (siehe Nummer 8.2.3) sind der 
Wahlbehörde (Amt Brück, Ernst-Thälmann-Str. 59, 14822 Brück) 
spätestens bis

Mittwoch, den 03. April 2024, 16 Uhr, 
 vorzulegen.
 Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf den von 

mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen Formblättern 
für Unterschriftenlisten nach dem Vordruckmuster 6 zu § 32 Absatz 
4 Nummer 3 BbgKWahlV unter Beachtung folgender Vorschriften zu 
erbringen:

8.2.3 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des Wahlvor-
schlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, Amt Brück, Bürger-
service, Ernst-Thälmann-Str. 58, 14822 Brück aufgelegt. 

 Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie Anschrift 
einer jeden und eines jeden Bewerbenden in erkennbarer 
Reihenfolge anzugeben. Daneben ist beim Wahlvorschlag einer 
Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe oder Listenver-
einigung deren Name und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese, anzugeben. 

 Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Erklärung 
zu bestätigen, dass die Bewerbenden sowie ihre Reihenfolge gemäß 
§ 33 BbgKWahlG bestimmt worden sind, oder eine Ausfertigung der 
Niederschrift über die Bestimmung der Bewerbenden sowie ihrer 
Reihenfolge vorzulegen. Beim Wahlvorschlag einer Listenver-
einigung sind ferner auch die Namen, und, sofern vorhanden, die 
Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Gruppierungen anzugeben.

 Beim Wahlvorschlag einer oder eines Einzelbewerbenden ist die 
Bezeichnung „Einzelwahlvorschlag“ anzugeben.

 Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den 
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für die 
Unterzeichnung des Wahlvorschlags  bei einer ehrenamtlichen Bür-
germeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeister im Land Bran-
denburg, vor einer Notarin oder einem Notar oder bei einer anderen 
zur Beglaubigung ermächtigten Stelle ausgeben.

8.2.4 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wählergrup-
pen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestimmung der 
Bewerbenden sowie ihrer Reihenfolge nach § 33 BbgKWahlG unter-
zeichnet werden. Vorher geleistete Unterstützungsunterschriften sind 
ungültig.

8.2.5 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvorschlag für 
die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Golzow unterzeich-
nen. Hat eine Person für diese Wahl mehr als einen Wahlvorschlag  
unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für diese Wahl geleisteten 
Unterstützungsunterschriften ungültig.

8.2.6 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung gege-
ben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch die Bewer-
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benden selbst ist unzulässig.
8.2.7 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der Geburt 

und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das Datum der Un-
terschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnende Person hat sich 
vor der Unterschriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme gültiger 
Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.

8.2.8 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf, kann eine Person 
ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die die Unterschriftsleis-
tung vornimmt. Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer Behin-
derung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, kann auf 
Antrag die Unterstützungsunterschrift durch Erklärung vor einer oder 
einem Beauftragten der Wahlbehörde ersetzen. Der Antrag kann bis 
Montag, den 01. April 2024, 16 Uhr, schriftlich bei der Wahlbehör-
de gestellt werden.

8.2.9 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichnerinnen 
und Unterzeichner, die die Unterstützungsunterschrift auf der von 
mir aufgelegten oder ausgegebenen Unterschriftenliste leisten, zu 
vermerken, dass sie im Wahlgebiet (im Falle eines wahlgebietsbe-
zogenen Wahlvorschlags) oder im betreffenden Wahlkreis (im Falle 
eines wahlkreisbezogenen Wahlvorschlags) zum Zeitpunkt ihrer 
Unterschriftsleistung wahlberechtigt sind. 

9. Mängelbeseitigung
 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 04. April 2024, 12 Uhr, kön-

nen Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der Bewerbenden 
beziehen, nicht mehr behoben und fehlende Unterstützungsunter-
schriften nicht mehr beigebracht werden. Das Gleiche gilt, wenn die 
oder der Bewerbende so mangelhaft bezeichnet ist, dass ihre oder 
seine Identität nicht feststeht. Sonstige Mängel, die die Gültigkeit der 
Wahlvorschläge berühren, können bis zu der Entscheidung über die 
Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Absatz 1 BbgKWahlG) beseitigt 
werden.

10. Zulassung der Wahlvorschläge
 Der Wahlausschuss beschließt am 16.04.2024 um 18 Uhr im Sit-

zungssaal der Amtsverwaltung Brück in öffentlicher Sitzung über die 
Zulassung der Wahlvorschläge. Im Übrigen wird auf § 37 BbgKWahlG 
sowie §§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen.

 Zu dieser Sitzung werden die Vertrauenspersonen der Wahlvor-
schlagsträger hiermit eingeladen.

B. Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamt-
lichen Bürgermeisters der Gemeinde Golzow

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 und 5.4, 6, 7, 9 
und 10 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde Golzow gelten 
für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamt-
lichen Bürgermeisters der Gemeinde Golzow mit folgenden Maßgaben 
sinngemäß: 

1. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Vordruckmuster 5b zu § 33 Absatz 
1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden. 

 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerbende oder einen Bewerben-
den enthalten.

 Jede und jeder Bewerbende darf nur auf einem Wahlvorschlag für die 
Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bür-
germeisters benannt sein.

 Die oder der Bewerbende auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf 
nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen Wahl-
vorschlag zu dieser Wahl antritt.

2. Die Zustimmung der oder des Bewerbenden zu ihrer oder seiner Benen-
nung auf dem Wahlvorschlag ist nach dem Vordruckmuster 7b zu § 33 
Absatz 2 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. 

3. Die Niederschrift über die Bestimmung der oder des Bewerbenden ist 
nach dem Vordruckmuster 9b zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV 
zu fertigen.

4. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für die Amts-
inhaberin oder den Amtsinhaber.

5. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, einer 
Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder einer oder eines Einzelbe-
werbenden, die oder der von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften nach § 70 Absatz 5 BbgKWahlG nicht befreit ist, sind mindes-
tens 20 Unterstützungsunterschriften beizufügen. Im Übrigen gelten die 
Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 8.1.4, 8.2.2 bis 8.2.5 
und 8.2.7 bis 8.2.9 sinngemäß.

III. Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen

 Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vordrucke 
werden von mir beschafft und können bei mir angefordert werden.

 Sie können auch unter dem Link https://wahlen.brandenburg.de/wah-
len/de/kommunalwahlen/aufstellung-von-wahlvorschlaegen-kw/ selbst 
heruntergeladen werden.

Die Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück
Marion Jahn
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Wahlen

 – der Gemeindevertretung der Gemeinde Linthe, 
 – der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder  
  des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Linthe, 
 – des Ortsbeirats des Ortsteils Linthe, 
 – des Ortsbeirats des Ortsteils Deutsch Bork und 
 – des Ortsbeirats des Ortsteils Alt Bork

am 09. Juni 2024

Bekanntmachung der Wahlleiterin vom 23.01.2024

Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kommunalwahlgeset-
zes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der Brandenburgischen Kommu-
nalwahlverordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I. Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie die Wahl-
zeit

 Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit der allge-
meinen Kommunalwahlen 2024 vom 17. August 2023 (GVBl. II Nr. 57) 
finden die Wahlen (Hauptwahlen)
– der Gemeindevertretung der Gemeinde Linthe 
– der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtli-

chen Bürgermeisters der Gemeinde Linthe, 
– des Ortsbeirats des Ortsteils Linthe,
– des Ortsbeirats des Ortsteils Alt Bork,
– des Ortsbeirats des Ortsteils Deutsch Bork

 am Sonntag, den 09. Juni 2024 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr 
 sowie
 die etwa notwendig werdenden Stichwahlen

 der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bür-
germeisters der Gemeinde Linthe,

 am Sonntag, den 30. Juni 2024 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr statt.

II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen

 Nachdem der Minister des Innern und für Kommunales die Wahltermine 
für die vorgenannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsverordnung 
bestimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 2 Satz 3 BbgKWahlV auf, 
die Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst frühzeitig einzurei-
chen. Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A. Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Linthe

1. Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen und Gemein-
devertreter 

 Es sind insgesamt 10 Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter 
zu wählen.

2. Wahlkreise
 Die Gemeinde Linthe (933 Einwohner am Stichtag 30.04.2023) bildet 

einen Wahlkreis.

3. Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereinigungen 

und Wählergruppen sowie Einzelbewerbenden eingereicht werden. 
Daneben können Parteien, politische Vereinigungen und Wählergruppen 
auch gemeinsam einen Wahlvorschlag als Listenvereinigung einrei-
chen. Sie dürfen sich jedoch bei jeder Wahl nur an einer Listenverei-

nigung beteiligen; die Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt 
einen eigenständigen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht werden. 
Sie müssen spätestens bis zum

Donnerstag, den 04. April 2024, 12 Uhr, 
 bei der

 Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück 
 Ernst-Thälmann-Str. 59 in 14822 Brück

 schriftlich eingereicht werden.

4. Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
 Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschließen, ist 

der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück durch die für 
das Wahlgebiet zuständigen Organe aller am Zusammenschluss Betei-
ligten spätestens bis zum Donnerstag, den 04. April 2024, 12 Uhr, 
schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung der an dem Zusammenschluss 
beteiligten Gruppierungen muss bei Parteien oder politischen Vereini-
gungen von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zu-
ständigen Vorstands, darunter der oder dem Vorsitzenden oder einer 
Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, bei Wählergruppen von der 
oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe unterzeichnet 
sein.

5. Inhalt der Wahlvorschläge
5.1 Die Wahlvorschläge sollen nach Vordruckmuster 5a zu § 32 Absatz 1 

Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müssen enthalten
a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätigkeit, 

den Tag der Geburt, den Geburtsort, die Staatsangehörigkeit und 
die Anschrift eines jeden Bewerbenden in erkennbarer Reihenfolge,

b) als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung 
den vollständigen Namen der einreichenden Partei oder politischen 
Vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch 
diese; der im Wahlvorschlag angegebene Name der Partei oder po-
litischen Vereinigung muss mit dem Namen übereinstimmen, den 
diese im Lande führt,

c) als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der ein-
reichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwendet, auch diese; aus dem Namen muss hervorgehen, dass 
es sich um eine Wählergruppe handelt; der Name und die etwaige 
Kurzbezeichnung dürfen nicht den Namen von Parteien oder politi-
schen Vereinigungen oder deren Kurzbezeichnung enthalten,

d) als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen der 
Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, 
auch diese; zusätzlich sind die Namen und, sofern vorhanden, auch 
die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Parteien, politischen 
Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,

e) den Namen des Wahlgebietes.
 Der Wahlvorschlag einer oder eines Einzelbewerbenden darf nur 
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die unter Buchstabe a und e bezeichneten Angaben enthalten.
5.2 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerbende oder einen 

Bewerbenden enthalten.
 Ein wahlgebietsbezogener Wahlvorschlag darf höchstens insgesamt 

15 Bewerbende enthalten.
5.3 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekommuni-

kationsanschluss der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauensperson kann auch eine 
Bewerbende oder ein Bewerbender benannt werden. Soweit gesetz-
lich nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson und die 
stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, verbindli-
che Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzuneh-
men.

5.4 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung 
muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zu-
ständigen Vorstandes, darunter der oder dem Vorsitzenden oder ei-
ner Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. Der 
Wahlvorschlag einer Wählergruppe muss von der oder dem Ver-
tretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertretungsberechtigung 
ist auf mein Verlangen nachzuweisen. Der Wahlvorschlag einer Lis-
tenvereinigung muss von jeder an ihr beteiligten Partei, politischen 
Vereinigung und Wählergruppe entsprechend unterzeichnet sein. Der 
Wahlvorschlag einer oder eines Einzelbewerbenden muss von die-
ser oder diesem unterzeichnet sein.

5.5 Wichtige Beschränkungen
 Jede und jeder Bewerbende darf nur auf einem Wahlvorschlag für die 

Wahl zur Gemeindevertretung der der Gemeinde Linthe benannt sein. 
Die oder der Bewerbende auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf 
nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen Wahl-
vorschlag zu dieser Wahl antritt.

6. Voraussetzungen für die Benennung als Bewerbende oder Be-
werbender

6.1 Die Benennung als Bewerbende oder Bewerbender auf einem Wahlvor-
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe oder 
Listenvereinigung ist an folgende Voraussetzungen geknüpft:
a) Die oder der Bewerbende muss gemäß § 11 BbgKWahlG wähl-

bar sein.
b) Die oder der Bewerbende muss durch eine Versammlung zur 

Aufstellung der Bewerbenden gemäß § 33 BbgKWahlG be-
stimmt worden sein (siehe Nummer 7).

c) Die oder der Bewerbende muss der Benennung auf dem Wahl-
vorschlag schriftlich zustimmen. Die Zustimmung ist nach dem 
Vordruckmuster 7a zu § 32 Absatz 5 Nummer 1 BbgKWahlV abzu-
geben. Wird der Wahlvorschlag von einer Partei eingereicht, hat 
die oder Bewerbende in der Zustimmungserklärung zudem ihre oder 
seine Parteimitgliedschaften anzugeben oder zu erklären, dass sie 
oder er parteilos ist.

 Die in Buchstabe a) und c) genannten Voraussetzungen gelten ferner 
für Einzelbewerbende.

6.2 Zur Wählbarkeit
6.2.1 Wählbarkeit von Deutschen
 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen im 

Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, die
– am 09. Juni 2024 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
 Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 BbgKWahlG 

nicht wählbar, wenn sie oder er
– infolge Richterspruch das Wahlrecht nicht besitzt,
– sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 

des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus 
befindet oder

– infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Be-
kleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

6.2.2 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern
 Wählbar sind gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG auch alle Staatsan-

gehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die
– am 09. Juni 2024 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
 Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 Absatz 3 

BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
– infolge Richterspruchs das Wahlrecht nicht besitzt,
– sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 

des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus 
befindet,

– infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die 
Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter 
nicht besitzt oder

– infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung im 
Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht besitzt.

6.3 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerbende und für jeden 
Bewerbenden eine Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem Vor-
druckmuster 8a zu § 32 Absatz 5 Nummer 2 BbgKWahlV einzureichen, 
dass die oder der vorgeschlagene Bewerbende wählbar ist.

 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich ihre Zustim-
mung zur Kandidatur erklärt haben, müssen mir mit der Bescheinigung 
nach Satz 1 zusätzlich eine Versicherung an Eides statt nach dem 
Vordruckmuster 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 BbgKWahlV über ihre 
Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, dass sie in ihrem Her-
kunftsmitgliedstaat nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind.

7. Zur Aufstellung der Bewerbenden gemäß § 33 BbgKWahlG
7.1 Die Bewerbenden einer Partei oder politischen Vereinigung 

und ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt 
ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtig-
ten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung in geheimer 
Abstimmung bestimmt worden sein (Mitgliederversammlung). 
Dies kann auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern 
(Satz 1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu besonders gewählt 
worden sind (Delegiertenversammlung). 

7.2 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine 
Organisation hat, können die Bewerbenden sowie ihre Reihenfolge 
auch durch die im gesamten Amtsgebiet wahlberechtigten Mitglieder 
der Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte oder 
durch die für die Wahl zum Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittel-
mark wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder politischen Verei-
nigung oder deren Delegierte bestimmt werden.

7.3 Die Bewerbenden einer Wählergruppe sowie ihre Reihenfolge 
müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammen-
tritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der 
Wählergruppe (Mitgliederversammlung) oder, wenn die Wähler-
gruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in einer Versammlung 
der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet 
wahlberechtigten Anhängerinnen und Anhänger (Anhängerin-
nen- und Anhängerversammlung) der Wählergruppe in geheimer 
Abstimmung bestimmt worden sein. Dies kann auch durch Delegierte 
geschehen, die von den Mitgliedern oder Anhängerinnen und Anhän-
gern (Satz 1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu besonders 
gewählt worden sind (Delegiertenversammlung). Die Ausführun-
gen zu Nummer 7.2 gelten für mitgliedschaftlich organisierte Wähl-
ergruppen entsprechend.

7.4 Die Bewerbenden einer Listenvereinigung sowie ihre Reihen-
folge müssen in einer gemeinsamen Mitglieder- oder Delegierten-
versammlung in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein; im 
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Übrigen gelten die Bestimmungen des § 33 BbgKWahlG sinngemäß.
7.5 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerinnen und An-

hänger oder Delegierten von dem zuständigen Vorstand der Partei 
oder politischen Vereinigung oder der oder dem Vertretungsberech-
tigten der Wählergruppe mit einer mindestens dreitägigen Frist 
entweder einzeln oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

7.6 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimmberechtigte 
Teilnehmer der Versammlung ist für die geheime Wahl der Bewer-
benden sowie der Delegierten für die Delegiertenversammlung vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerbenden ist Gelegenheit zu geben, 
sich und ihr Programm der Versammlung in angemessener Zeit vor-
zustellen. In der Versammlung müssen sich mindestens drei Mit-
glieder, Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierte an der Abstim-
mung beteiligen.

7.7 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder Delegier-
tenversammlung ist eine Niederschrift nach dem Vordruckmuster 
9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen, die dem Wahl-
vorschlag beizufügen ist. Aus der Niederschrift muss die Art, der Ort 
und die Zeit der Versammlung, die Form der Einladung, die Anzahl 
der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen und Anhänger oder 
Delegierten sowie das Ergebnis der geheimen Wahl hervorgehen. 
Hierbei haben die Leiterin oder der Leiter der Versammlung und 
zwei von der Versammlung hierzu bestimmte Teilnehmerinnen 
oder Teilnehmer an Eides statt zu versichern, dass die gesetzlichen 
Mindestanforderungen an eine demokratische Aufstellung der Kandi-
datinnen und Kandidaten gemäß § 33 Absatz 5 BbgKWahlG beachtet 
worden sind.

8. Unterstützungsunterschriften
8.1 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschrif-

ten
8.1.1 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereinigungen, 

die am 21. August 2023 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im 20. Deutschen Bundestag oder im 7. Landtag Brandenburg 
durch mindestens eine im Land Brandenburg gewählte Abgeordnete 
oder durch mindestens einen im Land Brandenburg gewählten Ab-
geordneten oder im Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittelmark 
durch mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder durch mindestens 
einen Kreistagsabgeordneten oder in der Gemeindevertretung der 
Gemeinde Linthe durch mindestens eine Gemeindevertreterin oder 
durch mindestens einen Gemeindevertreter seit der letzten Wahl un-
unterbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften befreit.

8.1.2 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 21. August 2023 
aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Kreistag des Land-
kreises Potsdam-Mittelmark durch mindestens eine Kreistagsabge-
ordnete oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder 
in der Gemeindevertretung Linthe durch mindestens eine Gemeinde-
vertreterin oder durch mindestens einen Gemeindevertreter seit der 
letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis 
von Unterstützungsunterschriften befreit.

8.1.3 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht für 
Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteiligten 
Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 8.1.1 oder 8.1.2 ge-
nannten Voraussetzungen für die Befreiung von diesem Erfordernis 
erfüllt.

8.1.4 Wahlvorschläge von Einzelbewerbenden, die am 21. August 
2023 aufgrund eines Einzelwahlvorschlags im Kreistag des Landkrei-
ses Potsdam-Mittelmark oder in der Gemeindevertretung Linthe ver-
treten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschrif-
ten befreit. 

8.1.5 Stellt sich die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der ehrenamtli-
che Bürgermeister der Wahl zur Gemeindevertretung Linthe, so ist 

auch die Partei, politische Vereinigung oder Wählergruppe, für die 
sie oder er bei der Wahl zur Gemeindevertretung Linthe antritt, von 
dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit, wenn sie 
oder er aufgrund eines Wahlvorschlages dieser Partei, politischen 
Vereinigung oder Wählergruppe zur ehrenamtlichen Bürgermeisterin 
oder zum ehrenamtlichen Bürgermeister der Gemeinde Linthe gewählt 
worden ist. 

8.2 Wichtige Hinweise
8.2.1 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, einer 

Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer oder eines Einzelbewer-
benden, die oder der nach der vorstehenden Nummer 8.1 von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind 
im Falle eines wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlags mindestens 5 
Unterstützungsunterschriften von im Wahlgebiet wahlberechtigten 
Personen beizufügen.

8.2.2 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der wahlbe-
rechtigten Person ist spätestens bis zu 

Mittwoch, den 03. April 2024, 16 Uhr, 
 bei der

Wahlbehörde, Amt Brück,
Bürgerservice, Ernst-Thälmann-Str. 58, 14822 Brück

 zu leisten.
 Die Unterstützungsunterschrift kann auch bei einer ehrenamtlichen 

Bürgermeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeister im 
Land Brandenburg, vor einer Notarin oder einem Notar oder einer 
anderen zur Beglaubigung von Unterschriften ermächtigten 
Stelle geleistet werden. Die hierzu von mir auf Anforderung aus-
gegebenen Unterschriftenlisten (siehe Nummer 8.2.3) sind der 
Wahlbehörde (Amt Brück, Ernst-Thälmann-Str. 59, 14822 Brück) 
spätestens bis

Mittwoch, den 03. April 2024, 16 Uhr, 
 vorzulegen.
 Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf den von 

mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen Formblättern 
für Unterschriftenlisten nach dem Vordruckmuster 6 zu § 32 Ab-
satz 4 Nummer 3 BbgKWahlV unter Beachtung folgender Vorschriften 
zu erbringen:

8.2.3 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des Wahlvor-
schlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, Amt Brück, Bürger-
service, Ernst-Thälmann-Str. 58, 14822 Brück aufgelegt. 

 Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie Anschrift 
einer jeden und eines jeden Bewerbenden in erkennbarer 
Reihenfolge anzugeben. Daneben ist beim Wahlvorschlag einer 
Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe oder Listenver-
einigung deren Name und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese, anzugeben. 

 Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Erklärung 
zu bestätigen, dass die Bewerbenden sowie ihre Reihenfolge gemäß 
§ 33 BbgKWahlG bestimmt worden sind, oder eine Ausfertigung der 
Niederschrift über die Bestimmung der Bewerbenden sowie ihrer 
Reihenfolge vorzulegen. Beim Wahlvorschlag einer Listenver-
einigung sind ferner auch die Namen, und, sofern vorhanden, die 
Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Gruppierungen anzugeben.

 Beim Wahlvorschlag einer oder eines Einzelbewerbenden ist die 
Bezeichnung „Einzelwahlvorschlag“ anzugeben.

 Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den 
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für die 
Unterzeichnung des Wahlvorschlags  bei einer ehrenamtlichen Bür-
germeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeister im Land Bran-
denburg, vor einer Notarin oder einem Notar oder bei einer anderen 
zur Beglaubigung ermächtigten Stelle ausgeben.

8.2.4 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wählergrup-
pen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestimmung der 
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Bewerbenden sowie ihrer Reihenfolge nach § 33 BbgKWahlG unter-
zeichnet werden. Vorher geleistete Unterstützungsunterschriften sind 
ungültig.

8.2.5 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvorschlag für 
die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Linthe unterzeich-
nen. Hat eine Person für diese Wahl mehr als einen Wahlvorschlag  
unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für diese Wahl geleisteten 
Unterstützungsunterschriften ungültig.

8.2.6 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung gege-
ben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch die Bewer-
benden selbst ist unzulässig.

8.2.7 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der Geburt 
und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das Datum der Un-
terschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnende Person hat sich 
vor der Unterschriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme gültiger 
Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.

8.2.8 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf, kann eine Person 
ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die die Unterschriftsleis-
tung vornimmt. Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer Behin-
derung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, kann auf 
Antrag die Unterstützungsunterschrift durch Erklärung vor einer oder 
einem Beauftragten der Wahlbehörde ersetzen. Der Antrag kann bis 
Montag, den 01. April 2024, 16 Uhr, schriftlich bei der Wahlbehör-
de gestellt werden.

8.2.9 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichnerinnen 
und Unterzeichner, die die Unterstützungsunterschrift auf der von 
mir aufgelegten oder ausgegebenen Unterschriftenliste leisten, zu 
vermerken, dass sie im Wahlgebiet (im Falle eines wahlgebietsbe-
zogenen Wahlvorschlags) oder im betreffenden Wahlkreis (im Falle 
eines wahlkreisbezogenen Wahlvorschlags) zum Zeitpunkt ihrer 
Unterschriftsleistung wahlberechtigt sind. 

9. Mängelbeseitigung
 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 04. April 2024, 12 Uhr, kön-

nen Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der Bewerbenden 
beziehen, nicht mehr behoben und fehlende Unterstützungsunter-
schriften nicht mehr beigebracht werden. Das Gleiche gilt, wenn die 
oder der Bewerbende so mangelhaft bezeichnet ist, dass ihre oder 
seine Identität nicht feststeht. Sonstige Mängel, die die Gültigkeit der 
Wahlvorschläge berühren, können bis zu der Entscheidung über die 
Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Absatz 1 BbgKWahlG) beseitigt 
werden.

10. Zulassung der Wahlvorschläge
 Der Wahlausschuss beschließt am 16.04.2024 um 18 Uhr im Sit-

zungssaal der Amtsverwaltung Brück in öffentlicher Sitzung über die 
Zulassung der Wahlvorschläge. Im Übrigen wird auf § 37 BbgKWahlG 
sowie §§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen.

 Zu dieser Sitzung werden die Vertrauenspersonen der Wahlvor-
schlagsträger hiermit eingeladen.

B. Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamt-
lichen Bürgermeisters der Gemeinde Linthe

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 und 5.4, 6, 7, 9 
und 10 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde Linthe gelten 
für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamt-
lichen Bürgermeisters der Gemeinde Linthe mit folgenden Maßgaben 
sinngemäß: 
1. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Vordruckmuster 5b zu § 33 

Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden. 
 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerbende oder einen Bewer-

benden enthalten.
 Jede und jeder Bewerbende darf nur auf einem Wahlvorschlag für 

die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtli-
chen Bürgermeisters benannt sein.

 Die oder der Bewerbende auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf 
nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen 
Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

2. Die Zustimmung der oder des Bewerbenden zu ihrer oder seiner 
Benennung auf dem Wahlvorschlag ist nach dem Vordruckmuster 
7b zu § 33 Absatz 2 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. 

3. Die Niederschrift über die Bestimmung der oder des Bewerbenden 
ist nach dem Vordruckmuster 9b zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgK-
WahlV zu fertigen.

4. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für die 
Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

5. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder einer oder eines 
Einzelbewerbenden, die oder der von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften nach § 70 Absatz 5 BbgKWahlG nicht befreit 
ist, sind mindestens 20 Unterstützungsunterschriften beizufügen. Im 
Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 
8.1.4, 8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.9 sinngemäß.

C. Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Linthe, des Ortsteils Deutsch 
Bork, des Ortsteils Alt Bork

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 5.1, 5.3 bis 5.5, 6, 7.1, 
7.3 bis 7.7, 9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde 
Linthe gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Linthe, des Orts-
teils Deutsch Bork und des Ortsteils Alt Bork mit folgenden Maßgaben 
sinngemäß:
1. Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Linthe, Orts-

teils Deutsch Bork und des Ortsteils Alt Bork ist das Gebiet des 
jeweiligen Ortsteils.

2. Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3. Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerbende oder einen 

Bewerbenden enthalten.
 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens 6 Bewerbende ent-

halten.
4. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 

und im Ortsteil Linthe, Ortsteil Deutsch Bork und Ortsteils Alt Bork 
ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

5. Die in der Gemeinde Linthe wahlberechtigten Mitglieder der Partei, 
politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder deren Delegierte 
können auch die Bewerbenden sowie ihre Reihenfolge für die Wahl 
zum Ortsbeirat der Ortsteile Linthe, Deutsch Bork und Alt Bork be-
stimmen, sofern die Anzahl der in den Ortsteilen Linthe, Deutsch 
Bork und Alt Bork jeweils wahlberechtigten Mitglieder der Partei, 
politischen Vereinigung oder Wählergruppe nicht zur Durchführung 
einer Mitgliederversammlung ausreicht. In dem Falle, dass selbst 
die Anzahl der in der Gemeinde Linthe wahlberechtigten Mitglieder 
nicht für die Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht, 
gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 7.2 entsprechend.

6. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind für den Ortsteil 
Linthe mindestens 3 Unterstützungsunterschriften beizufügen. In 
den Ortsteilen Deutsch Bork und Alt Bork sind aufgrund der Einwoh-
nerzahl keine Unterstützungsunterschriften erforderlich.

 Von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften sind auch die 
Parteien, politischen Vereinigungen und Wählergruppen befreit, die 
am 21. August 2023 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags 
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im Ortsbeirat des Ortsteils Linthe durch mindestens ein Mitglied seit 
der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind; Entsprechendes gilt 
für Einzelbewerbende, die aufgrund eines Einzelwahlvorschlags im 
Ortsbeirat Linthe vertreten sind, sowie für Listenvereinigungen, 
wenn mindestens eine der an ihr beteiligten Gruppierungen die ein-
gangs genannte Voraussetzung erfüllt. Im Übrigen gelten die Aus-
führungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 8.1.4, 8.2.2 bis 8.2.5 
und 8.2.7 bis 8.2.9 sinngemäß.

III. Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen

 Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vordrucke 
werden von mir beschafft und können bei mir angefordert werden.

 Sie können auch unter dem Link https://wahlen.brandenburg.de/wah-
len/de/kommunalwahlen/aufstellung-von-wahlvorschlaegen-kw/ selbst 
heruntergeladen werden.

Die Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück
Marion Jahn

Wahlen

 – der Gemeindevertretung der Gemeinde Planebruch, 
 – der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder  
  des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Planebruch, 
 – des Ortsbeirates Oberjünne 
 – der Ortsvorsteherin, des Ortsvorstehers  
  des Ortsteils Damelang-Freienthal 
 – der Ortsvorsteherin, des Ortsvorstehers des Ortsteils Cammer 

am 09. Juni 2024

Bekanntmachung der Wahlleiterin vom 23.01.2024

Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kommunalwahlgeset-
zes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der Brandenburgischen Kommu-
nalwahlverordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I. Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie die Wahl-
zeit

 Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit der allge-
meinen Kommunalwahlen 2024 vom 17. August 2023 (GVBl. II Nr. 57) 
finden die Wahlen (Hauptwahlen)
– der Gemeindevertretung 
– der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtli-

chen Bürgermeisters der Gemeinde Planebruch, 
– des Ortsbeirates Oberjünne,
– der Ortsvorsteherin, des Ortsvorstehers des Ortsteils Dame-

lang-Freienthal
– der Ortsvorsteherin, des Ortsvorstehers des Ortsteils Cam-

mer
 am Sonntag, den 09. Juni 2024 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr 
 sowie
 die etwa notwendig werdenden Stichwahlen

 der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bür-
germeisters der Gemeinde Planebruch, der Ortsvorsteherin, des 
Ortsvorstehers des Ortsteils Damelang-Freienthal, der Ortsvorste-
herin, und/ oder des Ortsvorstehers des Ortsteils Cammer

 am Sonntag, den 30. Juni 2024 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr statt.

II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen

 Nachdem der Minister des Innern und für Kommunales die Wahltermine 
für die vorgenannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsverordnung 
bestimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 2 Satz 3 BbgKWahlV auf, 
die Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst frühzeitig einzurei-
chen. Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A. Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Planebruch

1. Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen und Gemein-
devertreter 

 Es sind insgesamt 10 Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter 
zu wählen.

2. Wahlkreise
 Die Gemeinde Planebruch (1.049 Einwohner am Stichtag 30.04.2023) 

bildet einen Wahlkreis.

3. Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereinigungen 

und Wählergruppen sowie Einzelbewerbenden eingereicht werden. 
Daneben können Parteien, politische Vereinigungen und Wählergruppen 
auch gemeinsam einen Wahlvorschlag als Listenvereinigung einrei-
chen. Sie dürfen sich jedoch bei jeder Wahl nur an einer Listenverei-
nigung beteiligen; die Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt 
einen eigenständigen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht werden. 
Sie müssen spätestens bis zum

Donnerstag, den 04. April 2024, 12 Uhr, 
 bei der

 Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück 
 Ernst-Thälmann-Str. 59 in 14822 Brück

 schriftlich eingereicht werden.

4. Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
 Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschließen, ist 

der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück durch die für 
das Wahlgebiet zuständigen Organe aller am Zusammenschluss Betei-
ligten spätestens bis zum Donnerstag, den 04. April 2024, 12 Uhr, 
schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung der an dem Zusammenschluss 
beteiligten Gruppierungen muss bei Parteien oder politischen Vereini-
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gungen von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zu-
ständigen Vorstands, darunter der oder dem Vorsitzenden oder einer 
Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, bei Wählergruppen von der 
oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe unterzeichnet 
sein.

5. Inhalt der Wahlvorschläge
5.1 Die Wahlvorschläge sollen nach Vordruckmuster 5a zu § 32 Absatz 1 

Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müssen enthalten
a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätigkeit, 

den Tag der Geburt, den Geburtsort, die Staatsangehörigkeit und 
die Anschrift eines jeden Bewerbenden in erkennbarer Reihenfol-
ge,

b) als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung 
den vollständigen Namen der einreichenden Partei oder politischen 
Vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch 
diese; der im Wahlvorschlag angegebene Name der Partei oder po-
litischen Vereinigung muss mit dem Namen übereinstimmen, den 
diese im Lande führt,

c) als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der ein-
reichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwendet, auch diese; aus dem Namen muss hervorgehen, dass 
es sich um eine Wählergruppe handelt; der Name und die etwaige 
Kurzbezeichnung dürfen nicht den Namen von Parteien oder politi-
schen Vereinigungen oder deren Kurzbezeichnung enthalten,

d) als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen der 
Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, 
auch diese; zusätzlich sind die Namen und, sofern vorhanden, auch 
die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Parteien, politischen 
Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,

e) den Namen des Wahlgebietes.
 Der Wahlvorschlag einer oder eines Einzelbewerbenden darf nur 

die unter Buchstabe a und e bezeichneten Angaben enthalten.
5.2 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerbende oder einen 

Bewerbenden enthalten.
 Ein wahlgebietsbezogener Wahlvorschlag darf höchstens insgesamt 

15 Bewerbende enthalten.
5.3 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekommuni-

kationsanschluss der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauensperson kann auch eine 
Bewerbende oder ein Bewerbender benannt werden. Soweit gesetz-
lich nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson und die 
stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, verbindli-
che Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzuneh-
men.

5.4 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung 
muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zu-
ständigen Vorstandes, darunter der oder dem Vorsitzenden oder ei-
ner Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. Der 
Wahlvorschlag einer Wählergruppe muss von der oder dem Ver-
tretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertretungsberechtigung 
ist auf mein Verlangen nachzuweisen. Der Wahlvorschlag einer Lis-
tenvereinigung muss von jeder an ihr beteiligten Partei, politischen 
Vereinigung und Wählergruppe entsprechend unterzeichnet sein. Der 
Wahlvorschlag einer oder eines Einzelbewerbenden muss von die-
ser oder diesem unterzeichnet sein.

5.5 Wichtige Beschränkungen
 Jede und jeder Bewerbende darf nur auf einem Wahlvorschlag für die 

Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Planebruch benannt sein. 
Die oder der Bewerbende auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf 
nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen Wahl-
vorschlag zu dieser Wahl antritt.

6. Voraussetzungen für die Benennung als Bewerbende oder Be-
werbender

6.1 Die Benennung als Bewerbende oder Bewerbender auf einem Wahlvor-
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe oder 
Listenvereinigung ist an folgende Voraussetzungen geknüpft:
a) Die oder der Bewerbende muss gemäß § 11 BbgKWahlG wähl-

bar sein.
b) Die oder der Bewerbende muss durch eine Versammlung zur 

Aufstellung der Bewerbenden gemäß § 33 BbgKWahlG be-
stimmt worden sein (siehe Nummer 7).

c) Die oder der Bewerbende muss der Benennung auf dem Wahl-
vorschlag schriftlich zustimmen. Die Zustimmung ist nach dem 
Vordruckmuster 7a zu § 32 Absatz 5 Nummer 1 BbgKWahlV abzu-
geben. Wird der Wahlvorschlag von einer Partei eingereicht, hat 
die oder Bewerbende in der Zustimmungserklärung zudem ihre oder 
seine Parteimitgliedschaften anzugeben oder zu erklären, dass sie 
oder er parteilos ist.

 Die in Buchstabe a) und c) genannten Voraussetzungen gelten ferner 
für Einzelbewerbende.

6.2 Zur Wählbarkeit
6.2.1 Wählbarkeit von Deutschen
 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen im 

Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, die
– am 09. Juni 2024 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
 Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 BbgKWahlG 

nicht wählbar, wenn sie oder er
– infolge Richterspruch das Wahlrecht nicht besitzt,
– sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 

des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus 
befindet oder

– infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Be-
kleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

6.2.2 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern
 Wählbar sind gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG auch alle Staatsan-

gehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die
– am 09. Juni 2024 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
 Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 Absatz 3 

BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
– infolge Richterspruchs das Wahlrecht nicht besitzt,
– sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 

des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus 
befindet,

– infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die 
Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter 
nicht besitzt oder

– infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung im 
Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht besitzt.

6.3 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerbende und für jeden 
Bewerbenden eine Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem Vor-
druckmuster 8a zu § 32 Absatz 5 Nummer 2 BbgKWahlV einzureichen, 
dass die oder der vorgeschlagene Bewerbende wählbar ist.

 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich ihre Zustim-
mung zur Kandidatur erklärt haben, müssen mir mit der Bescheinigung 
nach Satz 1 zusätzlich eine Versicherung an Eides statt nach dem 
Vordruckmuster 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 BbgKWahlV über ihre 
Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, dass sie in ihrem Her-
kunftsmitgliedstaat nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind.
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7. Zur Aufstellung der Bewerbenden gemäß § 33 BbgKWahlG
7.1 Die Bewerbenden einer Partei oder politischen Vereinigung 

und ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt 
ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtig-
ten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung in geheimer 
Abstimmung bestimmt worden sein (Mitgliederversammlung). Dies 
kann auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern (Satz 
1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu besonders gewählt wor-
den sind (Delegiertenversammlung). 

7.2 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine 
Organisation hat, können die Bewerbenden sowie ihre Reihenfolge 
auch durch die im gesamten Amtsgebiet wahlberechtigten Mitglieder 
der Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte oder 
durch die für die Wahl zum Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittel-
mark wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder politischen Verei-
nigung oder deren Delegierte bestimmt werden.

7.3 Die Bewerbenden einer Wählergruppe sowie ihre Reihenfolge 
müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammen-
tritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der 
Wählergruppe (Mitgliederversammlung) oder, wenn die Wähler-
gruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in einer Versammlung 
der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet 
wahlberechtigten Anhängerinnen und Anhänger (Anhängerin-
nen- und Anhängerversammlung) der Wählergruppe in geheimer 
Abstimmung bestimmt worden sein. Dies kann auch durch Delegierte 
geschehen, die von den Mitgliedern oder Anhängerinnen und Anhän-
gern (Satz 1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu besonders 
gewählt worden sind (Delegiertenversammlung). Die Ausführun-
gen zu Nummer 7.2 gelten für mitgliedschaftlich organisierte Wähl-
ergruppen entsprechend.

7.4 Die Bewerbenden einer Listenvereinigung sowie ihre Reihen-
folge müssen in einer gemeinsamen Mitglieder- oder Delegierten-
versammlung in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein; im 
Übrigen gelten die Bestimmungen des § 33 BbgKWahlG sinngemäß.

7.5 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerinnen und An-
hänger oder Delegierten von dem zuständigen Vorstand der Partei 
oder politischen Vereinigung oder der oder dem Vertretungsberech-
tigten der Wählergruppe mit einer mindestens dreitägigen Frist 
entweder einzeln oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

7.6 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimmberechtigte 
Teilnehmer der Versammlung ist für die geheime Wahl der Bewer-
benden sowie der Delegierten für die Delegiertenversammlung vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerbenden ist Gelegenheit zu geben, 
sich und ihr Programm der Versammlung in angemessener Zeit vor-
zustellen. In der Versammlung müssen sich mindestens drei Mit-
glieder, Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierte an der Abstim-
mung beteiligen.

7.7 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder Delegier-
tenversammlung ist eine Niederschrift nach dem Vordruckmuster 
9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen, die dem Wahl-
vorschlag beizufügen ist. Aus der Niederschrift muss die Art, der Ort 
und die Zeit der Versammlung, die Form der Einladung, die Anzahl 
der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen und Anhänger oder 
Delegierten sowie das Ergebnis der geheimen Wahl hervorgehen. 
Hierbei haben die Leiterin oder der Leiter der Versammlung und 
zwei von der Versammlung hierzu bestimmte Teilnehmerinnen 
oder Teilnehmer an Eides statt zu versichern, dass die gesetzlichen 
Mindestanforderungen an eine demokratische Aufstellung der Kandi-
datinnen und Kandidaten gemäß § 33 Absatz 5 BbgKWahlG beachtet 
worden sind.

8. Unterstützungsunterschriften
8.1 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschrif-

ten
8.1.1 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereinigungen, 

die am 21. August 2023 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im 20. Deutschen Bundestag oder im 7. Landtag Brandenburg 
durch mindestens eine im Land Brandenburg gewählte Abgeordnete 
oder durch mindestens einen im Land Brandenburg gewählten Abge-
ordneten oder im Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittelmark durch 
mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder durch mindestens einen 
Kreistagsabgeordneten oder in der Gemeindevertretung der Gemein-
de Planebruch durch mindestens eine Gemeindevertreterin oder durch 
mindestens einen Gemeindevertreter seit der letzten Wahl ununter-
brochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungs-
unterschriften befreit.

8.1.2 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 21. August 2023 
aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Kreistag des Land-
kreises Potsdam-Mittelmark durch mindestens eine Kreistagsabge-
ordnete oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in 
der Gemeindevertretung Planebruch durch mindestens eine Gemein-
devertreterin oder durch mindestens einen Gemeindevertreter seit der 
letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis 
von Unterstützungsunterschriften befreit.

8.1.3 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht für 
Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteiligten 
Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 8.1.1 oder 8.1.2 ge-
nannten Voraussetzungen für die Befreiung von diesem Erfordernis 
erfüllt.

8.1.4 Wahlvorschläge von Einzelbewerbenden, die am 21. August 
2023 aufgrund eines Einzelwahlvorschlags im Kreistag des Landkrei-
ses Potsdam-Mittelmark oder in der Gemeindevertretung Planebruch 
vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften befreit. 

8.1.5 Stellt sich die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der ehrenamtliche 
Bürgermeister der Wahl zur Gemeindevertretung Planebruch, so ist 
auch die Partei, politische Vereinigung oder Wählergruppe, für die 
sie oder er bei der Wahl zur Gemeindevertretung Planebruch antritt, 
von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit, wenn 
sie oder er aufgrund eines Wahlvorschlages dieser Partei, politischen 
Vereinigung oder Wählergruppe zur ehrenamtlichen Bürgermeisterin 
oder zum ehrenamtlichen Bürgermeister der Gemeinde Planebruch 
gewählt worden ist. 

8.2 Wichtige Hinweise
8.2.1 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, einer 

Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer oder eines Einzelbewer-
benden, die oder der nach der vorstehenden Nummer 8.1 von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind 
im Falle eines wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlags mindestens 5 
Unterstützungsunterschriften von im Wahlgebiet wahlberechtigten 
Personen beizufügen.

8.2.2 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der wahlbe-
rechtigten Person ist spätestens bis zu 

Mittwoch, den 03. April 2024, 16 Uhr, 
 bei der

 Wahlbehörde, Amt Brück,
 Bürgerservice, Ernst-Thälmann-Str. 58, 14822 Brück

 zu leisten.
 Die Unterstützungsunterschrift kann auch bei einer ehrenamtlichen 

Bürgermeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeister im 
Land Brandenburg, vor einer Notarin oder einem Notar oder einer 
anderen zur Beglaubigung von Unterschriften ermächtigten 
Stelle geleistet werden. Die hierzu von mir auf Anforderung aus-
gegebenen Unterschriftenlisten (siehe Nummer 8.2.3) sind der 
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Wahlbehörde (Amt Brück, Ernst-Thälmann-Str. 59, 14822 Brück) 
spätestens bis

Mittwoch, den 03. April 2024, 16 Uhr, 
 vorzulegen.
 Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf den von 

mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen Formblättern 
für Unterschriftenlisten nach dem Vordruckmuster 6 zu § 32 Ab-
satz 4 Nummer 3 BbgKWahlV unter Beachtung folgender Vorschriften 
zu erbringen:

8.2.3 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des Wahlvor-
schlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, Amt Brück, Bürger-
service, Ernst-Thälmann-Str. 58, 14822 Brück aufgelegt. 

 Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie Anschrift 
einer jeden und eines jeden Bewerbenden in erkennbarer 
Reihenfolge anzugeben. Daneben ist beim Wahlvorschlag einer 
Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe oder Listenver-
einigung deren Name und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese, anzugeben. 

 Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Erklärung 
zu bestätigen, dass die Bewerbenden sowie ihre Reihenfolge gemäß 
§ 33 BbgKWahlG bestimmt worden sind, oder eine Ausfertigung der 
Niederschrift über die Bestimmung der Bewerbenden sowie ihrer 
Reihenfolge vorzulegen. Beim Wahlvorschlag einer Listenver-
einigung sind ferner auch die Namen, und, sofern vorhanden, die 
Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Gruppierungen anzugeben.

 Beim Wahlvorschlag einer oder eines Einzelbewerbenden ist die 
Bezeichnung „Einzelwahlvorschlag“ anzugeben.

 Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den 
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für die 
Unterzeichnung des Wahlvorschlags  bei einer ehrenamtlichen Bür-
germeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeister im Land Bran-
denburg, vor einer Notarin oder einem Notar oder bei einer anderen 
zur Beglaubigung ermächtigten Stelle ausgeben.

8.2.4 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wählergrup-
pen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestimmung der 
Bewerbenden sowie ihrer Reihenfolge nach § 33 BbgKWahlG unter-
zeichnet werden. Vorher geleistete Unterstützungsunterschriften sind 
ungültig.

8.2.5 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvorschlag 
für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Planebruch un-
terzeichnen. Hat eine Person für diese Wahl mehr als einen Wahl-
vorschlag  unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für diese Wahl 
geleisteten Unterstützungsunterschriften ungültig.

8.2.6 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung gege-
ben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch die Bewer-
benden selbst ist unzulässig.

8.2.7 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der Geburt 
und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das Datum der Un-
terschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnende Person hat sich 
vor der Unterschriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme gültiger 
Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.

8.2.8 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf, kann eine Person 
ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die die Unterschriftsleis-
tung vornimmt. Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer Behin-
derung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, kann auf 
Antrag die Unterstützungsunterschrift durch Erklärung vor einer oder 
einem Beauftragten der Wahlbehörde ersetzen. Der Antrag kann bis 
Montag, den 01. April 2024, 16 Uhr, schriftlich bei der Wahlbehör-
de gestellt werden.

8.2.9 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichnerinnen 
und Unterzeichner, die die Unterstützungsunterschrift auf der von 
mir aufgelegten oder ausgegebenen Unterschriftenliste leisten, zu 

vermerken, dass sie im Wahlgebiet (im Falle eines wahlgebietsbe-
zogenen Wahlvorschlags) oder im betreffenden Wahlkreis (im Falle 
eines wahlkreisbezogenen Wahlvorschlags) zum Zeitpunkt ihrer 
Unterschriftsleistung wahlberechtigt sind. 

9. Mängelbeseitigung
 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 04. April 2024, 12 Uhr, kön-

nen Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der Bewerbenden 
beziehen, nicht mehr behoben und fehlende Unterstützungsunter-
schriften nicht mehr beigebracht werden. Das Gleiche gilt, wenn die 
oder der Bewerbende so mangelhaft bezeichnet ist, dass ihre oder 
seine Identität nicht feststeht. Sonstige Mängel, die die Gültigkeit der 
Wahlvorschläge berühren, können bis zu der Entscheidung über die 
Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Absatz 1 BbgKWahlG) beseitigt 
werden.

10. Zulassung der Wahlvorschläge
 Der Wahlausschuss beschließt am 16.04.2024 um 18 Uhr im Sit-

zungssaal der Amtsverwaltung Brück in öffentlicher Sitzung über die 
Zulassung der Wahlvorschläge. Im Übrigen wird auf § 37 BbgKWahlG 
sowie §§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen.

 Zu dieser Sitzung werden die Vertrauenspersonen der Wahlvor-
schlagsträger hiermit eingeladen.

B. Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamt-
lichen Bürgermeisters der Gemeinde Planebruch

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 und 5.4, 6, 7, 
9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde Planebruch 
gelten für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des eh-
renamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Planebruch mit folgenden 
Maßgaben sinngemäß: 
1. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Vordruckmuster 5b zu § 33 

Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden. 
 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerbende oder einen Bewer-

benden enthalten.
 Jede und jeder Bewerbende darf nur auf einem Wahlvorschlag für 

die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtli-
chen Bürgermeisters benannt sein.

 Die oder der Bewerbende auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf 
nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen 
Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

2. Die Zustimmung der oder des Bewerbenden zu ihrer oder seiner 
Benennung auf dem Wahlvorschlag ist nach dem Vordruckmuster 
7b zu § 33 Absatz 2 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. 

3. Die Niederschrift über die Bestimmung der oder des Bewerbenden 
ist nach dem Vordruckmuster 9b zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgK-
WahlV zu fertigen.

4. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für die 
Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

5. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder einer oder eines 
Einzelbewerbenden, die oder der von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften nach § 70 Absatz 5 BbgKWahlG nicht befreit 
ist, sind mindestens 20 Unterstützungsunterschriften beizufügen. Im 
Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 
8.1.4, 8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.9 sinngemäß.

C. Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Oberjünne

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 5.1, 5.3 bis 5.5, 6, 7.1, 
7.3 bis 7.7, 9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde 
Planebruch gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Oberjünne 
mit folgenden Maßgaben sinngemäß:
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1. Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Oberjünne ist 
das Gebiet des Ortsteils.

2. Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3. Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerbende oder einen 

Bewerbenden enthalten.
 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens 6 Bewerbende ent-

halten.
4. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 

und im Ortsteil Oberjünne ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhnli-
chen Aufenthalt haben.

5. Die in der Gemeinde Planebruch wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder deren 
Delegierte können auch die Bewerbenden sowie ihre Reihenfolge 
für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Oberjünne jeweils wahl-
berechtigten Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder 
Wählergruppe nicht zur Durchführung einer Mitgliederversammlung 
ausreicht. In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde 
Planebruch wahlberechtigten Mitglieder nicht für die Durchführung 
einer Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die Ausführungen zu 
Buchstabe A Nummer 7.2 entsprechend.

6. Aufgrund der Einwohnerzahl sind keine Unterstützungsunterschrif-
ten erforderlich.

D.  Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers in den Orts-
teilen Damelang-Freienthal und Cammer

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 und 5.4, 6, 7.1, 
7.3 bis 7.7, 9 und 10 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde 
Planebruch gelten für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvor-
stehers des Ortsteils Damelang-Freienthal, des Ortsteils Cammer mit 
folgenden Maßgaben sinngemäß: 
1. Wahlgebiet ist für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorste-

hers des Ortsteils Damelang-Freienthal, des Ortsteils Cammer das 
Gebiet des jeweiligen Ortsteils. 

2. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 
und im Ortsteil Damelang-Freienthal, im Ortsteil Cammer ihren stän-
digen Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

3. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Vordruckmuster 5b zu § 33 
Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden. 

 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerbende oder einen Bewer-
benden enthalten. Jede und jeder Bewerbende darf nur auf einem 
Wahlvorschlag für die Wahl der Ortsvorsteherin oder des Ortsvor-
stehers benannt sein.

 Die oder der Bewerbende auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf 
nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen 
Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

4. Die Zustimmung der oder des Bewerbenden zu ihrer oder seiner 
Benennung auf dem Wahlvorschlag ist nach dem Vordruckmuster 
7b zu § 33 Absatz 2 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben.

5. Die in der Gemeinde Planebruch wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder deren Dele-
gierte können auch die Bewerberin oder den Bewerber für die Wahl 
der Ortsvorsteherin oder des Ortsvorstehers des Ortsteils Dame-
lang-Freienthal, des Ortsteils Cammer bestimmen, sofern die Anzahl 
der im Ortsteil Damelang-Freienthal, dem Ortsteil Cammer wahl-
berechtigten Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder 
Wählergruppe nicht zur Durchführung einer Mitgliederversammlung 
ausreicht. In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde 
Planebruch wahlberechtigten Mitglieder nicht für die Durchführung 
einer Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die Ausführungen zu 
Buchstabe A Nummer 7.2 entsprechend.

6. Die Niederschrift über die Bestimmung der Bewerbenden ist nach 
dem Vordruckmuster 9b zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgKWahlV zu 
fertigen.

7. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für die 
Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

8. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer Einzelbewerberin 
oder eines Einzelbewerbers, die oder der von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind mindestens 6 
Unterstützungsunterschriften beizufügen. Im Übrigen gelten die 
Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 8.1.4, 8.2.2 bis 
8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.10 sinngemäß.

III. Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen

 Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vordrucke 
werden von mir beschafft und können bei mir angefordert werden.

 Sie können auch unter dem Link https://wahlen.brandenburg.de/wah-
len/de/kommunalwahlen/aufstellung-von-wahlvorschlaegen-kw/ selbst 
heruntergeladen werden.

Die Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück
Marion Jahn

– Amtlicher Teil: Amtliche Bekanntmachungen für das Amt Brück –
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Wahlen

 – der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Brück, 
 – der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder  
  des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Stadt Brück, 
 – des Ortsbeirats des Ortsteils Baitz, 
 – des Ortsbeirats des Ortsteils Neuendorf 

am 09. Juni 2024

Bekanntmachung der Wahlleiterin vom 23.01.2024

Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kommunalwahlgeset-
zes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der Brandenburgischen Kommu-
nalwahlverordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I. Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie die Wahl-
zeit

 Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit der allge-
meinen Kommunalwahlen 2024 vom 17. August 2023 (GVBl. II Nr. 57) 
finden die Wahlen (Hauptwahlen)
– der Stadtverordnetenversammlung 
– der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtli-

chen Bürgermeisters der Stadt Brück, 
– des Ortsbeirats des Ortsteils Baitz,
– des Ortsbeirats des Ortsteils Neuendorf,

 am Sonntag, den 09. Juni 2024 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr 
 sowie
 die etwa notwendig werdenden Stichwahlen

 der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bür-
germeisters der Stadt Brück,

 am Sonntag, den 30. Juni 2024 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr statt.

II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen

 Nachdem der Minister des Innern und für Kommunales die Wahltermine 
für die vorgenannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsverordnung 
bestimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 2 Satz 3 BbgKWahlV auf, 
die Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst frühzeitig einzurei-
chen. Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A. Wahl zur Stadtverordnetenversammlung der Stadt Brück

1. Anzahl der zu wählenden Stadtverordneten 
 Es sind insgesamt 16 Stadtverordnete zu wählen.

2. Wahlkreise
 Die Stadt Brück (4.255 Einwohner am Stichtag 30.04.2023) bildet einen 

Wahlkreis.

3. Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereinigungen 

und Wählergruppen sowie Einzelbewerbenden eingereicht werden. 
Daneben können Parteien, politische Vereinigungen und Wählergruppen 
auch gemeinsam einen Wahlvorschlag als Listenvereinigung einrei-
chen. Sie dürfen sich jedoch bei jeder Wahl nur an einer Listenverei-
nigung beteiligen; die Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt 
einen eigenständigen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht werden. 
Sie müssen spätestens bis zum

Donnerstag, den 04. April 2024, 12 Uhr, 

 bei der
 Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück 
 Ernst-Thälmann-Str. 59 in 14822 Brück

 schriftlich eingereicht werden.

4. Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
 Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschließen, ist 

der Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück durch die für 
das Wahlgebiet zuständigen Organe aller am Zusammenschluss Betei-
ligten spätestens bis zum Donnerstag, den 04. April 2024, 12 Uhr, 
schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung der an dem Zusammenschluss 
beteiligten Gruppierungen muss bei Parteien oder politischen Vereini-
gungen von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zu-
ständigen Vorstands, darunter der oder dem Vorsitzenden oder einer 
Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, bei Wählergruppen von der 
oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe unterzeichnet 
sein.

5. Inhalt der Wahlvorschläge
5.1 Die Wahlvorschläge sollen nach Vordruckmuster 5a zu § 32 Absatz 1 

Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müssen enthalten
a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätigkeit, 

den Tag der Geburt, den Geburtsort, die Staatsangehörigkeit und 
die Anschrift eines jeden Bewerbenden in erkennbarer Reihenfolge,

b) als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung 
den vollständigen Namen der einreichenden Partei oder politischen 
Vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch 
diese; der im Wahlvorschlag angegebene Name der Partei oder po-
litischen Vereinigung muss mit dem Namen übereinstimmen, den 
diese im Lande führt,

c) als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der ein-
reichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwendet, auch diese; aus dem Namen muss hervorgehen, dass 
es sich um eine Wählergruppe handelt; der Name und die etwaige 
Kurzbezeichnung dürfen nicht den Namen von Parteien oder politi-
schen Vereinigungen oder deren Kurzbezeichnung enthalten,

d) als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen der 
Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, 
auch diese; zusätzlich sind die Namen und, sofern vorhanden, auch 
die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Parteien, politischen 
Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,

e) den Namen des Wahlgebietes.
 Der Wahlvorschlag einer oder eines Einzelbewerbenden darf nur 

die unter Buchstabe a und e bezeichneten Angaben enthalten.
5.2 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerbende oder einen 

Bewerbenden enthalten.
 Ein wahlgebietsbezogener Wahlvorschlag darf höchstens insgesamt 

24 Bewerbende enthalten.
5.3 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekommuni-

kationsanschluss der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
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Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauensperson kann auch eine 
Bewerbende oder ein Bewerbender benannt werden. Soweit gesetz-
lich nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson und die 
stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, verbindli-
che Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzuneh-
men.

5.4 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung 
muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zu-
ständigen Vorstandes, darunter der oder dem Vorsitzenden oder ei-
ner Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. Der 
Wahlvorschlag einer Wählergruppe muss von der oder dem Ver-
tretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertretungsberechtigung 
ist auf mein Verlangen nachzuweisen. Der Wahlvorschlag einer Lis-
tenvereinigung muss von jeder an ihr beteiligten Partei, politischen 
Vereinigung und Wählergruppe entsprechend unterzeichnet sein. Der 
Wahlvorschlag einer oder eines Einzelbewerbenden muss von die-
ser oder diesem unterzeichnet sein.

5.5 Wichtige Beschränkungen
 Jede und jeder Bewerbende darf nur auf einem Wahlvorschlag für die 

Wahl zur Stadtverordnetenversammlung der Stadt Brück benannt sein. 
Die oder der Bewerbende auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf 
nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen Wahl-
vorschlag zu dieser Wahl antritt.

6. Voraussetzungen für die Benennung als Bewerbende oder Be-
werbender

6.1 Die Benennung als Bewerbende oder Bewerbender auf einem Wahlvor-
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe oder 
Listenvereinigung ist an folgende Voraussetzungen geknüpft:
a) Die oder der Bewerbende muss gemäß § 11 BbgKWahlG wähl-

bar sein.
b) Die oder der Bewerbende muss durch eine Versammlung zur 

Aufstellung der Bewerbenden gemäß § 33 BbgKWahlG be-
stimmt worden sein (siehe Nummer 7).

c) Die oder der Bewerbende muss der Benennung auf dem Wahl-
vorschlag schriftlich zustimmen. Die Zustimmung ist nach dem 
Vordruckmuster 7a zu § 32 Absatz 5 Nummer 1 BbgKWahlV abzu-
geben. Wird der Wahlvorschlag von einer Partei eingereicht, hat 
die oder Bewerbende in der Zustimmungserklärung zudem ihre oder 
seine Parteimitgliedschaften anzugeben oder zu erklären, dass sie 
oder er parteilos ist.

 Die in Buchstabe a) und c) genannten Voraussetzungen gelten ferner 
für Einzelbewerbende.

6.2 Zur Wählbarkeit
6.2.1 Wählbarkeit von Deutschen
 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen im 

Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, die
– am 09. Juni 2024 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
 Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 BbgKWahlG 

nicht wählbar, wenn sie oder er
– infolge Richterspruch das Wahlrecht nicht besitzt,
– sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 

des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus 
befindet oder

– infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Be-
kleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

6.2.2 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern
 Wählbar sind gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG auch alle Staatsan-

gehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die
– am 09. Juni 2024 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
 Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 Absatz 3 

BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
– infolge Richterspruchs das Wahlrecht nicht besitzt,
– sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 

des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus 
befindet,

– infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die 
Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter 
nicht besitzt oder

– infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung im 
Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht besitzt.

6.3 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerbende und für jeden 
Bewerbenden eine Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem Vor-
druckmuster 8a zu § 32 Absatz 5 Nummer 2 BbgKWahlV einzureichen, 
dass die oder der vorgeschlagene Bewerbende wählbar ist.

 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich ihre Zustim-
mung zur Kandidatur erklärt haben, müssen mir mit der Bescheinigung 
nach Satz 1 zusätzlich eine Versicherung an Eides statt nach dem 
Vordruckmuster 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 BbgKWahlV über ihre 
Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, dass sie in ihrem Her-
kunftsmitgliedstaat nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind.

7. Zur Aufstellung der Bewerbenden gemäß § 33 BbgKWahlG
7.1 Die Bewerbenden einer Partei oder politischen Vereinigung 

und ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt 
ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtig-
ten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung in geheimer 
Abstimmung bestimmt worden sein (Mitgliederversammlung). 
Dies kann auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern 
(Satz 1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu besonders gewählt 
worden sind (Delegiertenversammlung). 

7.2 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine 
Organisation hat, können die Bewerbenden sowie ihre Reihenfolge 
auch durch die im gesamten Amtsgebiet wahlberechtigten Mitglieder 
der Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte oder 
durch die für die Wahl zum Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittel-
mark wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder politischen Verei-
nigung oder deren Delegierte bestimmt werden.

7.3 Die Bewerbenden einer Wählergruppe sowie ihre Reihenfolge 
müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammen-
tritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der 
Wählergruppe (Mitgliederversammlung) oder, wenn die Wähler-
gruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in einer Versammlung 
der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet 
wahlberechtigten Anhängerinnen und Anhänger (Anhängerin-
nen- und Anhängerversammlung) der Wählergruppe in geheimer 
Abstimmung bestimmt worden sein. Dies kann auch durch Delegierte 
geschehen, die von den Mitgliedern oder Anhängerinnen und Anhän-
gern (Satz 1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu besonders 
gewählt worden sind (Delegiertenversammlung). Die Ausführun-
gen zu Nummer 7.2 gelten für mitgliedschaftlich organisierte Wähl-
ergruppen entsprechend.

7.4 Die Bewerbenden einer Listenvereinigung sowie ihre Reihen-
folge müssen in einer gemeinsamen Mitglieder- oder Delegierten-
versammlung in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein; im 
Übrigen gelten die Bestimmungen des § 33 BbgKWahlG sinngemäß.

7.5 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerinnen und An-
hänger oder Delegierten von dem zuständigen Vorstand der Partei 
oder politischen Vereinigung oder der oder dem Vertretungsberech-
tigten der Wählergruppe mit einer mindestens dreitägigen Frist 
entweder einzeln oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

7.6 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimmberechtigte 
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Teilnehmer der Versammlung ist für die geheime Wahl der Bewer-
benden sowie der Delegierten für die Delegiertenversammlung vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerbenden ist Gelegenheit zu geben, 
sich und ihr Programm der Versammlung in angemessener Zeit vor-
zustellen. In der Versammlung müssen sich mindestens drei Mit-
glieder, Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierte an der Abstim-
mung beteiligen.

7.7 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder Delegier-
tenversammlung ist eine Niederschrift nach dem Vordruckmuster 
9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen, die dem Wahl-
vorschlag beizufügen ist. Aus der Niederschrift muss die Art, der Ort 
und die Zeit der Versammlung, die Form der Einladung, die Anzahl 
der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen und Anhänger oder 
Delegierten sowie das Ergebnis der geheimen Wahl hervorgehen. 
Hierbei haben die Leiterin oder der Leiter der Versammlung und 
zwei von der Versammlung hierzu bestimmte Teilnehmerinnen 
oder Teilnehmer an Eides statt zu versichern, dass die gesetzlichen 
Mindestanforderungen an eine demokratische Aufstellung der Kandi-
datinnen und Kandidaten gemäß § 33 Absatz 5 BbgKWahlG beachtet 
worden sind.

8. Unterstützungsunterschriften
8.1 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschrif-

ten
8.1.1 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereinigungen, 

die am 21. August 2023 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im 20. Deutschen Bundestag oder im 7. Landtag Brandenburg 
durch mindestens eine im Land Brandenburg gewählte Abgeordnete 
oder durch mindestens einen im Land Brandenburg gewählten Abge-
ordneten oder im Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittelmark durch 
mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder durch mindestens einen 
Kreistagsabgeordneten oder in der Stadtverordnetenversammlung 
der Stadt Brück durch mindestens eine Stadtverordnete oder durch 
mindestens einen Stadtverordneten seit der letzten Wahl ununterbro-
chen vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungsun-
terschriften befreit. 

8.1.2 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 21. August 2023 
aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Kreistag des Land-
kreises Potsdam-Mittelmark durch mindestens eine Kreistagsabge-
ordnete oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in 
der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Brück durch mindestens 
eine Stadtverordnete oder durch mindestens einen Stadtverordneten 
seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit.

8.1.3 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht für 
Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteiligten 
Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 8.1.1 oder 8.1.2 ge-
nannten Voraussetzungen für die Befreiung von diesem Erfordernis 
erfüllt.

8.1.4 Wahlvorschläge von Einzelbewerbenden, die am 21. August 
2023 aufgrund eines Einzelwahlvorschlags im Kreistag des Landkrei-
ses Potsdam-Mittelmark oder in der Stadtverordnetenversammlung 
der Stadt Brück vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unter-
stützungsunterschriften befreit. 

8.1.5 Stellt sich die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der ehrenamtliche 
Bürgermeister der Wahl zur Stadtverordnetenversammlung der Stadt 
Brück, so ist auch die Partei, politische Vereinigung oder Wählergrup-
pe, für die sie oder er bei der Wahl zur Stadtverordnetenversammlung 
der Stadt Brück antritt, von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften befreit, wenn sie oder er aufgrund eines Wahlvorschlages 
dieser Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe zur ehren-
amtlichen Bürgermeisterin oder zum ehrenamtlichen Bürgermeister 
der Stadt Brück gewählt worden ist. 

8.2 Wichtige Hinweise
8.2.1 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, einer 

Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer oder eines Einzelbewer-
benden, die oder der nach der vorstehenden Nummer 8.1 von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, sind im 
Falle eines wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlags mindestens 10 
Unterstützungsunterschriften von im Wahlgebiet wahlberechtigten 
Personen beizufügen.

8.2.2 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der wahlbe-
rechtigten Person ist spätestens bis zu 

Mittwoch, den 03. April 2024, 16 Uhr, 
 bei der

 Wahlbehörde, Amt Brück,
 Bürgerservice, Ernst-Thälmann-Str. 58, 14822 Brück

 zu leisten.
 Die Unterstützungsunterschrift kann auch bei einer ehrenamtlichen 

Bürgermeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeister im 
Land Brandenburg, vor einer Notarin oder einem Notar oder einer 
anderen zur Beglaubigung von Unterschriften ermächtigten 
Stelle geleistet werden. Die hierzu von mir auf Anforderung aus-
gegebenen Unterschriftenlisten (siehe Nummer 8.2.3) sind der 
Wahlbehörde (Amt Brück, Ernst-Thälmann-Str. 59, 14822 Brück) 
spätestens bis

Mittwoch, den 03. April 2024, 16 Uhr, 
 vorzulegen.
 Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf den von 

mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen Formblättern 
für Unterschriftenlisten nach dem Vordruckmuster 6 zu § 32 Ab-
satz 4 Nummer 3 BbgKWahlV unter Beachtung folgender Vorschriften 
zu erbringen:

8.2.3 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des Wahlvor-
schlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, Amt Brück, Bürger-
service, Ernst-Thälmann-Str. 58, 14822 Brück aufgelegt. 

 Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie Anschrift 
einer jeden und eines jeden Bewerbenden in erkennbarer 
Reihenfolge anzugeben. Daneben ist beim Wahlvorschlag einer 
Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe oder Listenver-
einigung deren Name und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese, anzugeben. 

 Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Erklärung 
zu bestätigen, dass die Bewerbenden sowie ihre Reihenfolge gemäß 
§ 33 BbgKWahlG bestimmt worden sind, oder eine Ausfertigung der 
Niederschrift über die Bestimmung der Bewerbenden sowie ihrer 
Reihenfolge vorzulegen. Beim Wahlvorschlag einer Listenver-
einigung sind ferner auch die Namen, und, sofern vorhanden, die 
Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Gruppierungen anzugeben.

 Beim Wahlvorschlag einer oder eines Einzelbewerbenden ist die 
Bezeichnung „Einzelwahlvorschlag“ anzugeben.

 Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den 
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für die 
Unterzeichnung des Wahlvorschlags  bei einer ehrenamtlichen Bür-
germeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeister im Land Bran-
denburg, vor einer Notarin oder einem Notar oder bei einer anderen 
zur Beglaubigung ermächtigten Stelle ausgeben.

8.2.4 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wählergrup-
pen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestimmung der 
Bewerbenden sowie ihrer Reihenfolge nach § 33 BbgKWahlG unter-
zeichnet werden. Vorher geleistete Unterstützungsunterschriften sind 
ungültig.

8.2.5 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvorschlag 
für die Wahl zur Stadtverordnetenversammlung der Stadt Brück un-
terzeichnen. Hat eine Person für diese Wahl mehr als einen Wahl-
vorschlag  unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für diese Wahl 
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geleisteten Unterstützungsunterschriften ungültig.
8.2.6 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung gege-

ben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch die Bewer-
benden selbst ist unzulässig.

8.2.7 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der Geburt 
und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das Datum der Un-
terschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnende Person hat sich 
vor der Unterschriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme gültiger 
Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.

8.2.8 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf, kann eine Person 
ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die die Unterschriftsleis-
tung vornimmt. Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer Behin-
derung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, kann auf 
Antrag die Unterstützungsunterschrift durch Erklärung vor einer oder 
einem Beauftragten der Wahlbehörde ersetzen. Der Antrag kann bis 
Montag, den 01. April 2024, 16 Uhr, schriftlich bei der Wahlbehör-
de gestellt werden.

8.2.9 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichnerinnen 
und Unterzeichner, die die Unterstützungsunterschrift auf der von 
mir aufgelegten oder ausgegebenen Unterschriftenliste leisten, zu 
vermerken, dass sie im Wahlgebiet (im Falle eines wahlgebietsbe-
zogenen Wahlvorschlags) oder im betreffenden Wahlkreis (im Falle 
eines wahlkreisbezogenen Wahlvorschlags) zum Zeitpunkt ihrer 
Unterschriftsleistung wahlberechtigt sind. 

9. Mängelbeseitigung
 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 04. April 2024, 12 Uhr, kön-

nen Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der Bewerbenden 
beziehen, nicht mehr behoben und fehlende Unterstützungsunter-
schriften nicht mehr beigebracht werden. Das Gleiche gilt, wenn die 
oder der Bewerbende so mangelhaft bezeichnet ist, dass ihre oder 
seine Identität nicht feststeht. Sonstige Mängel, die die Gültigkeit der 
Wahlvorschläge berühren, können bis zu der Entscheidung über die 
Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Absatz 1 BbgKWahlG) beseitigt 
werden.

10. Zulassung der Wahlvorschläge
 Der Wahlausschuss beschließt am 16.04.2024 um 18 Uhr im Sit-

zungssaal der Amtsverwaltung Brück in öffentlicher Sitzung über die 
Zulassung der Wahlvorschläge. Im Übrigen wird auf § 37 BbgKWahlG 
sowie §§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen.

 Zu dieser Sitzung werden die Vertrauenspersonen der Wahlvor-
schlagsträger hiermit eingeladen.

B. Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamt-
lichen Bürgermeisters der Stadt Brück

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 5.1, 5.3 und 5.4, 6, 7, 
9 und 10 zur Wahl der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Brück 
gelten für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des eh-
renamtlichen Bürgermeisters der Stadt Brück mit folgenden Maßgaben 
sinngemäß: 
1. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Vordruckmuster 5b zu § 33 

Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden. 
 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerbende oder einen Bewer-

benden enthalten.
 Jede und jeder Bewerbende darf nur auf einem Wahlvorschlag für 

die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtli-
chen Bürgermeisters benannt sein.

 Die oder der Bewerbende auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf 
nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen 
Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

2. Die Zustimmung der oder des Bewerbenden zu ihrer oder seiner 
Benennung auf dem Wahlvorschlag ist nach dem Vordruckmuster 
7b zu § 33 Absatz 2 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. 

3. Die Niederschrift über die Bestimmung der oder des Bewerbenden 
ist nach dem Vordruckmuster 9b zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgK-
WahlV zu fertigen.

4. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für die 
Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

5. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder einer oder eines 
Einzelbewerbenden, die oder der von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften nach § 70 Absatz 5 BbgKWahlG nicht befreit 
ist, sind mindestens 32 Unterstützungsunterschriften beizufügen. Im 
Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.1.1 bis 
8.1.4, 8.2.2 bis 8.2.5 und 8.2.7 bis 8.2.9 sinngemäß:

C. Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Baitz, zum Ortsbeirat des Orts-
teils Neuendorf

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 5.1, 5.3 bis 5.5, 6, 7.1, 
7.3 bis 7.7, 9 und 10 zur Wahl der Stadtverordnetenversammlung der 
Stadt Brück gelten für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Baitz, des 
Ortsbeirats Neuendorf, mit folgenden Maßgaben sinngemäß.
1. Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des Ortsteils Baitz, des 

Ortsteils Neuendorf ist das Gebiet des jeweiligen Ortsteils.
 Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.
2. Es sind insgesamt drei Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3. Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerbende oder einen 

Bewerbenden enthalten.
 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens 6 Bewerbende ent-

halten.
4. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 

und im Ortsteil Baitz oder dem Ortsteil Neuendorf ihren ständigen 
Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.

5. Die in der Stadt Brück wahlberechtigten Mitglieder der Partei, po-
litischen Vereinigung oder Wählergruppe oder deren Delegierte 
können auch die Bewerbenden sowie ihre Reihenfolge für die Wahl 
zum Ortsbeirat des Ortsteils Baitz, des Ortsteils Neuendorf bestim-
men, sofern die Anzahl der im Ortsteil Baitz, im Ortsteil Neuendorf 
wahlberechtigten Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung 
oder Wählergruppe nicht zur Durchführung einer Mitgliederver-
sammlung ausreicht. In dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der 
Stadt Brück wahlberechtigten Mitglieder nicht für die Durchführung 
einer Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die Ausführungen zu 
Buchstabe A Nummer 7.2 entsprechend.

6. Für den Wahlvorschlag müssen aufgrund der Einwohnerzahlen für 
beide Ortsteile keine Unterstützungsunterschriften beigebracht wer-
den.

III. Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen

 Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vordrucke 
werden von mir beschafft und können bei mir angefordert werden.

 Sie können auch unter dem Link https://wahlen.brandenburg.de/wah-
len/de/kommunalwahlen/aufstellung-von-wahlvorschlaegen-kw/ selbst 
heruntergeladen werden.

Die Wahlleiterin für die Gemeinden des Amtes Brück
Marion Jahn



9. Februar 2024 | Nr. 2 | Woche 6 | 41 |AmtsblAtt

– Amtlicher Teil: Amtliche Bekanntmachungen für das Amt Niemegk –

Wahlbekanntmachung des Wahlleiters des Amtes Niemegk

Wahlen

 – der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Niemegk 
 – der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder  
  des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Stadt Niemegk

am 09. Juni 2024

Bekanntmachung des Wahlleiters vom 12.01.2024

Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kommunalwahlgeset-
zes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der Brandenburgischen Kommu-
nalwahlverordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I. Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie die Wahl-
zeit

 Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit der allge-
meinen Kommunalwahlen 2024 vom 17. August 2023 (GVBl. II Nr. 57) 
finden die Wahlen (Hauptwahlen)
– der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Niemegk,
– der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtli-

chen Bürgermeisters der Stadt Niemegk
 am Sonntag, den 09. Juni 2024 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr 
 sowie
 die etwa notwendig werdende Stichwahl

– der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bür-
germeisters der Stadt Niemegk

 am Sonntag, den 30. Juni 2024 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr statt.

II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen

 Nachdem der Minister des Innern und für Kommunales die Wahltermine 
für die vorgenannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsverordnung 
bestimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 2 Satz 3 BbgKWahlV auf, 
die Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst frühzeitig einzurei-
chen. Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A. Wahl zur Stadtverordnetenversammlung der Stadt Niemegk

1. Anzahl der zu wählenden Vertreterinnen und Vertreter
 Es sind insgesamt 12 Stadtverordnete zu wählen.

2. Wahlkreise
 Die Stadtverordnetenversammlung der Stadt Niemegk hat durch Be-

schluss das Wahlgebiet (2086 Einwohner) in einen Wahlkreis aufgeteilt.

 Wahlkreis 1:  Niemegk, Hohenwerbig und Lühnsdorf
  
3. Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereinigungen 

und Wählergruppen sowie Einzelbewerbenden eingereicht werden. 
Daneben können Parteien, politische Vereinigungen und Wählergruppen 
auch gemeinsam einen Wahlvorschlag als Listenvereinigung einrei-
chen. Sie dürfen sich jedoch bei jeder Wahl nur an einer Listenverei-
nigung beteiligen; die Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt 
einen eigenständigen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht werden. 
Sie müssen spätestens bis zum

Donnerstag, den 04. April 2024, 12 Uhr, 

 bei dem
 Wahlleiter für die Gemeinden des Amtes Niemegk
 Amt Niemegk, Großstraße 06, 14823 Niemegk

 schriftlich eingereicht werden.

4. Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
 Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschließen, ist 

dem Wahlleiter für die Gemeinden des Amtes Niemegk durch die 
für das Wahlgebiet zuständigen Organe aller am Zusammenschluss 
Beteiligten spätestens bis zum Donnerstag, den 04. April 2024, 
12 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung der an dem Zusammen-
schluss beteiligten Gruppierungen muss bei Parteien oder politischen 
Vereinigungen von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlge-
biet zuständigen Vorstands, darunter der oder dem Vorsitzenden oder 
einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, bei Wählergruppen von 
der oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe unterzeichnet 
sein.

5. Einreichung von einem wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlag
 Aufgrund des Beschlusses der Stadtverordnetenversammlung der Stadt 

Niemegk das Wahlgebiet in nur einen Wahlkreis einzuteilen, können nur 
wahlgebietsbezogene Wahlvorschläge eingereicht werden.

6. Inhalt der Wahlvorschläge
6.1 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Vordruckmuster 5a zu § 32 Ab-

satz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müssen enthalten
a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätigkeit, 

den Tag der Geburt, den Geburtsort, die Staatsangehörigkeit und 
die Anschrift eines jeden Bewerbenden in erkennbarer Reihenfolge,

b) als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung 
den vollständigen Namen der einreichenden Partei oder politischen 
Vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch 
diese; der im Wahlvorschlag angegebene Name der Partei oder po-
litischen Vereinigung muss mit dem Namen übereinstimmen, den 
diese im Lande führt,

c) als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der ein-
reichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwendet, auch diese; aus dem Namen muss hervorgehen, dass 
es sich um eine Wählergruppe handelt; der Name und die etwaige 
Kurzbezeichnung dürfen nicht den Namen von Parteien oder politi-
schen Vereinigungen oder deren Kurzbezeichnung enthalten,

d) als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen der 
Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, 
auch diese; zusätzlich sind die Namen und, sofern vorhanden, auch 
die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Parteien, politischen 
Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,

e) den Namen des Wahlgebietes.
 Der Wahlvorschlag einer oder eines Einzelbewerbenden darf nur 

die unter Buchstabe a und e bezeichneten Angaben enthalten.
6.2 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerbende oder einen 
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Bewerbenden enthalten.
 Ein wahlgebietsbezogener Wahlvorschlag darf höchstens insgesamt 

18 Bewerbende enthalten.
6.3 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekommuni-

kationsanschluss der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauensperson kann auch eine 
Bewerbende oder ein Bewerbender benannt werden. Soweit gesetz-
lich nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson und die 
stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, verbindli-
che Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzuneh-
men.

6.4 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung 
muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zu-
ständigen Vorstandes, darunter der oder dem Vorsitzenden oder ei-
ner Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. Der 
Wahlvorschlag einer Wählergruppe muss von der oder dem Ver-
tretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertretungsberechtigung 
ist auf mein Verlangen nachzuweisen. Der Wahlvorschlag einer Lis-
tenvereinigung muss von jeder an ihr beteiligten Partei, politischen 
Vereinigung und Wählergruppe entsprechend unterzeichnet sein. Der 
Wahlvorschlag einer oder eines Einzelbewerbenden muss von die-
ser oder diesem unterzeichnet sein.

6.5 Wichtige Beschränkungen
 Jede und jeder Bewerbende darf nur auf einem Wahlvorschlag für die 

Wahl zur Stadtverordnetenversammlung der Stadt Niemegk benannt 
sein. Die oder der Bewerbende auf dem Wahlvorschlag einer Partei 
darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen 
Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

7. Voraussetzungen für die Benennung als Bewerbende oder Be-
werbender

7.1 Die Benennung als Bewerbende oder Bewerbender auf einem Wahlvor-
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe oder 
Listenvereinigung ist an folgende Voraussetzungen geknüpft:
a) Die oder der Bewerbende muss gemäß § 11 BbgKWahlG wähl-

bar sein.
b) Die oder der Bewerbende muss durch eine Versammlung zur 

Aufstellung der Bewerbenden gemäß § 33 BbgKWahlG be-
stimmt worden sein (siehe Nummer 8).

c) Die oder der Bewerbende muss der Benennung auf dem Wahl-
vorschlag schriftlich zustimmen. Die Zustimmung ist nach dem 
Vordruckmuster 7a zu § 32 Absatz 5 Nummer 1 BbgKWahlV abzuge-
ben. Wird der Wahlvorschlag von einer Partei eingereicht, hat die 
oder der Bewerbende in der Zustimmungserklärung zudem ihre oder 
seine Parteimitgliedschaften anzugeben oder zu erklären, dass sie 
oder er parteilos ist.

 Die in Buchstabe a) und c) genannten Voraussetzungen gelten ferner 
für Einzelbewerbende.

7.2 Zur Wählbarkeit
7.2.1 Wählbarkeit von Deutschen
 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen im 

Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, die
– am 09. Juni 2024 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
 Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 BbgKWahlG 

nicht wählbar, wenn sie oder er
– infolge Richterspruch das Wahlrecht nicht besitzt,
– sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 

des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus 
befindet oder

– infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Be-
kleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

7.2.2 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern
 Wählbar sind gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG auch alle Staatsan-

gehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die
– am 09. Juni 2024 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
 Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 Absatz 3 

BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
– infolge Richterspruchs das Wahlrecht nicht besitzt,
– sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 

des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus 
befindet,

– infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die 
Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter 
nicht besitzt oder

– infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung im 
Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht besitzt.

7.3 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerbende und für jeden 
Bewerbenden eine Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem Vor-
druckmuster 8a zu § 32 Absatz 5 Nummer 2 BbgKWahlV einzureichen, 
dass die oder der vorgeschlagene Bewerbende wählbar ist.

 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich ihre Zustim-
mung zur Kandidatur erklärt haben, müssen mir mit der Bescheinigung 
nach Satz 1 zusätzlich eine Versicherung an Eides statt nach dem 
Vordruckmuster 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 BbgKWahlV über ihre 
Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, dass sie in ihrem Her-
kunftsmitgliedstaat nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind.

8. Zur Aufstellung der Bewerbenden gemäß § 33 BbgKWahlG
8.1 Die Bewerbenden einer Partei oder politischen Vereinigung 

und ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt 
ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtig-
ten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung in geheimer 
Abstimmung bestimmt worden sein (Mitgliederversammlung). 
Dies kann auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern 
(Satz 1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu besonders gewählt 
worden sind (Delegiertenversammlung). 

8.2 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine 
Organisation hat, können die Bewerbenden sowie ihre Reihenfolge 
auch durch die im gesamten Amtsgebiet wahlberechtigten Mitglieder 
der Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte oder 
durch die für die Wahl zum Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittel-
mark wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder politischen Verei-
nigung oder deren Delegierte bestimmt werden.

8.3 Die Bewerbenden einer Wählergruppe sowie ihre Reihenfolge 
müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammen-
tritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der 
Wählergruppe (Mitgliederversammlung) oder, wenn die Wähler-
gruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in einer Versammlung 
der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet 
wahlberechtigten Anhängerinnen und Anhänger (Anhängerin-
nen- und Anhängerversammlung) der Wählergruppe in geheimer 
Abstimmung bestimmt worden sein. Dies kann auch durch Delegierte 
geschehen, die von den Mitgliedern oder Anhängerinnen und Anhän-
gern (Satz 1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu besonders 
gewählt worden sind (Delegiertenversammlung). Die Ausführun-
gen zu Nummer 8.2 gelten für mitgliedschaftlich organisierte Wähl-
ergruppen entsprechend.

8.4 Die Bewerbenden einer Listenvereinigung sowie ihre Reihen-
folge müssen in einer gemeinsamen Mitglieder- oder Delegierten-
versammlung in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein; im 
Übrigen gelten die Bestimmungen des § 33 BbgKWahlG sinngemäß.

8.5 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerinnen und An-
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hänger oder Delegierten von dem zuständigen Vorstand der Partei 
oder politischen Vereinigung oder der oder dem Vertretungsberech-
tigten der Wählergruppe mit einer mindestens dreitägigen Frist 
entweder einzeln oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

8.6 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimmberechtigte 
Teilnehmer der Versammlung ist für die geheime Wahl der Bewer-
benden sowie der Delegierten für die Delegiertenversammlung vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerbenden ist Gelegenheit zu geben, 
sich und ihr Programm der Versammlung in angemessener Zeit vor-
zustellen. In der Versammlung müssen sich mindestens drei Mit-
glieder, Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierte an der Abstim-
mung beteiligen.

8.7 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder Delegier-
tenversammlung ist eine Niederschrift nach dem Vordruckmuster 
9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen, die dem Wahl-
vorschlag beizufügen ist. Aus der Niederschrift muss die Art, der Ort 
und die Zeit der Versammlung, die Form der Einladung, die Anzahl 
der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen und Anhänger oder 
Delegierten sowie das Ergebnis der geheimen Wahl hervorgehen. 
Hierbei haben die Leiterin oder der Leiter der Versammlung und 
zwei von der Versammlung hierzu bestimmte Teilnehmerinnen 
oder Teilnehmer an Eides statt zu versichern, dass die gesetzlichen 
Mindestanforderungen an eine demokratische Aufstellung der Kandi-
datinnen und Kandidaten gemäß § 33 Absatz 5 BbgKWahlG beachtet 
worden sind.

9. Unterstützungsunterschriften
9.1  Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschrif-

ten
9.1.1 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereinigungen, 

die am 21. August 2023 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im 20. Deutschen Bundestag oder im 7. Landtag Brandenburg 
durch mindestens eine im Land Brandenburg gewählte Abgeordnete 
oder durch mindestens einen im Land Brandenburg gewählten Abge-
ordneten oder im Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittelmark durch 
mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder durch mindestens einen 
Kreistagsabgeordneten oder in der Stadtverordnetenversammlung 
Niemegk durch mindestens eine Stadtverordnete oder durch mindes-
tens einen Stadtverordneten seit der letzten Wahl ununterbrochen 
vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften befreit. 

9.1.2 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 21. August 2023 
aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Kreistag des Land-
kreises Potsdam-Mittelmark durch mindestens eine Kreistagsabge-
ordnete oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in 
der Stadtverordnetenversammlung Niemegk durch mindestens eine 
Stadtverordnete oder durch mindestens einen Stadtverordneten seit 
der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem Erfor-
dernis von Unterstützungsunterschriften befreit.

9.1.3 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht für 
Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteiligten 
Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 9.1.1 oder 9.1.2 ge-
nannten Voraussetzungen für die Befreiung von diesem Erfordernis 
erfüllt.

9.1.4 Wahlvorschläge von Einzelbewerbenden, die am 21. August 
2023 aufgrund eines Einzelwahlvorschlags im Kreistag des Landkrei-
ses Potsdam-Mittelmark oder in der Stadtverordnetenversammlung 
Niemegk vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungs-
unterschriften befreit. 

9.1.5 Stellt sich die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der ehrenamtli-
che Bürgermeister der Wahl zur Stadtverordnetenversammlung der 
Stadt Niemegk, so ist auch die Partei, politische Vereinigung oder 
Wählergruppe, für die sie oder er bei der Wahl zur Stadtverordne-

tenversammlung der Stadt Niemegk antritt, von dem Erfordernis von 
Unterstützungsunterschriften befreit, wenn sie oder er aufgrund eines 
Wahlvorschlages dieser Partei, politischen Vereinigung oder Wähler-
gruppe zur ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder zum ehrenamtlichen 
Bürgermeister der Stadt Niemegk gewählt worden ist. 

9.2 Wichtige Hinweise
9.2.1 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-

ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer oder eines Einzel-
bewerbenden, die oder der nach der vorstehenden Nummer 9.1 von 
dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, 
sind mindestens 5 Unterstützungsunterschriften von im Wahlgebiet 
wahlberechtigten Personen, beizufügen.

9.2.2 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der wahlbe-
rechtigten Person ist spätestens bis zum 

Mittwoch, den 03. April 2024, 16 Uhr, 
 bei der 

 Wahlbehörde, Amt Niemegk, 
 Ordnungsamt (Zimmer 5), Großstraße 7, 14823 Niemegk

 zu leisten.
 Die Unterstützungsunterschrift kann auch bei einer ehrenamtlichen 

Bürgermeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeister im 
Land, vor einer Notarin oder einem Notar oder einer anderen zur 
Beglaubigung von Unterschriften ermächtigten Stelle geleistet 
werden. Die hierzu von mir auf Anforderung ausgegebenen Un-
terschriftenlisten (siehe Nummer 9.2.3) sind der Wahlbehörde 
(Amt Niemegk, Großstr. 06, Niemegk spätestens bis

Mittwoch, den 03. April 2024, 16 Uhr, 
 vorzulegen.
 Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf den von 

mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen Formblättern 
für Unterschriftenlisten nach dem Vordruckmuster 6 zu § 32 Absatz 
4 Nummer 3 BbgKWahlV unter Beachtung folgender Vorschriften zu 
erbringen:

9.2.3 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des Wahlvor-
schlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, Amt Niemegk, Groß-
straße 07, Zimmer 6 (Einwohnermeldeamt) aufgelegt. 

 Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie Anschrift 
einer jeden und eines jeden Bewerbenden in erkennbarer 
Reihenfolge anzugeben. Daneben ist beim Wahlvorschlag einer 
Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe oder Listenver-
einigung deren Name und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese, anzugeben. 

 Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Erklärung 
zu bestätigen, dass die Bewerbenden sowie ihre Reihenfolge gemäß 
§ 33 BbgKWahlG bestimmt worden sind, oder eine Ausfertigung der 
Niederschrift über die Bestimmung der Bewerbenden sowie ihrer 
Reihenfolge vorzulegen. Beim Wahlvorschlag einer Listenver-
einigung sind ferner auch die Namen, und, sofern vorhanden, die 
Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Gruppierungen anzugeben.

 Beim Wahlvorschlag einer oder eines Einzelbewerbenden ist die 
Bezeichnung „Einzelwahlvorschlag“ anzugeben.

 Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den 
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für die 
Unterzeichnung des Wahlvorschlags  bei einer ehrenamtlichen Bür-
germeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeister im Land, vor 
einer Notarin oder einem Notar oder bei einer anderen zur Beglaubi-
gung ermächtigten Stelle ausgeben.

9.2.4 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wählergrup-
pen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestimmung der 
Bewerbenden sowie ihrer Reihenfolge nach § 33 BbgKWahlG unter-
zeichnet werden. Vorher geleistete Unterstützungsunterschriften sind 
ungültig.

9.2.5 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvorschlag 
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für die Wahl zur Stadtverordnetenversammlung der Stadt Niemegk 
unterzeichnen. Hat eine Person für diese Wahl mehr als einen Wahl-
vorschlag unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für diese Wahl 
geleisteten Unterstützungsunterschriften ungültig.

9.2.6 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung gege-
ben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch die Bewer-
benden selbst ist unzulässig.

9.2.7 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der Geburt 
und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das Datum der Un-
terschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnende Person hat sich 
vor der Unterschriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme gültiger 
Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.

9.2.8 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf, kann eine Person 
ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die die Unterschriftsleis-
tung vornimmt. Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer Behin-
derung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, kann auf 
Antrag die Unterstützungsunterschrift durch Erklärung vor einer oder 
einem Beauftragten der Wahlbehörde ersetzen. Der Antrag kann bis 
Montag, den 01. April 2024, 16 Uhr, schriftlich bei der Wahlbehör-
de gestellt werden.

9.2.9 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichnerinnen 
und Unterzeichner, die die Unterstützungsunterschrift auf der von mir 
aufgelegten oder ausgegebenen Unterschriftenliste leisten, zu ver-
merken, dass sie im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unterschrifts-
leistung wahlberechtigt sind. 

10. Mängelbeseitigung
 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 04. April 2024, 12 Uhr, kön-

nen Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der Bewerbenden 
beziehen, nicht mehr behoben und fehlende Unterstützungsunter-
schriften nicht mehr beigebracht werden. Das Gleiche gilt, wenn die 
oder der Bewerbende so mangelhaft bezeichnet ist, dass ihre oder 
seine Identität nicht feststeht. Sonstige Mängel, die die Gültigkeit der 
Wahlvorschläge berühren, können bis zu der Entscheidung über die 
Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Absatz 1 BbgKWahlG) beseitigt 
werden.

11. Zulassung der Wahlvorschläge
 Der Wahlausschuss beschließt am  09.04.2024  um 18.00 Uhr im 

Ratssaal des Rathauses Niemegk, Großstraße 6 in öffentlicher Sit-
zung über die Zulassung der Wahlvorschläge. Im Übrigen wird auf 
§  37 BbgKWahlG sowie §§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen.

B. Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamt-
lichen Bürgermeisters der Stadt Niemegk

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 6.1, 6.3 und 6.4, 7, 8, 10 
und 11 zur Wahl der Stadtverordnetenversammlung der Stadt Niemegk 
gelten für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehren-
amtlichen Bürgermeisters der Stadt Niemegk mit folgenden Maßgaben 
sinngemäß: 

1. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Vordruckmuster 5b zu § 33 
Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden. 

 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerbende oder einen Bewer-
benden enthalten.

 Jede und jeder Bewerbende darf nur auf einem Wahlvorschlag für 
die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtli-
chen Bürgermeisters benannt sein.

 Die oder der Bewerbende auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf 
nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen 
Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

2. Die Zustimmung der oder des Bewerbenden zu ihrer oder seiner 
Benennung auf dem Wahlvorschlag ist nach dem Vordruckmuster 
7b zu § 33 Absatz 2 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. 

3. Die Niederschrift über die Bestimmung der oder des Bewerbenden 
ist nach dem Vordruckmuster 9b zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgK-
WahlV zu fertigen.

4. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für die 
Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

5. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder einer oder eines 
Einzelbewerbenden, die oder der von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften nach § 70 Absatz 5 BbgKWahlG nicht befreit 
ist, sind mindestens 24 Unterstützungsunterschriften beizufügen. Im 
Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 9.1.1 bis 
9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 und 9.2.7 bis 9.2.10 sinngemäß.

III. Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen

 Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vordrucke 
werden von mir beschafft und können bei mir angefordert werden.

Der Wahlleiter für die Gemeinden des Amtes Niemegk
Thomas Griesbach
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Wahlbekanntmachung des Wahlleiters des Amtes Niemegk

Wahlen

 – der Gemeindevertretung der Gemeinde Rabenstein/Fläming 
 – der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder  
  des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Rabenstein/Fläming 
 – des Ortsbeirates der Ortsteile Buchholz, Garrey-Zixdorf,  
  Groß Marzehns, Klein Marzehns, Raben und Rädigke-Neuendorf

am 09. Juni 2024

Bekanntmachung des Wahlleiters vom 12.01.2024

Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kommunalwahlgeset-
zes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der Brandenburgischen Kommu-
nalwahlverordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I. Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie die Wahl-
zeit

 Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit der allge-
meinen Kommunalwahlen 2024 vom 17. August 2023 (GVBl. II Nr. 57) 
finden die Wahlen (Hauptwahlen)
– der Gemeindevertretung der Gemeinde Rabenstein/Fläming
– der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtli-

chen Bürgermeisters der Gemeinde Rabenstein/Fläming
– des Ortsbeirates des Ortsteils Buchholz,
– des Ortsbeirates des Ortsteils Garrey-Zixdorf, 
– des Ortsbeirates des Ortsteils Groß Marzehns,
– des Ortsbeirates des Ortsteils Klein Marzehns,
– des Ortsbeirates des Ortsteils Raben,
– des Ortsbeirates des Ortsteils Rädigke-Neuendorf

 am Sonntag, den 09. Juni 2024 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr 
 sowie
 die etwa notwendig werdende Stichwahl

– der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bür-
germeisters der Gemeinde Rabenstein/Fläming

 am Sonntag, den 30. Juni 2024 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr statt.

II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen

 Nachdem der Minister des Innern und für Kommunales die Wahltermine 
für die vorgenannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsverordnung 
bestimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 2 Satz 3 BbgKWahlV auf, 
die Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst frühzeitig einzurei-
chen. Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A. Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Rabenstein/Flä-
ming

1. Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen und Gemein-
devertreter 

 Es sind insgesamt 10 Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter 
zu wählen.

2. Wahlkreise
 Die Gemeindevertretung Rabenstein/Fläming hat durch Beschluss das 

Wahlgebiet (786 Einwohner) in einen Wahlkreis aufgeteilt.

 Wahlkreis 1:   Ortsteil Buchholz, Ortsteil Garrey-Zixdorf, Ortsteil Groß 
Marzehns, Ortsteil Klein Marzehns, Ortsteil Raben, 
Ortsteil Rädigke-Neuendorf

3. Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereinigungen 

und Wählergruppen sowie Einzelbewerbenden eingereicht werden. 
Daneben können Parteien, politische Vereinigungen und Wählergruppen 
auch gemeinsam einen Wahlvorschlag als Listenvereinigung einrei-
chen. Sie dürfen sich jedoch bei jeder Wahl nur an einer Listenverei-
nigung beteiligen; die Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt 
einen eigenständigen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht werden. 
Sie müssen spätestens bis zum

Donnerstag, den 04. April 2024, 12 Uhr, 
 bei dem

 Wahlleiter für die Gemeinden des Amtes Niemegk
 Amt Niemegk, Großstraße 06, 14823 Niemegk

 schriftlich eingereicht werden.

4. Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
 Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschließen, ist 

dem Wahlleiter für die Gemeinden des Amtes Niemegk durch die 
für das Wahlgebiet zuständigen Organe aller am Zusammenschluss 
Beteiligten spätestens bis zum Donnerstag, den 04. April 2024, 
12 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung der an dem Zusammen-
schluss beteiligten Gruppierungen muss bei Parteien oder politischen 
Vereinigungen von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlge-
biet zuständigen Vorstands, darunter der oder dem Vorsitzenden oder 
einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, bei Wählergruppen von 
der oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe unterzeichnet 
sein.

5. Einreichung von einem wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlag
 Aufgrund des Beschlusses der Gemeindevertretung Rabenstein/Fläming 

das Wahlgebiet in nur einen Wahlkreis einzuteilen, können nur wahlge-
bietsbezogene Wahlvorschläge eingereicht werden.

6. Inhalt der Wahlvorschläge
6.1 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Vordruckmuster 5a zu § 32 Ab-

satz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müssen enthalten
a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätigkeit, 

den Tag der Geburt, den Geburtsort, die Staatsangehörigkeit und 
die Anschrift eines jeden Bewerbenden in erkennbarer Reihenfolge,

b) als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung 
den vollständigen Namen der einreichenden Partei oder politischen 
Vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch 
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diese; der im Wahlvorschlag angegebene Name der Partei oder po-
litischen Vereinigung muss mit dem Namen übereinstimmen, den 
diese im Lande führt,

c) als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der ein-
reichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwendet, auch diese; aus dem Namen muss hervorgehen, dass 
es sich um eine Wählergruppe handelt; der Name und die etwaige 
Kurzbezeichnung dürfen nicht den Namen von Parteien oder politi-
schen Vereinigungen oder deren Kurzbezeichnung enthalten,

d) als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen der 
Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, 
auch diese; zusätzlich sind die Namen und, sofern vorhanden, auch 
die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Parteien, politischen 
Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,

e) den Namen des Wahlgebietes.
 Der Wahlvorschlag einer oder eines Einzelbewerbenden darf nur 

die unter Buchstabe a und e bezeichneten Angaben enthalten.
6.2 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerbende oder einen 

Bewerbenden enthalten.
 Ein wahlgebietsbezogener Wahlvorschlag darf höchstens insgesamt 

15 Bewerbende enthalten.
6.3 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekommuni-

kationsanschluss der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauensperson kann auch eine 
Bewerbende oder ein Bewerbender benannt werden. Soweit gesetz-
lich nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson und die 
stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, verbindli-
che Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzuneh-
men.

6.4 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung 
muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zu-
ständigen Vorstandes, darunter der oder dem Vorsitzenden oder ei-
ner Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. Der 
Wahlvorschlag einer Wählergruppe muss von der oder dem Ver-
tretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertretungsberechtigung 
ist auf mein Verlangen nachzuweisen. Der Wahlvorschlag einer Lis-
tenvereinigung muss von jeder an ihr beteiligten Partei, politischen 
Vereinigung und Wählergruppe entsprechend unterzeichnet sein. Der 
Wahlvorschlag einer oder eines Einzelbewerbenden muss von die-
ser oder diesem unterzeichnet sein.

6.5 Wichtige Beschränkungen
 Jede und jeder Bewerbende darf nur auf einem Wahlvorschlag für 

die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Rabenstein/Fläming 
benannt sein. Die oder der Bewerbende auf dem Wahlvorschlag einer 
Partei darf nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem ei-
genen Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

7. Voraussetzungen für die Benennung als Bewerbende oder Be-
werbender

7.1 Die Benennung als Bewerbende oder Bewerbender auf einem Wahlvor-
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe oder 
Listenvereinigung ist an folgende Voraussetzungen geknüpft:
a) Die oder der Bewerbende muss gemäß § 11 BbgKWahlG wähl-

bar sein.
b) Die oder der Bewerbende muss durch eine Versammlung zur 

Aufstellung der Bewerbenden gemäß § 33 BbgKWahlG be-
stimmt worden sein (siehe Nummer 8).

c) Die oder der Bewerbende muss der Benennung auf dem Wahl-
vorschlag schriftlich zustimmen. Die Zustimmung ist nach dem 
Vordruckmuster 7a zu § 32 Absatz 5 Nummer 1 BbgKWahlV abzu-
geben. Wird der Wahlvorschlag von einer Partei eingereicht, hat 
die oder Bewerbende in der Zustimmungserklärung zudem ihre oder 
seine Parteimitgliedschaften anzugeben oder zu erklären, dass sie 

oder er parteilos ist.
 Die in Buchstabe a) und c) genannten Voraussetzungen gelten ferner 

für Einzelbewerbende.
7.2 Zur Wählbarkeit
7.2.1 Wählbarkeit von Deutschen
 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen im 

Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, die
– am 09. Juni 2024 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
 Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 BbgKWahlG 

nicht wählbar, wenn sie oder er
– infolge Richterspruch das Wahlrecht nicht besitzt,
– sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 

des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus 
befindet oder

– infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Be-
kleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

7.2.2 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern
 Wählbar sind gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG auch alle Staatsan-

gehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die
– am 09. Juni 2024 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
 Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 Absatz 3 

BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
– infolge Richterspruchs das Wahlrecht nicht besitzt,
– sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 

des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus 
befindet,

– infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die 
Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter 
nicht besitzt oder

– infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung im 
Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht besitzt.

7.3 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerbende und für jeden 
Bewerbenden eine Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem Vor-
druckmuster 8a zu § 32 Absatz 5 Nummer 2 BbgKWahlV einzureichen, 
dass die oder der vorgeschlagene Bewerbende wählbar ist.

 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich ihre Zustim-
mung zur Kandidatur erklärt haben, müssen mir mit der Bescheinigung 
nach Satz 1 zusätzlich eine Versicherung an Eides statt nach dem 
Vordruckmuster 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 BbgKWahlV über ihre 
Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, dass sie in ihrem Her-
kunftsmitgliedstaat nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind.

8. Zur Aufstellung der Bewerbenden gemäß § 33 BbgKWahlG
8.1 Die Bewerbenden einer Partei oder politischen Vereinigung 

und ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt 
ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtig-
ten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung in geheimer 
Abstimmung bestimmt worden sein (Mitgliederversammlung). Dies 
kann auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern (Satz 
1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu besonders gewählt wor-
den sind (Delegiertenversammlung). 

8.2 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine 
Organisation hat, können die Bewerbenden sowie ihre Reihenfolge 
auch durch die im gesamten Amtsgebiet wahlberechtigten Mitglieder 
der Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte oder 
durch die für die Wahl zum Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittel-
mark  wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder politischen Verei-
nigung oder deren Delegierte bestimmt werden.

8.3 Die Bewerbenden einer Wählergruppe sowie ihre Reihenfolge 
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müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammen-
tritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der 
Wählergruppe (Mitgliederversammlung) oder, wenn die Wähler-
gruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in einer Versammlung 
der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet 
wahlberechtigten Anhängerinnen und Anhänger (Anhängerin-
nen- und Anhängerversammlung) der Wählergruppe in geheimer 
Abstimmung bestimmt worden sein. Dies kann auch durch Delegierte 
geschehen, die von den Mitgliedern oder Anhängerinnen und Anhän-
gern (Satz 1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu besonders 
gewählt worden sind (Delegiertenversammlung). Die Ausführun-
gen zu Nummer 8.2 gelten für mitgliedschaftlich organisierte Wähl-
ergruppen entsprechend.

8.4 Die Bewerbenden einer Listenvereinigung sowie ihre Reihen-
folge müssen in einer gemeinsamen Mitglieder- oder Delegierten-
versammlung in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein; im 
Übrigen gelten die Bestimmungen des § 33 BbgKWahlG sinngemäß.

8.5 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerinnen und An-
hänger oder Delegierten von dem zuständigen Vorstand der Partei 
oder politischen Vereinigung oder der oder dem Vertretungsberech-
tigten der Wählergruppe mit einer mindestens dreitägigen Frist 
entweder einzeln oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

8.6 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimmberechtigte 
Teilnehmer der Versammlung ist für die geheime Wahl der Bewer-
benden sowie der Delegierten für die Delegiertenversammlung vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerbenden ist Gelegenheit zu geben, 
sich und ihr Programm der Versammlung in angemessener Zeit vor-
zustellen. In der Versammlung müssen sich mindestens drei Mit-
glieder, Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierte an der Abstim-
mung beteiligen.

8.7 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder Delegier-
tenversammlung ist eine Niederschrift nach dem Vordruckmuster 
9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen, die dem Wahl-
vorschlag beizufügen ist. Aus der Niederschrift muss die Art, der Ort 
und die Zeit der Versammlung, die Form der Einladung, die Anzahl 
der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen und Anhänger oder 
Delegierten sowie das Ergebnis der geheimen Wahl hervorgehen. 
Hierbei haben die Leiterin oder der Leiter der Versammlung und 
zwei von der Versammlung hierzu bestimmte Teilnehmerinnen 
oder Teilnehmer an Eides statt zu versichern, dass die gesetzlichen 
Mindestanforderungen an eine demokratische Aufstellung der Kandi-
datinnen und Kandidaten gemäß § 33 Absatz 5 BbgKWahlG beachtet 
worden sind.

9. Unterstützungsunterschriften
9.1 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschrif-

ten
9.1.1 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereinigungen, 

die am 21. August 2023 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im 20. Deutschen Bundestag oder im 7. Landtag Brandenburg 
durch mindestens eine im Land Brandenburg gewählte Abgeordnete 
oder durch mindestens einen im Land Brandenburg gewählten Abge-
ordneten oder im Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittelmark durch 
mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder durch mindestens einen 
Kreistagsabgeordneten oder in der Gemeindevertretung Rabenstein/
Fläming durch mindestens eine Gemeindevertreterin oder durch min-
destens einen Gemeindevertreter seit der letzten Wahl ununterbro-
chen vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungsun-
terschriften befreit. 

9.1.2 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 21. August 2023 
aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Kreistag des Land-
kreises Potsdam-Mittelmark durch mindestens eine Kreistagsabge-
ordnete oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in 

der Gemeindevertretung Rabenstein/Fläming durch mindestens eine 
Gemeindevertreterin oder durch mindestens einen Gemeindevertreter 
seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit.

9.1.3 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht für 
Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteiligten 
Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 9.1.1 oder 9.1.2 ge-
nannten Voraussetzungen für die Befreiung von diesem Erfordernis 
erfüllt.

9.1.4 Wahlvorschläge von Einzelbewerbenden, die am 21. August 
2023 aufgrund eines Einzelwahlvorschlags im Kreistag des Landkrei-
ses Potsdam-Mittelmark oder in der Gemeindevertretung Rabenstein/
Fläming vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungs-
unterschriften befreit. 

9.1.5 Stellt sich die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der ehrenamtliche 
Bürgermeister der Wahl zur Gemeindevertretung Rabenstein/Fläming, 
so ist auch die Partei, politische Vereinigung oder Wählergruppe, für 
die sie oder er bei der Wahl zur Gemeindevertretung Rabenstein/
Fläming antritt, von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschrif-
ten befreit, wenn sie oder er aufgrund eines Wahlvorschlages dieser 
Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe zur ehrenamtlichen 
Bürgermeisterin oder zum ehrenamtlichen Bürgermeister der Gemein-
de Rabenstein/Fläming gewählt worden ist. 

9.2 Wichtige Hinweise
9.2.1 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-

ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer oder eines Einzel-
bewerbenden, die oder der nach der vorstehenden Nummer 9.1 von 
dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, 
sind mindestens 5 Unterstützungsunterschriften von im Wahlgebiet 
wahlberechtigten Personen, beizufügen.

9.2.2 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der wahlbe-
rechtigten Person ist spätestens bis zum

Mittwoch, den 03. April 2024, 16 Uhr, 
 bei der

 Wahlbehörde, Amt Niemegk, Ordnungsamt (Zimmer 5),
 Großstraße 7, 14823 Niemegk

 zu leisten.
 Die Unterstützungsunterschrift kann auch bei einer ehrenamtlichen 

Bürgermeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeister im 
Land, vor einer Notarin oder einem Notar oder einer anderen zur 
Beglaubigung von Unterschriften ermächtigten Stelle geleistet 
werden. Die hierzu von mir auf Anforderung ausgegebenen Un-
terschriftenlisten (siehe Nummer 9.2.3) sind der Wahlbehörde 
(Amt Niemegk, Großstr. 06, Niemegk spätestens bis

Mittwoch, den 03. April 2024, 16 Uhr, 
 vorzulegen.
 Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf den von 

mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen Formblättern 
für Unterschriftenlisten nach dem Vordruckmuster 6 zu § 32 Ab-
satz 4 Nummer 3 BbgKWahlV unter Beachtung folgender Vorschriften 
zu erbringen:

9.2.3 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des Wahlvor-
schlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, Amt Niemegk, Groß-
straße 07, Zimmer 6 (Einwohnermeldeamt) aufgelegt. 

 Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie Anschrift 
einer jeden und eines jeden Bewerbenden in erkennbarer 
Reihenfolge anzugeben. Daneben ist beim Wahlvorschlag einer 
Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe oder Listenver-
einigung deren Name und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese, anzugeben. 

 Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Erklärung 
zu bestätigen, dass die Bewerbenden sowie ihre Reihenfolge gemäß 
§ 33 BbgKWahlG bestimmt worden sind, oder eine Ausfertigung der 
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Niederschrift über die Bestimmung der Bewerbenden sowie ihrer 
Reihenfolge vorzulegen. Beim Wahlvorschlag einer Listenver-
einigung sind ferner auch die Namen, und, sofern vorhanden, die 
Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Gruppierungen anzugeben.

 Beim Wahlvorschlag einer oder eines Einzelbewerbenden ist die 
Bezeichnung „Einzelwahlvorschlag“ anzugeben.

 Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den 
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für die 
Unterzeichnung des Wahlvorschlags  bei einer ehrenamtlichen Bür-
germeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeister im Land, vor 
einer Notarin oder einem Notar oder bei einer anderen zur Beglaubi-
gung ermächtigten Stelle ausgeben.

9.2.4 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wählergrup-
pen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestimmung der 
Bewerbenden sowie ihrer Reihenfolge nach § 33 BbgKWahlG unter-
zeichnet werden. Vorher geleistete Unterstützungsunterschriften sind 
ungültig.

9.2.5 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvorschlag für 
die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Rabenstein/Fläming 
unterzeichnen. Hat eine Person für diese Wahl mehr als einen Wahl-
vorschlag unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für diese Wahl 
geleisteten Unterstützungsunterschriften ungültig.

9.2.6 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung gege-
ben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch die Bewer-
benden selbst ist unzulässig.

9.2.7 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der Geburt 
und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das Datum der Un-
terschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnende Person hat sich 
vor der Unterschriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme gültiger 
Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.

9.2.8 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf, kann eine Person 
ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die die Unterschriftsleis-
tung vornimmt. Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer Behin-
derung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, kann auf 
Antrag die Unterstützungsunterschrift durch Erklärung vor einer oder 
einem Beauftragten der Wahlbehörde ersetzen. Der Antrag kann bis 
Montag, den 01. April 2024, 16 Uhr, schriftlich bei der Wahlbehör-
de gestellt werden.

9.2.9 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichnerinnen 
und Unterzeichner, die die Unterstützungsunterschrift auf der von mir 
aufgelegten oder ausgegebenen Unterschriftenliste leisten, zu ver-
merken, dass sie im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unterschrifts-
leistung wahlberechtigt sind. 

10. Mängelbeseitigung
 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 04. April 2024, 12 Uhr, kön-

nen Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der Bewerbenden 
beziehen, nicht mehr behoben und fehlende Unterstützungsunter-
schriften nicht mehr beigebracht werden. Das Gleiche gilt, wenn die 
oder der Bewerbende so mangelhaft bezeichnet ist, dass ihre oder 
seine Identität nicht feststeht. Sonstige Mängel, die die Gültigkeit der 
Wahlvorschläge berühren, können bis zu der Entscheidung über die 
Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Absatz 1 BbgKWahlG) beseitigt 
werden.

11. Zulassung der Wahlvorschläge
 Der Wahlausschuss beschließt am 09.04.2024  um 18.00 Uhr im Rats-

saal des Rathauses Niemegk, Großstraße 6 in öffentlicher Sitzung 
über die Zulassung der Wahlvorschläge. Im Übrigen wird auf § 37 
BbgKWahlG sowie §§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen.

B. Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamt-
lichen Bürgermeisters der Gemeinde Rabenstein/Fläming

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 6.1, 6.3 und 6.4, 7, 8, 10 
und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde Rabenstein/
Fläming gelten für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder 
des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Rabenstein/Fläming 
mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 
1. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Vordruckmuster 5b zu § 33 

Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden. 
 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerbende oder einen Bewer-

benden enthalten.
 Jede und jeder Bewerbende darf nur auf einem Wahlvorschlag für 

die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtli-
chen Bürgermeisters benannt sein.

 Die oder der Bewerbende auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf 
nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen 
Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

2. Die Zustimmung der oder des Bewerbenden zu ihrer oder seiner 
Benennung auf dem Wahlvorschlag ist nach dem Vordruckmuster 
7b zu § 33 Absatz 2 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. 

3. Die Niederschrift über die Bestimmung der oder des Bewerbenden 
ist nach dem Vordruckmuster 9b zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgK-
WahlV zu fertigen.

4. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für die 
Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

5. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder einer oder eines 
Einzelbewerbenden, die oder der von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften nach § 70 Absatz 5 BbgKWahlG nicht befreit 
ist, sind mindestens 20 Unterstützungsunterschriften beizufügen. Im 
Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 9.1.1 bis 
9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 und 9.2.7 bis 9.2.10 sinngemäß.

C. Wahl zum Ortsbeirat der Ortsteile Buchholz, Garrey-Zixdorf, 
Groß Marzehns, Klein Marzehns, Raben und Rädigke-Neuendorf

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5, 7, 8.1, 
8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde 
Rabenstein/Fläming gelten für die Wahl zum Ortsbeirat der Ortsteile 
Buchholz, Garrey/Zixdorf, Groß Marzehns, Klein Marzehns, Raben und 
Rädigke/Neuendorf mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 
1. Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des jeweiligen Ortsteils ist 

das Gebiet dieses Ortsteils. Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.
2. Es sind insgesamt  fünf  Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3. Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerbende und einen 

Bewerbenden enthalten.
 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens 7 Bewerbende ent-

halten.
4. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 

und im jeweiligen Ortsteil ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhn-
lichen Aufenthalt haben.

5. Die in der Gemeinde Rabenstein/Fläming wahlberechtigten Mit-
glieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder 
deren Delegierte können auch die Bewerbenden sowie ihre Reihen-
folge für die Wahl zum Ortsbeirat der jeweiligen Ortsteile bestim-
men, sofern die Anzahl der im jeweiligen Ortsteil wahlberechtigten 
Mitglieder der Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe 
nicht zur Durchführung einer Mitgliederversammlung ausreicht. In 
dem Falle, dass selbst die Anzahl der in der Gemeinde Rabenstein/
Fläming wahlberechtigten Mitglieder nicht für die Durchführung ei-
ner Mitgliederversammlung ausreicht, gelten die Ausführungen zu 
Buchstabe A Nummer 8.2 entsprechend.
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6. Unterstützungsunterschriften müssen aufgrund der Einwohnergröße 
von unter 300 Einwohnern nicht beigebracht werden.

III. Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen

 Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vordrucke 
werden von mir beschafft und können bei mir angefordert werden.

Der Wahlleiter für die Gemeinden des Amtes Niemegk
Thomas Griesbach

 Wahlbekanntmachung des Wahlleiters des Amtes Niemegk

Wahlen

 – der Gemeindevertretung der Gemeinde Planetal 
 – der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder  
  des ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Planetal 
 –  des Ortsbeirates der Ortsteile Dahnsdorf, Kranepuhl, Locktow-Ziezow, 

Mörz
am 09. Juni 2024

Bekanntmachung des Wahlleiters  vom 12.01.2024

Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kommunalwahlgeset-
zes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der Brandenburgischen Kommu-
nalwahlverordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I. Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie die Wahlzeit

 Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit der allge-
meinen Kommunalwahlen 2024 vom 17. August 2023 (GVBl. II Nr. 57) 
finden die Wahlen (Hauptwahlen)
– der Gemeindevertretung der Gemeinde Planetal
– der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtli-

chen Bürgermeisters der Gemeinde Planetal
– des Ortsbeirates des Ortsteils Dahnsdorf,
– des Ortsbeirates des Ortsteils Kranepuhl, 
– des Ortsbeirates des Ortsteils Locktow-Ziezow,
– des Ortsbeirates des Ortsteils Mörz

 am Sonntag, den 09. Juni 2024 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr 
 sowie
 die etwa notwendig werdende Stichwahl

– der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bür-
germeisters der Gemeinde Planetal

 am Sonntag, den 30. Juni 2024 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr statt.

II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen

 Nachdem der Minister des Innern und für Kommunales die Wahltermine 
für die vorgenannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsverordnung 
bestimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 2 Satz 3 BbgKWahlV auf, 
die Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst frühzeitig einzurei-
chen. Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A. Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Planetal

1. Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen und Gemein-
devertreter 

 Es sind insgesamt 10 Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter 
zu wählen.

2. Wahlkreise
 Die Gemeindevertretung Planetal hat durch Beschluss das Wahlgebiet 

(905 Einwohner) in einen Wahlkreis aufgeteilt.
 Wahlkreis 1:   Ortsteil Dahnsdorf, Ortsteil Kranepuhl, Ortsteil Locktow- 

Ziezow, Ortsteil Mörz
  
3. Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereinigungen 

und Wählergruppen sowie Einzelbewerbenden eingereicht werden. 
Daneben können Parteien, politische Vereinigungen und Wählergruppen 
auch gemeinsam einen Wahlvorschlag als Listenvereinigung einrei-
chen. Sie dürfen sich jedoch bei jeder Wahl nur an einer Listenverei-
nigung beteiligen; die Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt 
einen eigenständigen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht werden. 
Sie müssen spätestens bis zum

Donnerstag, den 04. April 2024, 12 Uhr, 
 bei dem

 Wahlleiter für die Gemeinden des Amtes Niemegk
 Amt Niemegk, Großstraße 06, 14823 Niemegk

 schriftlich eingereicht werden.

4. Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
 Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschließen, ist 

dem Wahlleiter für die Gemeinden des Amtes Niemegk durch die 
für das Wahlgebiet zuständigen Organe aller am Zusammenschluss 
Beteiligten spätestens bis zum Donnerstag, den 04. April 2024, 
12 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung der an dem Zusammen-
schluss beteiligten Gruppierungen muss bei Parteien oder politischen 
Vereinigungen von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlge-
biet zuständigen Vorstands, darunter der oder dem Vorsitzenden oder 
einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, bei Wählergruppen von 
der oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe unterzeichnet 
sein.

5. Einreichung von einem wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlag
 Aufgrund des Beschlusses der Gemeindevertretung Planetal das Wahl-
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gebiet in nur einen Wahlkreis einzuteilen, können nur wahlgebietsbe-
zogene Wahlvorschläge eingereicht werden.

6. Inhalt der Wahlvorschläge
6.1 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Vordruckmuster 5a zu § 32 Ab-

satz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müssen enthalten
a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätigkeit, 

den Tag der Geburt, den Geburtsort, die Staatsangehörigkeit und 
die Anschrift eines jeden Bewerbenden in erkennbarer Reihenfolge,

b) als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung 
den vollständigen Namen der einreichenden Partei oder politischen 
Vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch 
diese; der im Wahlvorschlag angegebene Name der Partei oder po-
litischen Vereinigung muss mit dem Namen übereinstimmen, den 
diese im Lande führt,

c) als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der ein-
reichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwendet, auch diese; aus dem Namen muss hervorgehen, dass 
es sich um eine Wählergruppe handelt; der Name und die etwaige 
Kurzbezeichnung dürfen nicht den Namen von Parteien oder politi-
schen Vereinigungen oder deren Kurzbezeichnung enthalten,

d) als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen der 
Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, 
auch diese; zusätzlich sind die Namen und, sofern vorhanden, auch 
die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Parteien, politischen 
Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,

e) den Namen des Wahlgebietes.
 Der Wahlvorschlag einer oder eines Einzelbewerbenden darf nur 

die unter Buchstabe a und e bezeichneten Angaben enthalten.
6.2 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerbende oder einen 

Bewerbenden enthalten.
 Ein wahlgebietsbezogener Wahlvorschlag darf höchstens insgesamt 

15 Bewerbende enthalten.
6.3 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekommuni-

kationsanschluss der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauensperson kann auch eine 
Bewerbende oder ein Bewerbender benannt werden. Soweit gesetz-
lich nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson und die 
stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, verbindli-
che Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzuneh-
men.

6.4 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung 
muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zu-
ständigen Vorstandes, darunter der oder dem Vorsitzenden oder ei-
ner Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. Der 
Wahlvorschlag einer Wählergruppe muss von der oder dem Ver-
tretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertretungsberechtigung 
ist auf mein Verlangen nachzuweisen. Der Wahlvorschlag einer Lis-
tenvereinigung muss von jeder an ihr beteiligten Partei, politischen 
Vereinigung und Wählergruppe entsprechend unterzeichnet sein. Der 
Wahlvorschlag einer oder eines Einzelbewerbenden muss von die-
ser oder diesem unterzeichnet sein.

6.5 Wichtige Beschränkungen
 Jede und jeder Bewerbende darf nur auf einem Wahlvorschlag für die 

Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Planetal benannt sein. Die 
oder der Bewerbende auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf nicht 
Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen Wahlvor-
schlag zu dieser Wahl antritt.

7. Voraussetzungen für die Benennung als Bewerbende oder Be-
werbender

7.1 Die Benennung als Bewerbende oder Bewerbender auf einem Wahlvor-
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe oder 

Listenvereinigung ist an folgende Voraussetzungen geknüpft:
a) Die oder der Bewerbende muss gemäß § 11 BbgKWahlG wähl-

bar sein.
b) Die oder der Bewerbende muss durch eine Versammlung zur 

Aufstellung der Bewerbenden gemäß § 33 BbgKWahlG be-
stimmt worden sein (siehe Nummer 8).

c) Die oder der Bewerbende muss der Benennung auf dem Wahl-
vorschlag schriftlich zustimmen. Die Zustimmung ist nach dem 
Vordruckmuster 7a zu § 32 Absatz 5 Nummer 1 BbgKWahlV abzu-
geben. Wird der Wahlvorschlag von einer Partei eingereicht, hat 
die oder Bewerbende in der Zustimmungserklärung zudem ihre oder 
seine Parteimitgliedschaften anzugeben oder zu erklären, dass sie 
oder er parteilos ist.

 Die in Buchstabe a) und c) genannten Voraussetzungen gelten ferner 
für Einzelbewerbende.

7.2 Zur Wählbarkeit
7.2.1 Wählbarkeit von Deutschen
 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen im 

Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, die
– am 09. Juni 2024 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
 Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 BbgKWahlG 

nicht wählbar, wenn sie oder er
– infolge Richterspruch das Wahlrecht nicht besitzt,
– sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 

des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus 
befindet oder

– infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Be-
kleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

7.2.2 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern
 Wählbar sind gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG auch alle Staatsan-

gehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die
– am 09. Juni 2024 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
 Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 Absatz 3 

BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
– infolge Richterspruchs das Wahlrecht nicht besitzt,
– sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 

des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus 
befindet,

– infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die 
Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter 
nicht besitzt oder

– infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung im 
Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht besitzt.

7.3 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerbende und für jeden 
Bewerbenden eine Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem Vor-
druckmuster 8a zu § 32 Absatz 5 Nummer 2 BbgKWahlV einzureichen, 
dass die oder der vorgeschlagene Bewerbende wählbar ist.

 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich ihre Zustim-
mung zur Kandidatur erklärt haben, müssen mir mit der Bescheinigung 
nach Satz 1 zusätzlich eine Versicherung an Eides statt nach dem 
Vordruckmuster 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 BbgKWahlV über ihre 
Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, dass sie in ihrem Her-
kunftsmitgliedstaat nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind.

8. Zur Aufstellung der Bewerbenden gemäß § 33 BbgKWahlG
8.1 Die Bewerbenden einer Partei oder politischen Vereinigung 

und ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt 
ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtig-
ten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung in geheimer 
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Abstimmung bestimmt worden sein (Mitgliederversammlung). 
Dies kann auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern 
(Satz 1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu besonders gewählt 
worden sind (Delegiertenversammlung). 

8.2 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine 
Organisation hat, können die Bewerbenden sowie ihre Reihenfolge 
auch durch die im gesamten Amtsgebiet wahlberechtigten Mitglieder 
der Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte oder 
durch die für die Wahl zum Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittel-
mark  wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder politischen Verei-
nigung oder deren Delegierte bestimmt werden.

8.3 Die Bewerbenden einer Wählergruppe sowie ihre Reihenfolge 
müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammen-
tritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der 
Wählergruppe (Mitgliederversammlung) oder, wenn die Wähler-
gruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in einer Versammlung 
der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet 
wahlberechtigten Anhängerinnen und Anhänger (Anhängerin-
nen- und Anhängerversammlung) der Wählergruppe in geheimer 
Abstimmung bestimmt worden sein. Dies kann auch durch Delegierte 
geschehen, die von den Mitgliedern oder Anhängerinnen und Anhän-
gern (Satz 1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu besonders 
gewählt worden sind (Delegiertenversammlung). Die Ausführun-
gen zu Nummer 8.2 gelten für mitgliedschaftlich organisierte Wähl-
ergruppen entsprechend.

8.4 Die Bewerbenden einer Listenvereinigung sowie ihre Reihen-
folge müssen in einer gemeinsamen Mitglieder- oder Delegierten-
versammlung in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein; im 
Übrigen gelten die Bestimmungen des § 33 BbgKWahlG sinngemäß.

8.5 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerinnen und An-
hänger oder Delegierten von dem zuständigen Vorstand der Partei 
oder politischen Vereinigung oder der oder dem Vertretungsberech-
tigten der Wählergruppe mit einer mindestens dreitägigen Frist 
entweder einzeln oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

8.6 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimmberechtigte 
Teilnehmer der Versammlung ist für die geheime Wahl der Bewer-
benden sowie der Delegierten für die Delegiertenversammlung vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerbenden ist Gelegenheit zu geben, 
sich und ihr Programm der Versammlung in angemessener Zeit vor-
zustellen. In der Versammlung müssen sich mindestens drei Mit-
glieder, Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierte an der Abstim-
mung beteiligen.

8.7 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder Delegier-
tenversammlung ist eine Niederschrift nach dem Vordruckmuster 
9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen, die dem Wahl-
vorschlag beizufügen ist. Aus der Niederschrift muss die Art, der Ort 
und die Zeit der Versammlung, die Form der Einladung, die Anzahl 
der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen und Anhänger oder 
Delegierten sowie das Ergebnis der geheimen Wahl hervorgehen. 
Hierbei haben die Leiterin oder der Leiter der Versammlung und 
zwei von der Versammlung hierzu bestimmte Teilnehmerinnen 
oder Teilnehmer an Eides statt zu versichern, dass die gesetzlichen 
Mindestanforderungen an eine demokratische Aufstellung der Kandi-
datinnen und Kandidaten gemäß § 33 Absatz 5 BbgKWahlG beachtet 
worden sind.

9. Unterstützungsunterschriften
9.1 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschrif-

ten
9.1.1 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereinigungen, 

die am 21. August 2023 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im 20. Deutschen Bundestag oder im 7. Landtag Brandenburg 
durch mindestens eine im Land Brandenburg gewählte Abgeordnete 

oder durch mindestens einen im Land Brandenburg gewählten Abge-
ordneten oder im Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittelmark durch 
mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder durch mindestens einen 
Kreistagsabgeordneten oder in der Gemeindevertretung Planetal 
durch mindestens eine Gemeindevertreterin oder durch mindestens 
einen Gemeindevertreter seit der letzten Wahl ununterbrochen vertre-
ten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften 
befreit. 

9.1.2 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 21. August 2023 
aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Kreistag des Land-
kreises Potsdam-Mittelmark durch mindestens eine Kreistagsabge-
ordnete oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in 
der Gemeindevertretung Planetal durch mindestens eine Gemeinde-
vertreterin oder durch mindestens einen Gemeindevertreter seit der 
letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis 
von Unterstützungsunterschriften befreit.

9.1.3 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht für 
Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteiligten 
Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 9.1.1 oder 9.1.2 ge-
nannten Voraussetzungen für die Befreiung von diesem Erfordernis 
erfüllt.

9.1.4 Wahlvorschläge von Einzelbewerbenden, die am 21. August 
2023 aufgrund eines Einzelwahlvorschlags im Kreistag des Landkrei-
ses Potsdam-Mittelmark oder in der Gemeindevertretung Planetal 
vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften befreit. 

9.1.5 Stellt sich die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der ehrenamtliche 
Bürgermeister der Wahl zur Gemeindevertretung Planetal, so ist auch 
die Partei, politische Vereinigung oder Wählergruppe, für die sie oder 
er bei der Wahl zur Gemeindevertretung Planetal antritt, von dem 
Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit, wenn sie oder 
er aufgrund eines Wahlvorschlages dieser Partei, politischen Verei-
nigung oder Wählergruppe zur ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder 
zum ehrenamtlichen Bürgermeister der Gemeinde Planetal gewählt 
worden ist. 

9.2 Wichtige Hinweise
9.2.1 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-

ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer oder eines Einzel-
bewerbenden, die oder der nach der vorstehenden Nummer 9.1 von 
dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, 
sind mindestens 5 Unterstützungsunterschriften von im Wahlgebiet 
wahlberechtigten Personen, beizufügen.

9.2.2 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der wahlbe-
rechtigten Person ist spätestens bis zum 

Mittwoch, den 03. April 2024, 16 Uhr, 
 bei der 

 Wahlbehörde, Amt Niemegk, Ordnungsamt (Zimmer 5),
 Großstraße 7, 14823 Niemegk

 zu leisten.
 Die Unterstützungsunterschrift kann auch bei einer ehrenamtlichen 

Bürgermeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeister im 
Land, vor einer Notarin oder einem Notar oder einer anderen zur 
Beglaubigung von Unterschriften ermächtigten Stelle geleistet 
werden. Die hierzu von mir auf Anforderung ausgegebenen Un-
terschriftenlisten (siehe Nummer 9.2.3) sind der Wahlbehörde 
(Amt Niemegk, Großstr. 06, Niemegk spätestens bis

Mittwoch, den 03. April 2024, 16 Uhr, 
 vorzulegen.
 Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf den von 

mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen Formblättern 
für Unterschriftenlisten nach dem Vordruckmuster 6 zu § 32 Ab-
satz 4 Nummer 3 BbgKWahlV unter Beachtung folgender Vorschriften 
zu erbringen:
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9.2.3 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des Wahlvor-
schlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, Amt Niemegk, Groß-
straße 07, Zimmer 6 (Einwohnermeldeamt) aufgelegt. 

 Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie Anschrift 
einer jeden und eines jeden Bewerbenden in erkennbarer 
Reihenfolge anzugeben. Daneben ist beim Wahlvorschlag einer 
Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe oder Listenver-
einigung deren Name und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese, anzugeben. 

 Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Erklärung 
zu bestätigen, dass die Bewerbenden sowie ihre Reihenfolge gemäß 
§ 33 BbgKWahlG bestimmt worden sind, oder eine Ausfertigung der 
Niederschrift über die Bestimmung der Bewerbenden sowie ihrer 
Reihenfolge vorzulegen. Beim Wahlvorschlag einer Listenver-
einigung sind ferner auch die Namen, und, sofern vorhanden, die 
Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Gruppierungen anzugeben.

 Beim Wahlvorschlag einer oder eines Einzelbewerbenden ist die 
Bezeichnung „Einzelwahlvorschlag“ anzugeben.

 Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den 
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für die 
Unterzeichnung des Wahlvorschlags  bei einer ehrenamtlichen Bür-
germeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeister im Land, vor 
einer Notarin oder einem Notar oder bei einer anderen zur Beglaubi-
gung ermächtigten Stelle ausgeben.

9.2.4 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wählergrup-
pen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestimmung der 
Bewerbenden sowie ihrer Reihenfolge nach § 33 BbgKWahlG unter-
zeichnet werden. Vorher geleistete Unterstützungsunterschriften sind 
ungültig.

9.2.5 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvorschlag für 
die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Planetal unterzeich-
nen. Hat eine Person für diese Wahl mehr als einen Wahlvorschlag 
unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für diese Wahl geleisteten 
Unterstützungsunterschriften ungültig.

9.2.6 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung gege-
ben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch die Bewer-
benden selbst ist unzulässig.

9.2.7 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der Geburt 
und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das Datum der Un-
terschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnende Person hat sich 
vor der Unterschriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme gültiger 
Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.

9.2.8 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf, kann eine Person 
ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die die Unterschriftsleis-
tung vornimmt. Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer Behin-
derung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, kann auf 
Antrag die Unterstützungsunterschrift durch Erklärung vor einer oder 
einem Beauftragten der Wahlbehörde ersetzen. Der Antrag kann bis 
Montag, den 01. April 2024, 16 Uhr, schriftlich bei der Wahlbehör-
de gestellt werden.

9.2.9 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichnerinnen 
und Unterzeichner, die die Unterstützungsunterschrift auf der von mir 
aufgelegten oder ausgegebenen Unterschriftenliste leisten, zu ver-
merken, dass sie im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unterschrifts-
leistung wahlberechtigt sind. 

10. Mängelbeseitigung
 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 04. April 2024, 12 Uhr, kön-

nen Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der Bewerbenden 
beziehen, nicht mehr behoben und fehlende Unterstützungsunter-
schriften nicht mehr beigebracht werden. Das Gleiche gilt, wenn die 
oder der Bewerbende so mangelhaft bezeichnet ist, dass ihre oder 

seine Identität nicht feststeht. Sonstige Mängel, die die Gültigkeit der 
Wahlvorschläge berühren, können bis zu der Entscheidung über die 
Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Absatz 1 BbgKWahlG) beseitigt 
werden.

11. Zulassung der Wahlvorschläge
 Der Wahlausschuss beschließt am 09.04.2024  um 18.00 Uhr im 

Ratssaal des Rathauses Niemegk, Großstraße 6 in öffentlicher Sit-
zung über die Zulassung der Wahlvorschläge. Im Übrigen wird auf 
§ 37 BbgKWahlG sowie §§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen.

B. Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamt-
lichen Bürgermeisters der Gemeinde Planetal

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 6.1, 6.3 und 6.4, 7, 8, 10 
und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde Planetal gelten 
für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtli-
chen Bürgermeisters der Gemeinde Planetal mit folgenden Maßgaben 
sinngemäß: 
1. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Vordruckmuster 5b zu § 33 

Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden. 
 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerbende oder einen Bewer-

benden enthalten.
 Jede und jeder Bewerbende darf nur auf einem Wahlvorschlag für 

die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtli-
chen Bürgermeisters benannt sein.

 Die oder der Bewerbende auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf 
nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen 
Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

2. Die Zustimmung der oder des Bewerbenden zu ihrer oder seiner 
Benennung auf dem Wahlvorschlag ist nach dem Vordruckmuster 
7b zu § 33 Absatz 2 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. 

3. Die Niederschrift über die Bestimmung der oder des Bewerbenden 
ist nach dem Vordruckmuster 9b zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgK-
WahlV zu fertigen.

4. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für die 
Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

5. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder einer oder eines 
Einzelbewerbenden, die oder der von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften nach § 70 Absatz 5 BbgKWahlG nicht befreit 
ist, sind mindestens 20 Unterstützungsunterschriften beizufügen. Im 
Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 9.1.1 bis 
9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 und 9.2.7 bis 9.2.10 sinngemäß.

C. Wahl zum Ortsbeirat der Ortsteile Dahnsdorf, Kranepuhl, Lock-
tow-Ziezow, Mörz

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5, 7, 8.1, 
8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde 
Planetal gelten für die Wahl zum Ortsbeirat der Ortsteile Dahnsdorf, 
Kranepuhl, Locktow-Ziezow, Mörz mit folgenden Maßgaben sinngemäß: 
1. Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des jeweiligen Ortsteils ist 

das Gebiet dieses Ortsteils. Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.
2. Es sind insgesamt  drei  Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3. Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerbende und einen 

Bewerbenden enthalten.
 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens  4  Bewerbende 

enthalten.
4. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 

und im jeweiligen Ortsteil ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhn-
lichen Aufenthalt haben.

5. Die in der Gemeinde Planetal wahlberechtigten Mitglieder der Par-
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tei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder deren Dele-
gierte können auch die Bewerbenden sowie ihre Reihenfolge für die 
Wahl zum Ortsbeirat der jeweiligen Ortsteile bestimmen, sofern die 
Anzahl der im jeweiligen Ortsteil wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe nicht zur Durch-
führung einer Mitgliederversammlung ausreicht. In dem Falle, dass 
selbst die Anzahl der in der Gemeinde Planetal wahlberechtigten 
Mitglieder nicht für die Durchführung einer Mitgliederversammlung 
ausreicht, gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 8.2 
entsprechend.

6. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, 
einer Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer oder eines Ein-
zelbewerbenden, die oder der von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften nicht befreit ist, sind mindestens 3  Unterstüt-
zungsunterschriften beizufügen. 

 Von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften sind auch 
die Parteien, politischen Vereinigungen und Wählergruppen befreit, 
die am 21. August 2023 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im Ortsbeirat des Ortsteils Dahnsdorf durch mindestens 

ein Mitglied seit der letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind; 
Entsprechendes gilt für Einzelbewerbende, die aufgrund eines Ein-
zelwahlvorschlags im Ortsbeirat Dahnsdorf vertreten sind, sowie für 
Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteiligten 
Gruppierungen die eingangs genannte Voraussetzung erfüllt. Im 
Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 9.1.1 bis 
9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 und 9.2.7 bis 9.2.10 sinngemäß.

 Unterstützungsunterschriften müssen aufgrund der Einwohnergröße 
von unter 300 Einwohnern in den Ortsteilen Kranepuhl, Locktow-Zie-
zow und Mörz nicht beigebracht werden.

III. Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen

 Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vordrucke 
werden von mir beschafft und können bei mir angefordert werden.

Der Wahlleiter für die Gemeinden des Amtes Niemegk
Thomas Griesbach 

 Wahlbekanntmachung des Wahlleiters des Amtes Niemegk

Wahlen

 – der Gemeindevertretung der Gemeinde Mühlenfließ 
 – der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des  
  ehrenamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Mühlenfließ 
 – des Ortsbeirates der Ortsteile Haseloff-Grabow, Nichel,  
  Niederwerbig-Jeserig, Schlalach

am 09. Juni 2024

Bekanntmachung des Wahlleiters vom 12.01.2024

Gemäß §§ 26 und 64 Absatz 3 des Brandenburgischen Kommunalwahlgeset-
zes (BbgKWahlG) und § 31 Absatz 2 und 3 der Brandenburgischen Kommu-
nalwahlverordnung (BbgKWahlV) mache ich Folgendes bekannt:

I. Wahltermine für die Haupt- und Stichwahlen sowie die Wahl-
zeit

 Aufgrund der Verordnung über den Wahltag und die Wahlzeit der allge-
meinen Kommunalwahlen 2024 vom 17. August 2023 (GVBl. II Nr. 57) 
finden die Wahlen (Hauptwahlen)
– der Gemeindevertretung der Gemeinde Mühlenfließ
– der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtli-

chen Bürgermeisters der Gemeinde Mühlenfließ
– des Ortsbeirates des Ortsteils Haseloff-Grabow,
– des Ortsbeirates des Ortsteils Nichel,
– des Ortsbeirates des Ortsteils Niederwerbig-Jeserig,
– des Ortsbeirates des Ortsteils Schlalach

 am Sonntag, den 09. Juni 2024 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr 
 sowie
 die etwa notwendig werdende Stichwahl

– der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtlichen Bür-
germeisters der Gemeinde Mühlenfließ

 am Sonntag, den 30. Juni 2024 in der Zeit von 8 bis 18 Uhr statt.

II. Aufforderung zur Einreichung von Wahlvorschlägen

 Nachdem der Minister des Innern und für Kommunales die Wahltermine 
für die vorgenannten Haupt- und Stichwahlen durch Rechtsverordnung 
bestimmt hat, fordere ich gemäß § 31 Absatz 2 Satz 3 BbgKWahlV auf, 
die Wahlvorschläge für diese Wahlen möglichst frühzeitig einzurei-
chen. Ergänzend hierzu weise ich auf Folgendes hin:

A. Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Mühlenfließ

1. Anzahl der zu wählenden Gemeindevertreterinnen und Gemein-
devertreter 

 Es sind insgesamt 10 Gemeindevertreterinnen und Gemeindevertreter 
zu wählen.

2. Wahlkreise
 Die Gemeindevertretung Mühlenfließ hat durch Beschluss das Wahlge-

biet (937 Einwohner) in einen Wahlkreis aufgeteilt.
  Wahlkreis 1:   Ortsteil Haseloff-Grabow, Ortsteil Nichel, Ortsteil Nie-

derwerbig-Jeserig; Ortsteil Schlalach

3. Wahlvorschlagsrecht und Einreichungsfrist
3.1 Wahlvorschläge können von Parteien, politischen Vereinigungen 

und Wählergruppen sowie Einzelbewerbenden eingereicht werden. 
Daneben können Parteien, politische Vereinigungen und Wählergruppen 
auch gemeinsam einen Wahlvorschlag als Listenvereinigung einrei-
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chen. Sie dürfen sich jedoch bei jeder Wahl nur an einer Listenverei-
nigung beteiligen; die Beteiligung an einer Listenvereinigung schließt 
einen eigenständigen Wahlvorschlag für dieselbe Wahl aus.

3.2 Die Wahlvorschläge sollten möglichst frühzeitig eingereicht werden. 
Sie müssen spätestens bis zum

Donnerstag, den 04. April 2024, 12 Uhr, 
 bei dem

 Wahlleiter für die Gemeinden des Amtes Niemegk
 Amt Niemegk, Großstraße 06, 14823 Niemegk

 schriftlich eingereicht werden.

4. Besondere Anzeigepflicht für Listenvereinigungen
 Die Absicht, sich zu einer Listenvereinigung zusammenzuschließen, ist 

dem Wahlleiter für die Gemeinden des Amtes Niemegk durch die 
für das Wahlgebiet zuständigen Organe aller am Zusammenschluss 
Beteiligten spätestens bis zum Donnerstag, den 04. April 2024, 
12 Uhr, schriftlich anzuzeigen. Die Erklärung der an dem Zusammen-
schluss beteiligten Gruppierungen muss bei Parteien oder politischen 
Vereinigungen von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlge-
biet zuständigen Vorstands, darunter der oder dem Vorsitzenden oder 
einer Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, bei Wählergruppen von 
der oder dem Vertretungsberechtigten der Wählergruppe unterzeichnet 
sein.

5. Einreichung von einem wahlgebietsbezogenen Wahlvorschlag
 Aufgrund des Beschlusses der Gemeindevertretung Mühlenfließ das 

Wahlgebiet in nur einen Wahlkreis einzuteilen, können nur wahlge-
bietsbezogene Wahlvorschläge eingereicht werden.

6. Inhalt der Wahlvorschläge
6.1 Die Wahlvorschläge sollen nach dem Vordruckmuster 5a zu § 32 Ab-

satz 1 Satz 1 BbgKWahlV eingereicht werden. Sie müssen enthalten
a) den Familiennamen, die Vornamen, den Beruf oder die Tätigkeit, 

den Tag der Geburt, den Geburtsort, die Staatsangehörigkeit und 
die Anschrift eines jeden Bewerbenden in erkennbarer Reihenfolge,

b) als Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung 
den vollständigen Namen der einreichenden Partei oder politischen 
Vereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, auch 
diese; der im Wahlvorschlag angegebene Name der Partei oder po-
litischen Vereinigung muss mit dem Namen übereinstimmen, den 
diese im Lande führt,

c) als Wahlvorschlag einer Wählergruppe den Namen der ein-
reichenden Wählergruppe und, sofern sie eine Kurzbezeichnung 
verwendet, auch diese; aus dem Namen muss hervorgehen, dass 
es sich um eine Wählergruppe handelt; der Name und die etwaige 
Kurzbezeichnung dürfen nicht den Namen von Parteien oder politi-
schen Vereinigungen oder deren Kurzbezeichnung enthalten,

d) als Wahlvorschlag einer Listenvereinigung den Namen der 
Listenvereinigung und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwendet, 
auch diese; zusätzlich sind die Namen und, sofern vorhanden, auch 
die Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Parteien, politischen 
Vereinigungen und Wählergruppen anzugeben,

e) den Namen des Wahlgebietes.
 Der Wahlvorschlag einer oder eines Einzelbewerbenden darf nur 

die unter Buchstabe a und e bezeichneten Angaben enthalten.
6.2 Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerbende oder einen 

Bewerbenden enthalten.
 Ein wahlgebietsbezogener Wahlvorschlag darf höchstens insgesamt 

15 Bewerbende enthalten.
6.3 Daneben soll der Wahlvorschlag Namen, Anschrift und Telekommuni-

kationsanschluss der Vertrauensperson und der stellvertretenden 
Vertrauensperson enthalten. Als Vertrauensperson kann auch eine 
Bewerbende oder ein Bewerbender benannt werden. Soweit gesetz-

lich nichts anderes bestimmt ist, sind nur die Vertrauensperson und die 
stellvertretende Vertrauensperson, jede für sich, berechtigt, verbindliche 
Erklärungen zum Wahlvorschlag abzugeben und entgegenzunehmen.

6.4 Der Wahlvorschlag einer Partei oder politischen Vereinigung 
muss von mindestens zwei Mitgliedern des für das Wahlgebiet zu-
ständigen Vorstandes, darunter der oder dem Vorsitzenden oder ei-
ner Stellvertreterin oder einem Stellvertreter, unterzeichnet sein. Der 
Wahlvorschlag einer Wählergruppe muss von der oder dem Ver-
tretungsberechtigten unterzeichnet sein. Die Vertretungsberechtigung 
ist auf mein Verlangen nachzuweisen. Der Wahlvorschlag einer Lis-
tenvereinigung muss von jeder an ihr beteiligten Partei, politischen 
Vereinigung und Wählergruppe entsprechend unterzeichnet sein. Der 
Wahlvorschlag einer oder eines Einzelbewerbenden muss von die-
ser oder diesem unterzeichnet sein.

6.5 Wichtige Beschränkungen
 Jede und jeder Bewerbende darf nur auf einem Wahlvorschlag für die 

Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Mühlenfließ benannt sein. 
Die oder der Bewerbende auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf 
nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen Wahl-
vorschlag zu dieser Wahl antritt.

7. Voraussetzungen für die Benennung als Bewerbende oder Be-
werbender

7.1 Die Benennung als Bewerbende oder Bewerbender auf einem Wahlvor-
schlag einer Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe oder 
Listenvereinigung ist an folgende Voraussetzungen geknüpft:
a) Die oder der Bewerbende muss gemäß § 11 BbgKWahlG wähl-

bar sein.
b) Die oder der Bewerbende muss durch eine Versammlung zur 

Aufstellung der Bewerbenden gemäß § 33 BbgKWahlG be-
stimmt worden sein (siehe Nummer 8).

c) Die oder der Bewerbende muss der Benennung auf dem Wahl-
vorschlag schriftlich zustimmen. Die Zustimmung ist nach dem 
Vordruckmuster 7a zu § 32 Absatz 5 Nummer 1 BbgKWahlV abzu-
geben. Wird der Wahlvorschlag von einer Partei eingereicht, hat 
die oder Bewerbende in der Zustimmungserklärung zudem ihre oder 
seine Parteimitgliedschaften anzugeben oder zu erklären, dass sie 
oder er parteilos ist.

 Die in Buchstabe a) und c) genannten Voraussetzungen gelten ferner 
für Einzelbewerbende.

7.2 Zur Wählbarkeit
7.2.1 Wählbarkeit von Deutschen
 Gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG sind wählbar alle Deutschen im 

Sinne des Artikels 116 Absatz 1 des Grundgesetzes, die
– am 09. Juni 2024 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
 Eine Deutsche oder ein Deutscher ist nach § 11 Absatz 2 BbgKWahlG 

nicht wählbar, wenn sie oder er
– infolge Richterspruch das Wahlrecht nicht besitzt,
– sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 

des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus 
befindet oder

– infolge Richterspruchs die Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Be-
kleidung öffentlicher Ämter nicht besitzt.

7.2.2 Wählbarkeit von Unionsbürgerinnen und Unionsbürgern
 Wählbar sind gemäß § 11 Absatz 1 BbgKWahlG auch alle Staatsan-

gehörigen anderer Mitgliedstaaten der Europäischen Union, die
– am 09. Juni 2024 das 18. Lebensjahr vollendet haben und
– seit mindestens drei Monaten im Wahlgebiet ihren ständigen 

Wohnsitz oder gewöhnlichen Aufenthalt haben.
 Eine Unionsbürgerin oder ein Unionsbürger ist nach § 11 Absatz 3 

BbgKWahlG nicht wählbar, wenn sie oder er
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– infolge Richterspruchs das Wahlrecht nicht besitzt,
– sich aufgrund einer Anordnung nach § 63 in Verbindung mit § 20 

des Strafgesetzbuches in einem psychiatrischen Krankenhaus 
befindet,

– infolge Richterspruchs in der Bundesrepublik Deutschland die 
Wählbarkeit oder die Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Ämter 
nicht besitzt oder

– infolge einer zivil- oder strafrechtlichen Einzelfallentscheidung im 
Herkunftsmitgliedstaat die Wählbarkeit nicht besitzt.

7.3 Mit dem Wahlvorschlag ist mir für jede Bewerbende und für jeden 
Bewerbenden eine Bescheinigung der Wahlbehörde nach dem Vor-
druckmuster 8a zu § 32 Absatz 5 Nummer 2 BbgKWahlV einzureichen, 
dass die oder der vorgeschlagene Bewerbende wählbar ist.

 Unionsbürgerinnen und Unionsbürger, die schriftlich ihre Zustim-
mung zur Kandidatur erklärt haben, müssen mir mit der Bescheinigung 
nach Satz 1 zusätzlich eine Versicherung an Eides statt nach dem 
Vordruckmuster 8c zu § 32 Absatz 5 Nummer 3 BbgKWahlV über ihre 
Staatsangehörigkeit und darüber vorlegen, dass sie in ihrem Her-
kunftsmitgliedstaat nicht von der Wählbarkeit ausgeschlossen sind.

8. Zur Aufstellung der Bewerbenden gemäß § 33 BbgKWahlG
8.1 Die Bewerbenden einer Partei oder politischen Vereinigung 

und ihre Reihenfolge müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt 
ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtig-
ten Mitglieder der Partei oder politischen Vereinigung in geheimer 
Abstimmung bestimmt worden sein (Mitgliederversammlung). 
Dies kann auch durch Delegierte geschehen, die von den Mitgliedern 
(Satz 1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu besonders gewählt 
worden sind (Delegiertenversammlung). 

8.2 Wenn die Partei oder politische Vereinigung im Wahlgebiet keine 
Organisation hat, können die Bewerbenden sowie ihre Reihenfolge 
auch durch die im gesamten Amtsgebiet wahlberechtigten Mitglieder 
der Partei oder politischen Vereinigung oder deren Delegierte oder 
durch die für die Wahl zum Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittel-
mark  wahlberechtigten Mitglieder der Partei oder politischen Verei-
nigung oder deren Delegierte bestimmt werden.

8.3 Die Bewerbenden einer Wählergruppe sowie ihre Reihenfolge 
müssen in einer Versammlung der zum Zeitpunkt ihres Zusammen-
tritts im gesamten Wahlgebiet wahlberechtigten Mitglieder der 
Wählergruppe (Mitgliederversammlung) oder, wenn die Wähler-
gruppe nicht mitgliedschaftlich organisiert ist, in einer Versammlung 
der zum Zeitpunkt ihres Zusammentritts im gesamten Wahlgebiet 
wahlberechtigten Anhängerinnen und Anhänger (Anhängerin-
nen- und Anhängerversammlung) der Wählergruppe in geheimer 
Abstimmung bestimmt worden sein. Dies kann auch durch Delegierte 
geschehen, die von den Mitgliedern oder Anhängerinnen und Anhän-
gern (Satz 1) aus ihrer Mitte in geheimer Wahl hierzu besonders 
gewählt worden sind (Delegiertenversammlung). Die Ausführun-
gen zu Nummer 8.2 gelten für mitgliedschaftlich organisierte Wähl-
ergruppen entsprechend.

8.4 Die Bewerbenden einer Listenvereinigung sowie ihre Reihen-
folge müssen in einer gemeinsamen Mitglieder- oder Delegierten-
versammlung in geheimer Abstimmung bestimmt worden sein; im 
Übrigen gelten die Bestimmungen des § 33 BbgKWahlG sinngemäß.

8.5 Zu den Versammlungen sind die Mitglieder, Anhängerinnen und An-
hänger oder Delegierten von dem zuständigen Vorstand der Partei 
oder politischen Vereinigung oder der oder dem Vertretungsberech-
tigten der Wählergruppe mit einer mindestens dreitägigen Frist 
entweder einzeln oder durch öffentliche Ankündigung zu laden.

8.6 Jede stimmberechtigte Teilnehmerin und jeder stimmberechtigte 
Teilnehmer der Versammlung ist für die geheime Wahl der Bewer-
benden sowie der Delegierten für die Delegiertenversammlung vor-
schlagsberechtigt. Den Bewerbenden ist Gelegenheit zu geben, 

sich und ihr Programm der Versammlung in angemessener Zeit vor-
zustellen. In der Versammlung müssen sich mindestens drei Mit-
glieder, Anhängerinnen und Anhänger oder Delegierte an der Abstim-
mung beteiligen.

8.7 Über die Mitglieder-, Anhängerinnen- und Anhänger- oder Delegier-
tenversammlung ist eine Niederschrift nach dem Vordruckmuster 
9a zu § 32 Absatz 5 Nummer 4 BbgKWahlV zu fertigen, die dem Wahl-
vorschlag beizufügen ist. Aus der Niederschrift muss die Art, der Ort 
und die Zeit der Versammlung, die Form der Einladung, die Anzahl 
der erschienenen Mitglieder, Anhängerinnen und Anhänger oder 
Delegierten sowie das Ergebnis der geheimen Wahl hervorgehen. 
Hierbei haben die Leiterin oder der Leiter der Versammlung und 
zwei von der Versammlung hierzu bestimmte Teilnehmerinnen 
oder Teilnehmer an Eides statt zu versichern, dass die gesetzlichen 
Mindestanforderungen an eine demokratische Aufstellung der Kandi-
datinnen und Kandidaten gemäß § 33 Absatz 5 BbgKWahlG beachtet 
worden sind.

9. Unterstützungsunterschriften
9.1 Befreiung von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschrif-

ten
9.1.1 Wahlvorschläge von Parteien und politischen Vereinigungen, 

die am 21. August 2023 aufgrund eines zurechenbaren Wahlvor-
schlags im 20. Deutschen Bundestag oder im 7. Landtag Brandenburg 
durch mindestens eine im Land Brandenburg gewählte Abgeordnete 
oder durch mindestens einen im Land Brandenburg gewählten Abge-
ordneten oder im Kreistag des Landkreises Potsdam-Mittelmark durch 
mindestens eine Kreistagsabgeordnete oder durch mindestens einen 
Kreistagsabgeordneten oder in der Gemeindevertretung Mühlenfließ 
durch mindestens eine Gemeindevertreterin oder durch mindestens 
einen Gemeindevertreter seit der letzten Wahl ununterbrochen vertre-
ten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften 
befreit. 

9.1.2 Wahlvorschläge von Wählergruppen, die am 21. August 2023 
aufgrund eines zurechenbaren Wahlvorschlags im Kreistag des Land-
kreises Potsdam-Mittelmark durch mindestens eine Kreistagsabge-
ordnete oder durch mindestens einen Kreistagsabgeordneten oder in 
der Gemeindevertretung Mühlenfließ durch mindestens eine Gemein-
devertreterin oder durch mindestens einen Gemeindevertreter seit der 
letzten Wahl ununterbrochen vertreten sind, sind von dem Erfordernis 
von Unterstützungsunterschriften befreit.

9.1.3 Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt ferner nicht für 
Listenvereinigungen, wenn mindestens eine der an ihr beteiligten 
Gruppierungen wenigstens eine der in Nummer 9.1.1 oder 9.1.2 ge-
nannten Voraussetzungen für die Befreiung von diesem Erfordernis 
erfüllt.

9.1.4 Wahlvorschläge von Einzelbewerbenden, die am 21. August 
2023 aufgrund eines Einzelwahlvorschlags im Kreistag des Landkrei-
ses Potsdam-Mittelmark oder in der Gemeindevertretung Mühlenfließ 
vertreten sind, sind von dem Erfordernis von Unterstützungsunter-
schriften befreit. 

9.1.5 Stellt sich die ehrenamtliche Bürgermeisterin oder der ehrenamtliche 
Bürgermeister der Wahl zur Gemeindevertretung Mühlenfließ, so ist 
auch die Partei, politische Vereinigung oder Wählergruppe, für die 
sie oder er bei der Wahl zur Gemeindevertretung Mühlenfließ antritt, 
von dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften befreit, wenn 
sie oder er aufgrund eines Wahlvorschlages dieser Partei, politischen 
Vereinigung oder Wählergruppe zur ehrenamtlichen Bürgermeisterin 
oder zum ehrenamtlichen Bürgermeister der Gemeinde Mühlenfließ 
gewählt worden ist. 

9.2 Wichtige Hinweise
9.2.1 Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-

ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung, einer oder eines Einzel-



| 56 | 9. Februar 2024 | Nr. 2 | Woche 6 AmtsblAtt

– Amtlicher Teil: Amtliche Bekanntmachungen für das Amt Niemegk –

bewerbenden, die oder der nach der vorstehenden Nummer 9.1 von 
dem Erfordernis von Unterstützungsunterschriften nicht befreit ist, 
sind mindestens 5 Unterstützungsunterschriften von im Wahlgebiet 
wahlberechtigten Personen, beizufügen.

9.2.2 Die persönliche, überprüfbare Unterstützungsunterschrift der wahlbe-
rechtigten Person ist spätestens bis zum

Mittwoch, den 03. April 2024, 16 Uhr, 
 bei der

 Wahlbehörde, Amt Niemegk, Ordnungsamt (Zimmer 5),
 Großstraße 7, 14823 Niemegk

 zu leisten.
 Die Unterstützungsunterschrift kann auch bei einer ehrenamtlichen 

Bürgermeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeister im 
Land, vor einer Notarin oder einem Notar oder einer anderen zur 
Beglaubigung von Unterschriften ermächtigten Stelle geleistet 
werden. Die hierzu von mir auf Anforderung ausgegebenen Un-
terschriftenlisten (siehe Nummer 9.2.3) sind der Wahlbehörde 
(Amt Niemegk, Großstr. 06, Niemegk spätestens bis

Mittwoch, den 03. April 2024, 16 Uhr, 
 vorzulegen.
 Die erforderlichen Unterstützungsunterschriften sind auf den von 

mir aufgelegten oder ausgegebenen amtlichen Formblättern 
für Unterschriftenlisten nach dem Vordruckmuster 6 zu § 32 Ab-
satz 4 Nummer 3 BbgKWahlV unter Beachtung folgender Vorschriften 
zu erbringen:

9.2.3 Die Formblätter werden von mir auf Anforderung des Wahlvor-
schlagsträgers sofort bei der Wahlbehörde, Amt Niemegk, Groß-
straße 07, Zimmer 6 (Einwohnermeldeamt) aufgelegt. 

 Bei der Anforderung sind Familien- und Vornamen sowie Anschrift 
einer jeden und eines jeden Bewerbenden in erkennbarer 
Reihenfolge anzugeben. Daneben ist beim Wahlvorschlag einer 
Partei, politischen Vereinigung, Wählergruppe oder Listenver-
einigung deren Name und, sofern sie eine Kurzbezeichnung verwen-
det, auch diese, anzugeben. 

 Außerdem hat der Wahlvorschlagsträger durch schriftliche Erklärung 
zu bestätigen, dass die Bewerbenden sowie ihre Reihenfolge gemäß 
§ 33 BbgKWahlG bestimmt worden sind, oder eine Ausfertigung der 
Niederschrift über die Bestimmung der Bewerbenden sowie ihrer 
Reihenfolge vorzulegen. Beim Wahlvorschlag einer Listenver-
einigung sind ferner auch die Namen, und, sofern vorhanden, die 
Kurzbezeichnungen der an ihr beteiligten Gruppierungen anzugeben.

 Beim Wahlvorschlag einer oder eines Einzelbewerbenden ist die 
Bezeichnung „Einzelwahlvorschlag“ anzugeben.

 Auf Anforderung des Wahlvorschlagsträgers werde ich unter den 
vorgenannten Voraussetzungen auch amtliche Formblätter für die 
Unterzeichnung des Wahlvorschlags  bei einer ehrenamtlichen Bür-
germeisterin oder einem ehrenamtlichen Bürgermeister im Land, vor 
einer Notarin oder einem Notar oder bei einer anderen zur Beglaubi-
gung ermächtigten Stelle ausgeben.

9.2.4 Wahlvorschläge von Parteien, politischen Vereinigungen, Wählergrup-
pen oder Listenvereinigungen dürfen erst nach der Bestimmung der 
Bewerbenden sowie ihrer Reihenfolge nach § 33 BbgKWahlG unter-
zeichnet werden. Vorher geleistete Unterstützungsunterschriften sind 
ungültig.

9.2.5 Eine wahlberechtigte Person darf nur jeweils einen Wahlvorschlag 
für die Wahl zur Gemeindevertretung der Gemeinde Mühlenfließ un-
terzeichnen. Hat eine Person für diese Wahl mehr als einen Wahl-
vorschlag unterzeichnet, so sind sämtliche von ihr für diese Wahl 
geleisteten Unterstützungsunterschriften ungültig.

9.2.6 Die Wahlberechtigung muss zum Zeitpunkt der Unterzeichnung gege-
ben sein. Die Unterzeichnung des Wahlvorschlags durch die Bewer-
benden selbst ist unzulässig.

9.2.7 Neben der Unterschrift sind Familien- und Vornamen, Tag der Geburt 

und Anschrift der unterzeichnenden Person sowie das Datum der Un-
terschriftsleistung anzugeben. Die unterzeichnende Person hat sich 
vor der Unterschriftsleistung auszuweisen. Die Zurücknahme gültiger 
Unterstützungsunterschriften ist wirkungslos.

9.2.8 Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer körperlichen Behinde-
rung einer Hilfe bei der Unterschriftsleistung bedarf, kann eine Person 
ihres Vertrauens (Hilfsperson) bestimmen, die die Unterschriftsleis-
tung vornimmt. Eine wahlberechtigte Person, die wegen einer Behin-
derung nicht in der Lage ist, die Wahlbehörde aufzusuchen, kann auf 
Antrag die Unterstützungsunterschrift durch Erklärung vor einer oder 
einem Beauftragten der Wahlbehörde ersetzen. Der Antrag kann bis 
Montag, den 01. April 2024, 16 Uhr, schriftlich bei der Wahlbehör-
de gestellt werden.

9.2.9 Die Wahlbehörde hat für alle wahlberechtigten Unterzeichnerinnen 
und Unterzeichner, die die Unterstützungsunterschrift auf der von mir 
aufgelegten oder ausgegebenen Unterschriftenliste leisten, zu ver-
merken, dass sie im Wahlgebiet zum Zeitpunkt ihrer Unterschrifts-
leistung wahlberechtigt sind. 

10. Mängelbeseitigung
 Nach Ablauf der Einreichungsfrist am 04. April 2024, 12 Uhr, kön-

nen Mängel, die sich auf die Zahl und Reihenfolge der Bewerbenden 
beziehen, nicht mehr behoben und fehlende Unterstützungsunter-
schriften nicht mehr beigebracht werden. Das Gleiche gilt, wenn die 
oder der Bewerbende so mangelhaft bezeichnet ist, dass ihre oder 
seine Identität nicht feststeht. Sonstige Mängel, die die Gültigkeit der 
Wahlvorschläge berühren, können bis zu der Entscheidung über die 
Zulassung der Wahlvorschläge (§ 37 Absatz 1 BbgKWahlG) beseitigt 
werden.

11. Zulassung der Wahlvorschläge
 Der Wahlausschuss beschließt am 09.04.2024  um 18.00 Uhr im Rats-

saal des Rathauses Niemegk, Großstraße 6 in öffentlicher Sitzung 
über die Zulassung der Wahlvorschläge. Im Übrigen wird auf § 37 
BbgKWahlG sowie §§ 38 und 39 BbgKWahlV verwiesen.

B. Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamt-
lichen Bürgermeisters der Gemeinde Mühlenfließ

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 6.1, 6.3 und 6.4, 7, 8, 10 
und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemeinde Mühlenfließ 
gelten für die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des eh-
renamtlichen Bürgermeisters der Gemeinde Mühlenfließ mit folgenden 
Maßgaben sinngemäß: 
1. Die Wahlvorschläge sollen nach dem Vordruckmuster 5b zu § 33 

Absatz 1 Satz 1 BbgKWahlV bei mir eingereicht werden. 
 Jeder Wahlvorschlag darf nur eine Bewerbende oder einen Bewer-

benden enthalten.
 Jede und jeder Bewerbende darf nur auf einem Wahlvorschlag für 

die Wahl der ehrenamtlichen Bürgermeisterin oder des ehrenamtli-
chen Bürgermeisters benannt sein.

 Die oder der Bewerbende auf dem Wahlvorschlag einer Partei darf 
nicht Mitglied einer anderen Partei sein, die mit einem eigenen 
Wahlvorschlag zu dieser Wahl antritt.

2. Die Zustimmung der oder des Bewerbenden zu ihrer oder seiner 
Benennung auf dem Wahlvorschlag ist nach dem Vordruckmuster 
7b zu § 33 Absatz 2 Nummer 1 BbgKWahlV abzugeben. 

3. Die Niederschrift über die Bestimmung der oder des Bewerbenden 
ist nach dem Vordruckmuster 9b zu § 33 Absatz 2 Nummer 4 BbgK-
WahlV zu fertigen.

4. Das Erfordernis von Unterstützungsunterschriften gilt nicht für die 
Amtsinhaberin oder den Amtsinhaber.

5. Dem Wahlvorschlag einer Partei, einer politischen Vereinigung, ei-
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ner Wählergruppe, einer Listenvereinigung oder einer oder eines 
Einzelbewerbenden, die oder der von dem Erfordernis von Unterstüt-
zungsunterschriften nach § 70 Absatz 5 BbgKWahlG nicht befreit 
ist, sind mindestens 20 Unterstützungsunterschriften beizufügen. Im 
Übrigen gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 9.1.1 bis 
9.1.4, 9.2.2 bis 9.2.5 und 9.2.7 bis 9.2.10 sinngemäß.

C. Wahl zum Ortsbeirat der Ortsteile Haseloff-Grabow, Nichel, Nie-
derwerbig-Jeserig, Schlalach

 Die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 3, 4, 6.1, 6.3 bis 6.5, 7, 8.1, 
8.3 bis 8.7, 10 und 11 zur Wahl der Gemeindevertretung der Gemein-
de Mühlenfließ gelten für die Wahl zum Ortsbeirat der Ortsteile Ha-
seloff-Grabow, Nichel, Niederwerbig-Jeserig, Schlalach mit folgenden 
Maßgaben sinngemäß: 
1. Wahlgebiet für die Wahl zum Ortsbeirat des jeweiligen Ortsteils ist 

das Gebiet dieses Ortsteils. Das Wahlgebiet bildet einen Wahlkreis.
2. Es sind insgesamt  drei  Mitglieder des Ortsbeirats zu wählen.
3. Jeder Wahlvorschlag muss mindestens eine Bewerbende und einen 

Bewerbenden enthalten.
 Jeder Wahlvorschlag darf insgesamt höchstens  4  Bewerbende 

enthalten.
4. Wählbar sind alle Personen, die nach § 11 BbgKWahlG wählbar sind 

und im jeweiligen Ortsteil ihren ständigen Wohnsitz oder gewöhn-

lichen Aufenthalt haben.
5. Die in der Gemeinde Mühlenfließ wahlberechtigten Mitglieder der 

Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe oder deren Dele-
gierte können auch die Bewerbenden sowie ihre Reihenfolge für die 
Wahl zum Ortsbeirat der jeweiligen Ortsteile bestimmen, sofern die 
Anzahl der im jeweiligen Ortsteil wahlberechtigten Mitglieder der 
Partei, politischen Vereinigung oder Wählergruppe nicht zur Durch-
führung einer Mitgliederversammlung ausreicht. In dem Falle, dass 
selbst die Anzahl der in der Gemeinde Mühlenfließ wahlberechtig-
ten Mitglieder nicht für die Durchführung einer Mitgliederversamm-
lung ausreicht, gelten die Ausführungen zu Buchstabe A Nummer 
8.2 entsprechend.

6. Unterstützungsunterschriften müssen aufgrund der Einwohnergröße 
von unter 300 Einwohnern nicht beigebracht werden.

III. Vordrucke für die Einreichung von Wahlvorschlägen

 Die für die Einreichung von Wahlvorschlägen erforderlichen Vordrucke 
werden von mir beschafft und können bei mir angefordert werden.

Der Wahlleiter für die Gemeinden des Amtes Niemegk
Thomas Griesbach

Kommunalwahl 2024

Ohne Wahlhelfer keine Wahl!

Ohne Kandidaten keine Gemeindevertretung, kein Ortsbeirat!

Sehr geehrte Damen und Herren,
am 09.06.2024 findet im Land Brandenburg die Kommunalwahl statt. 
An diesem Tag werden 

– der Kreistag, 
– die Stadtverordnetenversammlungen/Gemeindevertretungen, 
– die Ortsbeiräte sowie 
– die ehrenamtlichen Bürgermeister gewählt.

Wichtig für diesen Tag ist eine ausreichende Anzahl von Bewerbern, die sich 
für dieses verantwortungsvolle Ehrenamt zur Verfügung stellen. 

Haben wir Ihr Interesse geweckt und Sie möchten kandidieren? Sie benöti-
gen aber noch Informationen zu Wahlvordrucken, dann unterstützen wir Sie 
auf diesem Weg.

Die Wahlbehörde des Amtes Niemegk führt dazu eine 
Informationsveranstaltung für Bewerber
am Dienstag, den 27.02.2024 um 18.30 Uhr

durch.

Hierbei werden alle Schritte erläutert, die notwendig sind, um eine reibungs-
lose Kandidatur zu ermöglichen.
Diese Veranstaltung findet im Schulungsraum der Feuerwehr Niemegk, Müh-
lenstraße 2, 14823 Niemegk (Eingang links, 2. OG) statt.

Eine Anmeldung ist nicht erforderlich.

Niemegk, den 23.01.2024

Griesbach
Wahlleiter
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Kommunalwahl 2024

Ohne Wahlhelfer keine Wahl!

Ohne Kandidaten keine Gemeindevertretung, kein Ortsbeirat!

Im Jahr 2024 finden die Europawahl, die Kommunalwahl und die Landtags-
wahl statt. 

Wahlhelfende können also gleich drei wichtige Wahlen unterstützen!

In Vorbereitung auf die Europa- und Kommunalwahl am 09.06.2024 und der 
Landtagswahl am 22.09.2024 werden ehrenamtliche Wahlhelfer (Wahlvor-
steher, Stellvertreter und Beisitzer) gesucht, die bei der Organisation und 
Durchführung des Ereignisses behilflich sind.

Als Wahlhelfer müssen Sie wahlberechtigt sein. Das heißt: Für die Europa- 
und Kommunalwahl heißt das, dass Sie am Wahltag das 16. Lebensjahr 
vollendet und die deutsche Staatsangehörigkeit haben oder EU-Bürger sind. 
Für die Landtagswahl müssen Sie ebenfalls am Wahltag das 16. Lebensjahr 
vollendet haben und Sie müssen die deutsche Staatsangehörigkeit besit-
zen. Wahlbewerbende sowie ihre Vertrauenspersonen dürfen nicht in einem 
Wahlvorstand arbeiten.

Für die Übernahme der ehrenamtlichen Tätigkeit als Wahlhelfer erhalten Sie, 
gestaffelt nach der Funktion und pro Wahl, eine Aufwandsentschädigung 
von mindestens 40,00 Euro. Am 09.06.2024 finden 2 Wahlen statt, somit 
verdoppelt sich dieser Betrag. Sie haben Interesse uns als ehrenamtliche 
Wahlhelfende zu unterstützen? Dann melden Sie sich bei Ihrem Ortsvorste-
her, schreiben Sie uns gleich eine kurze Mail: wahlen@amt-niemegk.de oder 
benutzen Sie dieses Formular: 

https://forms.office.com/e/nWPLxYT5Mv

— Ende der amtlichen Bekanntmachungen —
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Gütesiegel Kinderschutz an DLRG  
Ortsgruppe Borkheide überreicht

Im Rahmen des Neujahrsemp-
fanges der DLRG Ortsgruppe 
Borkheide e. V. überreichte 
Holger Jurich vom Kreissport-
bund Potsdam-Mittelmark der 
Kinderschutzbeauftragten des 
Vereins, Ute Michel, das 
„Gütesiegel Kinderschutz“.  
Der Vorsitzende Hendrik 
Kiesewalter nahm die Urkunde 
für das Gütesiegel entgegen.
Damit ist die DLRG Ortsgruppe 
Borkheide nunmehr der 

31. Sportverein in Potsdam- 
Mittelmark, der alle Kriterien 
erfüllt und sich engagiert dem 
Thema Kinderschutz im 
Sportverein widmet.

Neben einem Ansprechpartner 
für Kinderschutz haben sich 
alle Übungsleiter und Trainer 
das erweiterte Führungszeug-
nis ausstellen lassen und den 
DOSB-Verhaltenskodex unter-
zeichnet.

Das mobile Senioren-Café ...
wird durch die Förderung „Pakt 
für Pflege“ der Brandenburger 
Landesregierung und einer 
Zusammenarbeit mit 
der Stadt Treuenbriet-
zen zu uns in die 
Gemeinden kommen.
Ziel dieser Aktion ist es, 
dass Menschen mit 
Pflegebedarf und deren 
Angehörige in unserem 
ländlichen Raum weiterhin am 
gemeinschaftlichen Leben 
teilnehmen können. Das Projekt 
findet direkt vor Ort statt. Es 
wird diverse Angebote und 
Informationen geben und es 
sollen Beratungsstrukturen 
bekannt gemacht werden. 
Das Projekt läuft seit 2023 in 
Treuenbrietzen und erfreut sich 
reger Beliebtheit. Die Treffen 
standen und stehen immer 
unter selbst bestimmten 
Themen. Neben Kaffee und 
Kuchen wurde gebastelt, 
gewürfelt oder Karten gespielt, 
eine Übungsstunde zur Sturz-
prophylaxe durchgeführt. Da 
die Teilnehmer ihre Interessen 
an unterschiedlichen Veranstal-
tungen bekundeten, konnten 
für 2024 Dozenten u. a. zum 
Thema Vorsorgevollmacht, 
Patienten- und Betreuungsver-
fügung gewonnen werden. Es 
gab Veranstaltung für Senioren 
in den Kammerspielen Treuen-
brietzen, Buchlesungen und 
vieles mehr.  
Im Amtsgebiet Niemegk sollen 
diese Treffen einmal monatlich, 

jeweils in unterschiedlichen 
Dorfgemeinschaftshäusern, 
durchgeführt werden. Hier 

möchte Frau Müller 
(Seniorenbeauftragte) 
mit den Teilnehmern 
ins Gespräch kommen. 
Auch bereits bestehen-
de “ Senioren-Café- 
Gruppen“ können mit 
Frau Müller unter der 

Tel. 033748/74778 in Kontakt 
treten. Die ersten Termine im 
Familienzentrum Niemegk 
sollen einen Treffpunkt schaf-
fen, an dem sich kennengelernt 
und ausgetauscht werden kann. 

Termine: 
26. Februar 2024 –  
Anmeldung bis 22. Februar
29. April 2024 –  
Anmeldung bis 25. April
Wann: 14.00–16.00 Uhr im 
Familienzentrum Niemegk

Für Kaffee und Kuchen zum 
Unkostenbeitrag von 3 € ist 
gesorgt. Sie bringen gute Laune, 
Wünsche und Ideen mit. 
Anmeldungen können im 
Familienzentrum Niemegk 
unter der Tel-Nr.: 033843/ 
923003 oder bei Frau Müller 
unter der Tel.-Nr. 033748/74778 
erfolgen.
Im März kommt das mobile 
Senioren-Café ins Dorfgemein-
schaftshaus Ziezow. Der genaue 
Termin wird zeitnah bekannt 
gegeben.

Der nächste Flämingbote für die Gemeinde Wiesenburg/Mark, 
das Amt Brück und das Amt Niemegk – Flämingbote – 

erscheint am 8. März 2024.

Anzeigen- und Redaktionsschluss ist am 21. Februar 2024.

Zum Titelfoto: 
Winterliche Abendstimmung  

im Fläming
Foto: Amt Niemegk

Wir kaufen 
Wohnmobile + Wohnwagen

� 03944-36160
www.wm-aw.de Fa.
Wohnmobilcenter Am Wasserturm

Töpferei-Kade bietet an:
– einfach mal entspannen und etwas für die Seele tun –

� Töpferkurse 
 auf der Töpferscheibe

� Brotbackkurs mit Sauerteig
Internet: https://toepferei-kade.de
Mail: info@toepferei-kade.de
Handy: 0157-77356042

Kinderfreibetrag

Der Staat unterstützt Eltern mit dem 
Kinderfreibetrag: 6.384 Euro werden 
im Jahr 2024 pro Kind vom zu versteu-
ernden Einkommen abgezogen. Dazu 
kommt der Freibetrag für Betreuungs-, 
Erziehungs- und Ausbildungsbedarf von 
2.928 Euro – ergibt zusammen eine 
Steuererleichterung von 9.312 Euro.
Der Kinderfreibetrag ist ein Freibe-
trag, der allen Frauen und Männern 
mit leiblichen und adoptierten Kindern 
sowie – je nach Betreuungsumfang 
– auch mit Pfl egekindern zusteht. 
6.384 Euro (Stand: 2023: 6.024 Euro) 
werden dabei pro Kind und Jahr vom 
zu versteuernden Einkommen abgezo-
gen, beziehungsweise 3.192 Euro pro 
Elternteil. Dazu kommt der Freibetrag 
für Betreuungs, Erziehungs- und Aus-
bildungsfreibetrag, beziehungsweise 
1.464 Euro pro Elternteil. Somit wir-

ken sich insgesamt 9.312 Euro (2023: 
8.952 Euro) steuermindernd bei der 
Berechnung der Einkommensteuer 
für das Jahr 2024 aus. Damit will der 
Staat erreichen, dass Eltern genug Geld 
übrig bleibt, um für ihre Kinder Dinge 
wie Essen, eine Wohnung, Betreuung 
oder eine Ausbildung zahlen zu können.
Genau den gleichen Zweck hat auch 

das Kindergeld. Für jedes Kind bekom-
men Eltern seit dem 1. Januar 2023 
einheitlich 250 Euro, und zwar jeden 
Monat steuerfrei. Sowohl Kindergeld 
als auch Kinderfreibetrag sowie der 
Freibetrag für Betreuungs-, Erzie-
hungs- und Ausbildungsbedarf (BEA) 
sind also steuerbegünstigt. Der große 
Unterschied ist aber: Das Kindergeld 

zahlt der Staat jeden Monat an die El-
tern aus, den Kinderfreibetrag und den 
BEA-Freibetrag aber nicht. Stattdessen 
zieht das Finanzamt beispielsweise 
für 2024 die 9.312 Euro Kinder- und 
BEA-Freibetrag pro Kind bei der Abga-
be der Steuererklärung vom Einkom-
men ab  – es handelt sich also um eine 
fi ktive Rechengröße. 

Sie haben noch Fragen? Frau Rechts-
anwältin Michaela Strohm leitet die 
Beratungsstelle in 14822 Borkwalde, 
Lehniner Straße 11 und steht Ihnen 
gerne zur Verfügung – telefonisch un-
ter 033845/127537  bzw. via E-Mail: 
Michaela.Strohm@vlh.de].

Die Vereinigte Lohnsteuerhilfe e.V. (VLH): 
Wir sind Deutschlands größter Lohnsteuer-
hilfeverein und beraten Mitglieder im Rah-
men des § 4 Nr.11 StBerG.

– Rechtsanwältin

ANZEIGE

Redaktioneller Hinweis  
zu Veranstaltungen
Aus organisatorischen 
Gründen können in dieser 
Ausgabe keine Veranstal-
tungstermine bekannt 

gegeben werden. Diese 
werden jeweils auf der 
Homepage der Wohnort- 
gemeinde veröffentlicht.
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Wir bringen Bewegung in die Wohnung –  
Ein Gesundheitsbuddy kommt zu Ihnen
Kostenloser Kurs startet am 13.03.2024 in Golzow

 Wie werde ich  
Gesundheitsbuddy?
Interessierte Männer und 
Frauen (gern auch im Rentenal-
ter) können sich zum Gesund-
heitsbuddy qualifizieren lassen. 
Die Gerontologin Frau Gehr-
mann vermittelt im Kurs 
Wichtiges zu den häufigsten 
Alterskrankheiten, zur Kommu-
nikation, zu Rechtsgrundlagen 
der Pflegeversicherung, zum 
Ehrenamt und natürlich dem 
Bewegungsprogramm der 
Gesundheitsbuddys.

Der letzte kostenlose Kurs 
findet vom 13. März bis 

22. Mai 2024 immer mittwochs 
von 9:00 bis 13:30 Uhr in 
Golzow statt.

 Was macht ein  
Gesundheitsbuddy?
Die Buddys führen mit den 
Nutzern ein abgestimmtes 
Bewegungsprogramm durch. 
Dieses beruht auf dem wissen-
schaftlichen Konzept „Fit fürs 
Leben“ der Universität Wien. 
Dabei werden Kraft, Koordinati-
on und Gleichgewicht gefördert. 
Die Hausbesuche finden je nach 
individueller Absprache 1 bis 2 
Mal pro Woche für ca. eine 
Stunde statt. Durch die Unter-

stützung werden Angehörige 
entlastet und der Nutzer 
bekommt ein Stück Lebens-
qualität zurück.
Auch die Gesundheitsbuddys 
profitieren vom regelmäßigen 
Training. Ihnen steht nach  
dem Kurs immer ein Ansprech-
partner sowie medizinisches 
Fachpersonal bei Fragen und für 
den Austausch zur Seite.

 Welche Kosten entstehen 
durch die Hausbesuche?
Die Pflegekasse übernimmt ab 
PG I in der Regel die Kosten für 
diese Hausbesuche und der 
Gesundheitsbuddy erhält davon 

eine Aufwandsentschädigung 
von 10 € je Hausbesuch, sodass 
dem Nutzer keine zusätzlichen 
Kosten entstehen. Um die 
Abrechnung mit der Pflegekas-
se muss sich der Buddy nicht 
kümmern. Das übernimmt 
ebenso wie die Versicherung 
ein angegliederter Verein.

 Wo erhalte ich Infos oder 
kann mich anmelden?
Frau Stephan (Senioren-
beauftragte des Amtes Brück) 
zur Verfügung unter:
Tel: 033844 / 62 157 oder 
E-Mail: seniorenarbeit@
amt-brueck.de

Anforderungen an einen Immobilienmakler 
in wirtschaftlich schwierigen Zeiten

Eigentümer, die ihre Immobilie 
verkaufen wollen, sehen sich 
aktuell einer deutlich zurückge-
gangenen Nachfrage gegenüber. 
Während noch vor 12 Monaten 
eine Immobilie innerhalb von 3 
bis 4 Monaten mit Leichtigkeit 
ihren Käufer fand, bedarf es ak-
tuell erheblich mehr Aufwand. 
Meist gehen deutliche Preisab-
schläge damit einher. Der Grund: 
Kaufinteressenten kämpfen mit 
gestiegenen Finanzierungskos-
ten, höheren Eigenkapitalanfor-
derungen und zusätzlichen Mo-
dernisierungskosten durch das 
Gebäudeenergiegesetz (GEG). 
Die gestiegenen Nebenkosten 
für Energie und Nebenkosten 
engen das Budget zusätzlich 
ein. Arbeitsplätze sind durch den 
wirtschaftlichen Niedergang in 
Deutschland weniger sicher. Im 
Jahr 2023 sind laut Creditreform 
gut 23 % mehr Unternehmen 
in die Insolvenz geschlittert als 
im Vorjahr. In dieser Gemen-
gelage hat sich der Markt vom 
Verkäufermarkt zu einem be-
schädigten Markt gewandelt. 

Vom Preisrückgang besonders 
betroffen ist das Umland von 
Berlin. Die aktuelle Zinspause 
mit Bauzinsen um die 3 % bietet 
dabei einen kleinen Lichtblick. 
Um heute ein Einfamilienhaus 
erfolgreich zu verkaufen, bedarf 
es viel Engagement, Erfahrung 
und Kontakte, über die die we-
nigsten Immobilieneigentümer 
verfügen. Ein erfahrener und en-

gagierter Immobilienmakler kann 
dabei effektiv helfen und seine 
Provision macht sich schnell be-
zahlt. Er kennt die Stolperfallen 
und Risiken rund um den Immo-
bilienverkauf und schirmt den 
Verkäufer davor ab. Ausgangs-
punkt ist eine sachgerechte Ein-
schätzung des Marktwerts der 
Immobilie und die Identifizierung 
der möglichen Käuferzielgruppe. 

Daraufhin wird die Vermarktung 
abgestimmt. Der professionellen 
Betreuung der Kaufinteressenten 
ist ein hoher Stellenwert beizu-
messen. Alle Hindernisse, die 
einem Abschluss im Wege ste-
hen können, sind unverzüglich zu 
identifizieren und zu behandeln. 
Hierbei kommt es auf viel Fin-
gerspitzengefühl und Menschen-
kenntnis an.

Der Autor hat nach dem be-
triebswirtschaftlichen Studium 
über 35 Jahre Berufserfahrung 
im Finanzierungs- und Maklerge-
schäft. Er hat den Börsencrash 
1987, die Wiedervereinigung 
1990, die Asienkrise 1997, den 
11. September 2001, die Sub-
primekrise, die 2007/2008 USA 
und Europa beutelte, beruflich 
miterlebt. Er arbeitet heute als 
Immobilienmakler mit Sitz in 
Borkheide. Sein Tätigkeitsfeld 
bezieht sich i.w. auf die Region 
PM. Die Stimmen zufriedener 
Kunden finden sich hier: www.
provenexpert.com/david-hane-
mann.

ANZEIGE

Verkaufen Sie Ihre Immobilie sicher! 

David Hanemann · 14822 Borkheide 
Mobil 0172 30 55 881 · dh@dhb-immobilien.de  

www.provenexpert.com/david-hanemann 

„… für ihre ausgezeichnete Beratung, 
Betreuung und Durchführung unseres Auft rages 

danken wir Ihnen ...“ 

Für unsere Lindenschenke in Elsholz suchen wir dich: 
Küchenleiter/Köchin/Koch zur Festeinstellung.
Bewerbung unter: 033204-33159 oder 0173 9756266



Flämingbote | 9. Februar 2024 | Woche 6 | 61 |

1. Kleiner Naturschutztag im  
Naturpark Hoher Fläming
Die Naturparkverwaltung 
Hoher Fläming lädt am 2. März 
von 14 bis 16 Uhr alle interes-
sierten Bürgerinnen und Bürger 
zu einem Infonachmittag in 
den Gasthaus Hemmerling 
nach Raben (Dorfstraße 27, 
14823 Rabenstein/Fläming OT 
Raben) ein. Auf dem 1. Kleinen 
Naturschutztag werden  
aktuelle Ergebnisse der laufen-
den Forschungen im Bereich 
des Naturschutzes im Natur-
park Hoher Fläming in kurzen 
Vorträgen vorgestellt.
Diesen Themen wird sich 
gewidmet: Wie viele Wild- 
katzen schleichen bereits  
durch die Wälder des Hohen 
Flämings? Welche besonderen 
Pflanzenarten wachsen auf 
den Feuchtwiesen entlang der 
Flämingbäche? Welche Erst- 
beobachtungen gibt es in der 
Schmetterlingswelt? Warum 
werden Wiedehopf-Kästen 

gebaut und in der Region 
aufgestellt? Und welche neuen 
Methoden gibt es, um die 
Großtrappengelege in den 
Belziger Landschaftswiesen zu 
schützen?  
Eingeladen sind alle Interessier-
ten. Der Eintritt ist kostenlos, es 
wird um Anmeldung gebeten: 
Elisa Kallenbach, 
E-Mail: elisa.kallenbach@ 
lfu.brandenburg.de,  
Tel.: 033848 9003 17.

Info
www.hoher-flaeming- 
naturpark.de

Wechselmodell 

Es kommt immer häufi ger vor, dass 
sich Eltern nach einer Trennung oder 
Scheidung für ein Wechselmodell hin-
sichtlich der Betreuung der gemeinsa-
men Kinder entscheiden. Von einem 
Wechselmodell ist auszugehen, wenn 
beide Elternteile die Kinderbetreuung 
zu zeitlich gleichen Teilen überneh-
men. Das führt dazu, dass die Kinder 
jeweils hälftig bei der Mutter und 
hälftig beim bei dem Vater wohnen 
und leben. Die häufi gste Form des 
Wechselmodells ist ein wöchentlicher 
Wechsel. Der Wechsel ist dann an ei-
nem konkreten Wochentag vorsehen. 
Einer der Vorteile des Wechselmodells 
ist, dass Belastungen, welche durch 
die Arbeit und die Kinderbetreuung 
entstehenden, zu gleichen Teilen unter 
den Eltern aufgeteilt werden.
Wichtig ist jedoch, dass notwen-
dige Voraussetzungen vorliegen, 
um das Wechselmodell praktizie-
ren zu können. Das bedeutet, 
• die Entscheidung der Eltern für die 

Einführung eines Wechselmodells 
wurde einvernehmlich getroffen.

• bei der Entscheidung wird sowohl 
das Kindeswohl sichergestellt, als 
auch der Wille des Kindes im aus-
reichenden Maße berücksichtigt.

• beide Eltern sollten Willens und in 
der Lage sein, im vernünftigen Rah-
men über die Belange und Bedürf-
nisse ihrer Kinder zu reden.

• fi nanziell muss die Versorgung der 
Kinder sowohl bei der Mutter als 
auch beim Vater gesichert sein..

• für die Kinder muss in beiden Haus-
halten Wohnraum im ausreichenden 

Maße zur Verfügung stehen.
Von Vorteil wäre, wenn noch fol-
gende Voraussetzungen erfüllt 
wären. 
• Über die wichtigen und wesentlichen 

Fragen in der Erziehung sollte Einig-
keit zwischen den Eltern bestehen. 

• Das Wechselmodell sollte auch wei-
terhin in gewissem Umfang fl exibel 
gehandhabt werden. Es sollte die 
Möglichkeit bestehen, das Modell 
veränderten Bedingungen anzupas-
sen. Dabei steht das Wohl der Kin-
der immer im Vordergrund.

• Ein wichtiger Umstand ist, dass die 
Wohnungen der Eltern nicht weit 
voneinander entfernt sind. Dies führt 
zu einer Beibehaltung des sozialen 
Umfeldes der Kinder und die Wege 
zur Kita bzw. zur Schule sind von der 
Entfernung her fast gleich.

• Die Eltern sind gegenseitig in der 
Lage, den jeweils anderen Elternteil 
wert zu schätzen. Sie achten die 
Leistungen des anderen in der Be-
treuung und Erziehung der gemein-
samen Kinder. Die darüber eventuell 
bestehenden Konfl ikte dürfen diese 
Achtung nicht beinträchtigen. 

• Die Eltern sind bereit, ihre eigene 
Lebensführung einzuschränken. Es 
muss zwischen den Eltern möglich 
sein, die notwendigen und wichti-
gen Entscheidungen für die Kinder 
zu besprechen. Das bedeutet, die El-
tern können und wollen miteinander 
kommunizieren. 

Michaela Strohm
Fachanwältin 
für Familien- und Arbeitsrecht

Rechtsanwältin
Michaela Strohm

Fachanwältin für Familienrecht
Fachanwältin für Arbeitsrecht
Kanzlei Brück
Ernst-Thälmann-Straße 62
14822 Brück
Telefon:  03 38 44 / 7 08 94
Fax: 03 38 44 / 7 08 95
Termine bitte immer über die Kanzlei vereinbaren

Zweigstelle Borkwalde
Lehniner Straße 11
14822 Borkwalde
E-Mail. info@ra-strohm24.de
Web: www.ra-strohm24.de

Zugelassen an allen Amts-, Land- und Oberlandesgerichten

ANZEIGE

Heizung Sanitär GmbH

– Meisterbetrieb –

Tel.: 033841 / 423 29

� Öl-/Gasheizungen
� Solar-/PV-Anlagen
� Holz-/Pelettheizungen
� Wartung/Reparatur

www.Heizung-Berlin-Brandenburg.de

Wann? 2. März 2024 | 14.00 bis 16.00 Uhr
Wo? Gasthaus Hemmerling | Dorfstr. 27 | 14823 Rabenstein OT Raben

Ab 13.45 Uhr | Ankommen und Anmeldung
14:00 Uhr | Begrüßung und Einführung – Steffen Bohl, Naturparkleiter 
Hoher Fläming, Landesamt für Umwelt Brandenburg
14:05 Uhr | Auf leisen Pfoten – Die Rückkehr der Wildkatze in Brandenburg – 
Jens Teubner, Landesamt für Umwelt Brandenburg 
14:25 Uhr | Migration nach Brandenburg – Aktuelle Ankünfte von neuen 
Schmetterlingsarten – Stefan Ratering, Naturparkverein Hoher Fläming e. V.
14:45 Uhr | Ergebnisse des Dauermonitorings der Feuchtwiesen entlang der 
Flämingbäche – Dr. Beate Gall, NaturschutzKonzepte – Ingenieurbüro für 
Bodenschutz, Landschaftsökologie und Naturkunde
15:05 Uhr | Wiederansiedlung des Wiedehopfes – Bernd Willmann,  
Ehrenamtlicher im Naturpark Hoher Fläming 
15:25 Uhr | Drohnenflüge zum Schutz der Großtrappe in den Belziger 
Landschaftswiesen – Janosch Becker, Staatliche Vogelschutzwarte Baitz, 
Landesamt für Umwelt Brandenburg  
15:45 Uhr | Diskussion und Ausklang der Veranstaltung
Das Speisen- und Getränkeangebot des Gasthauses Hemmerling kann genutzt 
werden.

Breitblättriges Knabenkraut 
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Hinweise erwünscht – Entwurf des Managementplanes für 
das Europäische Schutzgebiet „Baitzer Bach“ im Naturpark 
Hoher Fläming kann vier Wochen eingesehen werden 
Im Naturpark Hoher Fläming 
werden derzeit Management-
pläne für elf Europäische 
Schutzgebiete erstellt. Im 
Rahmen der Öffentlichkeitsbe-
teiligung wird nun der Entwurf 
für das Europäische Schutzge-
biet „Baitzer Bach“ zur Einsicht 
öffentlich bereitgestellt. Inner-
halb von vier Wochen besteht 
die Möglichkeit Hinweise und 
Anmerkungen einzureichen.  

Im Naturpark Hoher Fläming 
gehören 14 Fauna-Flora-Habi tat- 
Gebiete (FFH) zum Europäischen 
Schutzgebietsnetz Natura 2000. 
Für drei der Gebiete liegt bereits 
ein Managementplan vor, für elf 
Gebiete werden derzeit neue 
Managementpläne erstellt, die 
Erhaltungsziele und Maßnah-
men für die Sicherung gefähr-
deter Tier- und Pflanzenarten 
sowie natürlicher Lebensräume 

festlegen. Sie werden zukünftig 
wichtige Arbeitsgrundlagen für 
die Naturschutzbehörden der 
Region sein. Die Naturparkver-
waltung ist für die Koordinie-
rung der Umsetzung der darin 
enthaltenen Maßnahmen 
zuständig. Ziel ist es, die in den 
Managementplänen vorge-
schlagenen Maßnahmen 
einvernehmlich mit Eigentü-
mern und Nutzern umzusetzen. 

Eine Rechtsverbindlichkeit 
ergibt sich daraus nicht. 
Vom 11.03. bis 05.04.2024 wird 
der erste Entwurf des Manage-
mentplans für das FFH-Gebiet 
„Baitzer Bach“ zur Einsicht 
bereitgestellt. Die Veröffentli-
chung mit Möglichkeit zum 
Download erfolgt unter 
https://www.hoher-flaeming- 
naturpark.de/unser-auftrag/
natura-2000-ein-europaeisches- 
schutzgebietsnetz/ffh- 
managementplanung/. 
Der Entwurf kann auch in 
Papierform nach Termin-
absprache in der Naturpark-
verwaltung in Raben gelesen 
werden.
Vom 11. März bis 5. April 2024 
können Hinweise oder konkrete 
Änderungsvorschläge schrift-
lich oder digital bei dem 
bearbeitenden Büro eingereicht 
werden.

Die Veröffentlichung der 
Entwürfe war ursprünglich für 
den Herbst 2023 geplant 
gewesen. Nach Verzögerungen 
in der Bearbeitung erfolgt die 
Beteiligung nun in der neuen 
Frist. 

Alle Hinweise werden anschlie-
ßend geprüft, zusammenge-
fasst und die Änderungen bzw. 
der Umgang mit den einge-
reichten Hinweisen in einer 
regionalen Arbeitsgruppe 
vorgestellt. 
Rückfragen können an Carolin 
Klangwald in der Naturpark-
verwaltung Hoher Fläming 
gerichtet werden  
(E-Mail: carolin.klangwald@lfu. 
brandenburg.de  
Telefon: 033848 9003 14). 

Das Projekt wird gefördert durch den 
Europäischen Landwirtschaftsfonds 
für die Entwicklung des Ländlichen 
Raumes (ELER). Verwaltungsbehörde 
ELER: www.eler.brandenburg.de. 
Kofinanziert aus Mitteln des Landes 
Brandenburg.
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Glückwünsche zu  
Alters- und Ehejubiläen
Im Amt Niemegk gehört es  
zur Tradition, dass der Bürger-
meister der Gemeinde/Stadt 
bzw. der Amtsdirektor oder  
ein Vertreter der Verwaltung 
bei Alters- und Ehejubiläen 
gratuliert und Glückwünsche 
übermittelt. 
Es besteht nun auch die Mög-
lichkeit, dass das Bundespräsi-
dialamt bzw. die Staatskanzlei 
sowie der Landrat zu bestimm-
ten Jubiläen gratulieren. 
Überbringer der Glückwünsche 
ist immer ein/e Vertreter/
Vertreterin des Landkreises  
in Abstimmung mit der Ver-
waltung des Amtes Niemegk. 
Dieser wird in dem Fall  
gemeinsam mit dem Amts-
direktor bzw. einem Vertreter 
auf Wunsch persönlich gratu-
lieren. Gratuliert wird zum 60., 

65., 70., und 75. Hochzeitstag 
sowie ab dem 100. Geburtstag 
und folgende. 
Alle Jubilare oder deren Ange-
hörige bitten wir mindestens 
vier Wochen vor dem Jubiläum 
uns per Post, E-Mail oder 
Telefon mitzuteilen, ob eine 
persönliche Gratulation durch 
den Amtsdirektor, Bürgermeis-
ter, Landrat und Bundespräsidi-
alamt bzw. die Staatskanzlei 
gewünscht wird. 
Amt Niemegk
Großstraße 6, 14823 Niemegk
Telefon: 033843 627 19
E-Mail: innerer-service@
amt-niemegk.de
www.Amt-Niemegk.de
Die notwendigen Daten werden 
nur für die Gratulationen 
erfasst, eine Veröffentlichung 
erfolgt nicht.

Reform des Landesbetriebes Forst Brandenburg –  
Einnahme der neuen Strukturen zum 1. Januar 2024
Sehr geehrte Damen und 
Herren, das für Forsten zustän-
dige Ministerium für Landwirt-
schaft, Umwelt und Klima-
schutz hatte bereits mit Erlass 
vom 25. Mai 2022 (ABI. [Nr. 23] 
S. 550) bekanntgegeben, dass 
der Landesbetrieb Forst Bran-
denburg (LFB) seine internen 
Strukturen ändern wird .
Wie in der Betriebsanweisung 
vorgegeben, wird die Landes-
waldbewirtschaftung weiterhin 
organisatorisch von 14 Forst-
betrieben wahrgenommen.
Diese vertreten das Land 
Brandenburg als Waldbesitzer 
in allen Belangen der wald-und 
jagdlichen Bewirtschaftung.
Das Aufgabengebiet der 
Unteren Forstbehörde wird ab 
1. Januar 2024 organisatorisch 
durch 14 Forstämter im Land 
Brandenburg wahrgenommen. 
Zu den Aufgaben der Forstäm-
ter zählt unter anderem die 
Beratung der Waldbesitzenden, 
die Förderung forstlicher 
Maßnahmen, die Waldpädago-
gik und die originären behördli-
chen Aufgaben als Träger 
öffentlicher Belange, Genehmi-
gungsbehörde als auch Sonder-

ordnungsbehörde für den 
Vollzug des Waldgesetzes des 
Landes Brandenburg.
Die neuen 14 Forstämter 
entsprechen in ihren Außen-
grenzen den Landkreisen. Die 
Namen und Dienstsitze der 
Forstämter sind der in der 
Anlage beigefügten Aufstellung 
zu entnehmen.
Eine kartenmäßige Darstellung 
der Grenzen der Forstämter ist 
ab Januar 2024 im Internet 
einsehbar, ebenso die Kontakt-
daten der für die Aufgabenge-
biete zuständigen Mitarbeite-
rinnen und Mitarbeiter.
Das für Sie zuständige Forstamt 
Potsdam Mittelmark ist unter 
folgenden Kontakten für Sie 
erreichbar:
E-Mail: FoA.Potsdam-Mittel-
mark@lfb.brandenburg.de
Telefon: 033846/90920
Fax: 0331275484340
Adresse: Am Waldfrieden 11, 
14806 Bad Belzig  
OT Dippmannsdorf
Sofern Sie Fragen haben, stehe 
ich Ihnen mit meinem Team 
gern zur Verfügung.
Ich freue mich auf eine gute und 
konstruktive Zusammen arbeit.

Anlage:  
Bezeichnung und Sitze 
der neuen Forstämter
Das Aufgabengebiet Untere 
Forstbehörde wird organisato-
risch von 14 Forstämtern 
wahrgenommen:
1.  Forstamt Prignitz
 Ziegelberg 5
 19336 Bad Wilsnack
2.  Forstamt  

Ostprignitz-Ruppin
 Karnzow Nr. 4 + 8
 16866 Kyritz
3.  Forstamt Oberhavel
 Plötzenstraße 17
 16775 Löwenberger Land  

OT Neuendorf
4.  Forstamt Uckermark
 Vietmannsdorfer Str. 39
 17268 Templin
5.  Forstamt Barnim
 Schwappachweg 2
 16225 Eberswalde
6.  Forstamt  

Märkisch-Oderland
 Eberswalder Chaussee 3
 15377 Waldsieversdorf
7.  Forstamt Oder-Spree
 Frankfurter Str. 7
 15518 Briesen
8.  Forstamt  

Dahme-Spreewald

 Bergstraße 25
 15907 Lübben
9.  Forstamt Spree-Neiße
 August-Bebel-Str. 27
 03185 Peitz
10. Forstamt  

Oberspreewald-Lausitz
 Chransdorf Nr. 2
 03229 Altdöbern
11. Forstamt Elbe-Elster
 Lindenaer Str. 5 b
 03253 Doberlug-Kirchhain
12. Forstamt Teltow-Fläming
 Steinplatz 1
 15806 Zossen, 
 OT Wünsdorf
13. Forstamt  

Potsdam-Mittelmark
 Waldfrieden 11
 14806 Belzig,  
 OT Dippmannsdorf
14. Forstamt Havelland
 Grünaue 9
 14727 Premnitz

Im Auftrag
Karin Heintz

Leiterin der Oberförsterei  
Dippmannsdorf

Leiterin der Oberförsterei Lehnin 
(m. d. W. d. A.)

Landesbetrieb Forst Brandenburg

Ihre Experten für Garten und Landschaft

• Pfl aster- und Wegebau
• Baggerarbeiten
• Tor- und Zaunanlagen
• Baumfällungen 
• Stubben ausfräsen
• Rasen- und Sportplatzpfl ege

GALA-BAU
Michael Dominick

Leipziger Straße 110 • 14929 Treuenbrietzen • www.galabau-treuenbrietzen.de

033748-
20240





Sie wollen Ihre Immobilie verkaufen?
Dann sind wir für Sie da.

In Ihrer Region
seit 1998

� 033841 · 44190
www.steinhardtimmobilien.de

Aus Leidenschaft 
original indisch kochen und 

in einem bezaubernden Ambiente Gäste verwöhnen. 

Bahnhof Straße 49 b · 14822 Brück
Telefon: 033844 / 753 747  |  0176 61829571

Di – So 11.00 – 22.00 Uhr
www.sagar-brueck.de

Tagesgerichte 
ab 6,90 Euro

Di – Fr
11 – 16 Uhr

AUSSER-
HAUS-

VERKAUF


